VERMESSUNG DER DEMOKRATIE
Demokratie wird gegenwärtig in ganz verschiedenen Kontexten diskutiert. Etwa als politisches System der Zukunft in den arabischen Ländern Nordafrikas, die nach dem Sturz ihrer Diktaturen nach einer neuen politischen Ordnung suchen. Demokratie gilt den jungen Eliten als Garant für Aufschwung, Zukunftschancen und politische Mitbestimmung.
Dieses positive Narrativ der Demokratie steht im Gegensatz zu den fast zeitgleich einsetzenden Protestwellen. In der Folge der Finanzkrise entwickelte sich ein enormes Mobilisierungspotenzial für soziale Bewegungen.
Unser Heft über „Mapping Democracy” untersucht den gegenwärtigen Demokratiediskurs in all seiner Ambivalenz: Demokratie als verheißungsvolles und in die Krise geratenes, Gesellschaft integrierendes und exkludierendes, als souveränes und durch Privatinteressen korrumpiertes politisches System.
KOSMOPOLITISMUS UND DEMOKRATIE
VON KANT ZU HABERMAS
Kosmopolitismus bedeutet anzuerkennen, dass Menschen moralische Personen sind, die ein Recht auf den Schutz durch das Gesetz haben, und zwar aufgrund der Rechte, die sie als Menschen beanspruchen können.
Von Seyla Benhabib
Wahlübung in einem afghanischen Kindergarten. Foto: Martin Gerner © Goethe-Institut
Der 80. Geburtstag von Jürgen Habermas im Jahr 2009 bedeutete auch für mich persönlich ein kleines Habermas-Jubiläum. Es war damals nämlich genau 30 Jahre her, dass ich als Stipendiatin der Alexander von Humboldt-Stiftung im Herbst 1979 nach Deutschland kam, um bei ihm am Max-Planck-Institut in Starnberg zu studieren. Von Anfang an nahm ich Jürgen Habermas wahr als die relevante zeitgenössische Figur in der Tradition des Kosmopolitismus. „Kosmopolitismus” bedeutet für mich anzuerkennen, dass Menschen moralische Personen sind, die ein Recht auf den Schutz durch das Gesetz haben, und zwar aufgrund der Rechte, die ihnen nicht als Staatsbürger oder als Mitglieder einer ethnischen Gruppe zukommen, sondern die sie einfach als Menschen beanspruchen können. Des Weiteren bedeutet Kosmopolitismus, dass Ländergrenzen im 21. Jahrhundert zunehmend durchlässig und dass Gerechtigkeit innerhalb der Grenzen und Gerechtigkeit jenseits der Grenzen miteinander verbunden sind, selbst wenn es zwischen ihnen zu Spannungen kommen kann und kommt. Aus dieser menschenrechtlich-kosmopolitischen Position resultiert bei Jürgen Habermas von Anfang an der Wille zur „Einbeziehung des Anderen”, unabhängig von seiner nationalen Herkunft.
So verstanden, scheint sich der Kosmopolitismus aber nur schwer mit der Demokratie vereinbaren zu lassen. Demokratie bedeutet, sich als demos zu konstituieren, als eine politische Gemeinschaft mit klaren Regeln, durch die die Beziehungen zwischen dem Innen und dem Außen bestimmt werden. In einer Demokratie gewinnt die Verfassung ihre Legitimität aus dem vereinten und kollektiven Willen des Volkes. Wie Artikel 20 des Grundgesetzes sagt: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.” Ein demokratisches Volk akzeptiert die Herrschaft des Gesetzes, weil es sich zugleich als Urheber und Adressat des Gesetzes sieht. Der Bürger einer Demokratie ist somit gerade kein Weltbürger, sondern Bürger dieser klar abgegrenzten politischen Gemeinwesen – unabhängig davon, ob es sich um einen Einheits- oder um einen föderalistischen Staat handelt, um die Europäische Union oder einen „Staatenbund”.
Wie ist das mit der kosmopolitischen Vision einer Gerechtigkeit, die nicht an der Staatsgrenze endet, zu vereinbaren? Oder mit der Vision durchlässiger Grenzen, über die die Repräsentanten des Volkes wenig Kontrolle haben? Ist nicht das „Recht, Rechte zu haben”, in Hannah Arendts Formulierung, stets das Recht der Menschen, Mitglied eines organisierten politischen Gemeinwesens zu sein? Müsste es richtigerweise also nicht „Kosmopolitismus und Demokratie”, sondern „Kosmopolitismus oder Demokratie” heißen? Wie also sieht er aus, der Zusammenhang zwischen kosmopolitischen Normen und Hoffnungen und dem demokratischen Konstitutionalismus?
Beginnen möchte ich mit einem kurzen historischen Überblick über den Kosmopolitismus in der Geschichte des politischen Denkens, um anschließend auf das Problem der Grenzen des demos zurückzukommen, in dem die Spannungen zwischen Kosmopolitismus und Demokratie am deutlichsten spürbar werden.
Kosmopolitismus – ein kurzer historischer Überblick
Das Wort „Kosmopolitismus” setzt sich aus kosmos (das Universum) und polites (der Bürger) zusammen. Zwischen diesen beiden Begriffen gibt es deutliche Spannungen. Montaigne schreibt: „Sokrates wurde gefragt, was seine Heimat sei. Er antwortete nicht ‚Athen’, sondern: ‚die Welt’. Er, dessen Geist reicher und ausgreifender war, als der aller anderen, umfing das Universum wie seine Vaterstadt, und seine Erkenntnisse, sein Wohlwollen und sein Gemeinsinn galten dem ganzen Menschengeschlecht – im Unterschied zu uns, die wir nur auf unsere Füße blicken.” Ob Sokrates tatsächlich so geantwortet hat oder nicht, ist umstritten, aber die Geschichte wird von Cicero in seinen Gesprächen in Tusculum, von Epiktet in seinen Unterredungen und von Plutarch in De Exilio wiederholt, wo er Sokrates dafür lobt, dass dieser „kein Athener oder Grieche, sondern ein ‚Kosmianer’” sei.
Was heißt es, ein „Kosmianer” zu sein, und wie kann ein „Kosmianer” ein Demokrat sein, wenn Demokratie für die Griechen nur im Stadtstaat verwirklicht werden konnte? Aristoteles sagt, man müsse, um außerhalb der Grenzen des Stadtstaates leben zu können, entweder ein Tier oder ein Gott sein. Da aber Menschen weder das eine noch das andere seien, und da der Kosmos nicht die polis sei, sei der kosmopolites nicht wirklich ein Bürger, sondern eine andere Art von Wesen. Zyniker wie Diogenes Laertius stimmten dieser Schlussfolgerung zu und behaupteten, sie seien nicht in jeder Stadt zu Hause, sondern allen gegenüber gleichgültig. Der kosmospolites ist ein Nomade ohne Heimat, er lebt in Harmonie mit der Natur und dem Universum, aber nicht mit dem Stadtstaat der Menschen, von deren Torheiten er sich distanziert. Einigen der negativen Konnotationen des Begriffs, mit denen wir aus der späteren Geschichte vertraut sind, wie etwa der Kritik des „wurzellosen Kosmopolitismus”, begegnen wir schon in dieser frühen Zeit.
Dieser negativen Version des Kosmopolitismus als Nomadismus ohne Stadtstaat steht die erhabenere stoische Lehre gegenüber, der zufolge die Menschen nicht nur die nomoi teilen – also die Gesetze ihrer jeweiligen Stadtstaaten –, sondern auch den logos, aufgrund dessen sie zur Vernunft befähigt seien. In seinen Selbstbetrachtungen schreibt Marc Aurel: „Haben wir das Denkvermögen miteinander gemein, so ist uns auch die Vernunft (logos) gemein. [...] Ist dies so, so haben wir auch das Gesetz gemein; ist dies so, so sind wir alle Bürger und nehmen an einem gemeinschaftlichen Staate teil; ist dies so, so ist die Welt gleichsam ein Staat.” Die Idee einer Ordnung, die die Unterschiede zwischen dem Recht der Menschen in den verschiedenen Stadtstaaten transzendiert und stattdessen in der rational verstehbaren Ordnung der Natur verwurzelt ist, verbindet sich in den darauf folgenden Jahrhunderten mit der christlichen Lehre der allgemeinen Gleichheit. Die stoische Lehre des Naturrechts inspirierte das christliche Ideal der Stadt Gottes im Unterschied zur irdischen Stadt der Menschen und findet schließlich Eingang in die Naturrechtstheorien des modernen politischen Denkens bei Thomas Hobbes, John Locke, Jean-Jacques Rousseau und Immanuel Kant.
Diese negativen und positiven Bewertungen, die mit dem Wort kosmopolites verbunden sind, und denen wir zunächst im griechischen und römischen Denken begegnen, halten sich durch die Jahrhunderte: ein kosmopolites ist eine Person, die sich selbst entweder in ihrem Denken oder in der Praxis von den Sitten oder Gesetzen distanziert und sie vom Standpunkt einer höheren Ordnung betrachtet, die als mit der Vernunft identisch gesehen wird. Der Theoretiker, der dieses stoische Verständnis von Kosmopolitismus schließlich wieder aufleben ließ und dem Begriff eine neue Wendung gab, um ihn mit den Erfordernissen eines modernen Rechtsstaats vereinbar zu machen, ist Immanuel Kant. Bei Kant sehen wir auch, dass Kosmopolitismus und Demokratie, eingebettet in eine republikanische Verfassung, nicht unvereinbar sind, sondern sich vielleicht tatsächlich wechselseitig erfordern.
Vom kosmopolites zur Weltbürgerschaft – Immanuel Kant
Kants Schrift Zum ewigen Frieden, die er 1795 anlässlich des zwischen Preußen und dem revolutionären Frankreich geschlossenen Vertrags von Basel verfasste, erfreut sich seit einigen Jahren wachsenden Interesses. Angesichts der Globalisierung der Politik ist vor allem die Vision eines „ewigen Friedens zwischen den Staaten” in den Blickpunkt gerückt, die Kant in drei „Definitivartikeln” formuliert. Sie lautet: „Die bürgerliche Verfassung in jedem Staate soll republikanisch seyn”, „Das Völkerrecht soll auf einem Föderalism freier Staaten gegründet seyn” und „Das Weltbürgerrecht soll auf Bedingungen der allgemeinen Hospitalität eingeschränkt seyn”. Kant selbst verwendet im „dritten Definitivartikel zum ewigen Frieden” explizit die Formulierung „Weltbürgerrecht”. Da ihm die Merkwürdigkeit des Begriffs „Hospitalität” in diesem Kontext bewusst ist, merkt er vorsichtshalber an, dass auch „hier, wie in den vorigen Artikeln, nicht von Philanthropie, sondern vom Recht die Rede ist”. Mit anderen Worten: Hospitalität ist nicht als eine soziale Tugend zu verstehen, als Menschenfreundlichkeit und Generosität gegenüber Fremden, die in mein Heimatland kommen oder aufgrund natürlicher oder historischer Umstände auf meine Unterstützung angewiesen sind; Hospitalität ist vielmehr ein „Recht”, das allen Menschen zusteht, insofern sie als potentielle „Bürger eines allgemeinen Menschenstaats”, einer Weltrepublik, anzusehen sind. Dennoch ist das „Recht” auf „Hospitalität” eine merkwürdige Sache, weil es sich nicht auf Menschen bezieht, die als Angehörige desselben Staats derselben Jurisdiktion unterliegen, sondern die Interaktionen von Menschen regelt, die zu unterschiedlichen Staatsgebilden gehören und an deren Grenzen aufeinandertreffen.
Laut Kant bedeutet „Hospitalität (Wirtbarkeit) das Recht eines Fremdlings, seiner Ankunft auf dem Boden eines anderen wegen, von diesem nicht feindselig behandelt zu werden. Dieser kann ihn abweisen, wenn es ohne seinen Untergang geschehen kann; so lange er aber auf seinem Platz sich friedlich verhält, ihm nicht feindlich begegnen. Es ist kein Gastrecht, worauf dieser Anspruch machen kann (wozu ein besonderer wohltätiger Vertrag erfordert werden würde, ihn auf eine gewisse Zeit zum Hausgenossen zu machen), sondern ein Besuchsrecht, welches allen Menschen zusteht, sich zur Gesellschaft anzubieten, vermöge des Rechts des gemeinschaftlichen Besitzes der Oberfläche der Erde, auf der, als Kugelfläche, sie sich nicht ins Unendliche zerstreuen können, sondern endlich sich doch neben einander dulden müssen.”
Kant unterscheidet hier zwischen einem dauerhaften Aufenthaltsrecht, dem „Gastrecht”, und einem temporären Aufenthaltsrecht, dem „Besuchsrecht”. Das Gastrecht kann durch eine freiwillige Vereinbarung gewährt werden, durch einen eigens abzuschließenden „wohltätigen Vertrag”, da es über das hinausgeht, was man dem Anderen moralisch schuldet bzw. worauf er einen Rechtsanspruch hat.
Kants Behauptung, dass Hilfsbedürftigen die Einreise nicht verwehrt werden kann, wenn dies zu ihrem „Untergang” führen würde, hat 1951 als Grundsatz der „Nichtrückschiebung”, des non-refoulement, Eingang in die Genfer Flüchtlingskonvention gefunden. Er verpflichtet die Unterzeichnerstaaten, Flüchtlinge und Asylsuchende nicht zur Rückkehr in ihre Herkunftsländer zu zwingen, wenn ihnen daraus eine Gefahr für Leben und Freiheit erwächst. Natürlich können souveräne Staaten diesen Grundsatz aufweichen, indem sie die Begriffe Leben und Freiheit nach eigenem Gutdünken definieren, oder ihn umgehen, indem sie Flüchtlinge und Asylsuchende an sogenannte sichere Drittländer übergeben. Kant hat solche Versuche, zwischen den moralischen Verpflichtungen gegenüber Zufluchtsuchenden und den eigenen Interessen zu vermitteln, vorhergesehen und legitimiert. Die normative Rangfolge beider Ansprüche – der moralischen Verpflichtung gegenüber Dritten und dem legitimen Eigeninteresse – ist, abgesehen von den offensichtlichen Gefahren für Leib und Leben abgewiesener Flüchtlinge, ziemlich vage; in allen anderen Fällen erlaubt die Verpflichtung, für Freiheit und Wohlbefinden des Gasts zu sorgen, eine enge Interpretation durch den Souverän, so dass sie nicht als uneingeschränkte Pflicht angesehen werden muss.
Vom Staats- über das Völker- zum Weltbürgerrecht
Kant hat uns ein ambivalentes Vermächtnis hinterlassen: Er wollte die kommerzielle und maritime Ausbreitung des Kapitalismus rechtfertigen, weil sie die Angehörigen der menschlichen Rasse in näheren Kontakt zueinander bringe, ohne aber dabei den europäischen Imperialismus zu legitimieren. Das weltbürgerliche Besuchsrecht erlaubt den friedlichen vorübergehenden Aufenthalt, doch es berechtigt nicht zur Plünderung und Ausbeutung, Eroberung und gewaltsamen Niederwerfung jener, bei denen man Aufenthalt nimmt, wie Kants Bemerkungen zu den europäischen Invasionsversuchen in Japan und China deutlich machen. Im 18. Jahrhundert war die Unterscheidung zwischen „Gastrecht” und „Besuchsrecht” im Zusammenhang mit den Entwicklungen im europäischen maritimen Imperialismus progressiv, heute ist sie das nicht mehr. Der Anspruch von Ausländern auf Bürgerrechte muss von der Verfassung selbst verbürgt werden und kann nicht länger als „wohltätiger Vertrag” gelten. Das Recht auf Staatsbürgerschaft selbst hängt natürlich von der Erfüllung bestimmter Bedingungen ab, die von dem jeweiligen demokratischen Souverän mehr oder weniger eng definiert werden. Dass es aber ein „Recht auf Einbürgerung” geben sollte und ein „Einbürgerungsgesetz”, ist ein Menschenrecht, das in Artikel 15 Absatz 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verbürgt wird, dem zufolge jedermann „das Recht auf eine Staatsangehörigkeit” hat und „niemandem [...] seine Staatsangehörigkeit willkürlich entzogen noch das Recht versagt werden [darf], seine Staatsangehörigkeit zu wechseln”.
Wir verdanken Kant die Unterscheidung zwischen dem Staatsrecht, das die Rechtsbeziehungen zwischen Personen innerhalb eines Staates regelt, dem Völkerrecht oder ius gentium, bei dem es um die Rechtsbeziehungen zwischen Staaten geht, und dem Weltbürgerrecht – dem ius cosmopoliticum –, das die Rechtsbeziehungen zwischen Personen kodifiziert, die nicht als Bürger bestimmter menschlicher Gemeinschaften gesehen werden, sondern als Mitglieder einer globalen Zivilgesellschaft. Indem Kant erklärt, dass auf der internationalen Ebene nicht nur Staaten und Staatsoberhäupter relevante Akteure sind, sondern auch Bürger und ihre ganz unterschiedlichen Zusammenschlüsse, verleiht er dem Begriff kosmopolites eine neue Bedeutung, nämlich die des Weltbürgers. Die Idee der Weltbürgerschaft beinhaltet eine utopische Erwartung des Weltfriedens, der durch die zunehmende Kommunikation zwischen den Menschen erreicht werden soll, wozu auch „le doux commerce” gehört. Die Intensivierung des Kontakts zwischen den Menschen führe dazu, „dass die Rechtsverletzung an einem Platz der Erde an allen gefühlt wird”. Weltbürgerschaft bedeutet zunächst einmal eine neue globale Rechtsordnung, in der Menschen einfach aufgrund ihres Menschseins bestimmte Rechte haben. (Bei aller grundsätzlichen Zustimmung sollten wir aber nicht vergessen, dass Kants Liberalismus trotz dieser außergewöhnlichen Leistung viel weniger robust ist, als uns das recht sein kann: In Kants Republik werden Frauen, Hausangestellte und Lehrlinge ohne Besitz als „Handlanger des Gemeinwesens” bezeichnet, und ihr rechtlicher Status hängt von dem des männlichen Haushaltsvorstands ab.)
Von der Weltbürgerschaft zum Weltbürgerrecht – Jürgen Habermas
Die These, dass wir seit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 1948 in eine Entwicklungsphase der globalen Zivilgesellschaft eingetreten sind, die durch den Übergang von internationalen zu kosmopolitischen Gerechtigkeitsnormen charakterisiert ist, ist heute weit verbreitet. Während Normen des Völkerrechts aus vertraglichen Pflichten entstehen, die von Staaten und ihren Vertretern eingegangen werden, beziehen sich kosmopolitische Normen auf Individuen, die als moralische und rechtliche Personen in einer weltweiten Zivilgesellschaft gesehen werden. Selbst wenn kosmopolitische Normen ihren Ursprung also in Verpflichtungen haben, die wie Übereinkommen funktionieren, wie etwa die Charta der Vereinten Nationen und die verschiedenen Menschenrechtskonventionen, ist das Bemerkenswerte an ihnen, dass sie Staaten und ihre Repräsentanten binden, manchmal sogar gegen den Willen der Unterzeichnenden. Das zeichnet viele der Menschenrechtsabkommen aus, die seit dem Zweiten Weltkrieg verabschiedet worden sind.
Mit diesen öffentlichen Rechtsakten ist das Völkerrecht auf entscheidende Weise transformiert worden. Es ist vielleicht zu utopisch, sie als erste Schritte hin zu einer „Weltverfassung” zu bezeichnen, aber sicher handelt es sich um mehr als nur um Verträge zwischen Staaten, nämlich um Bestandteile einer globalen Zivilgesellschaft. In dieser sind Individuen nicht nur aufgrund ihrer Identität als Staatsbürger im Rahmen von Staaten Träger von Rechten, sondern in erster Linie, weil sie Menschen sind. Obwohl Staaten die mächtigsten Akteure bleiben, wird die Reichweite ihrer legitimen und rechtmäßigen Entscheidungen zunehmend eingeschränkt. Wir müssen das Völkerrecht vor dem Hintergrund dieser im Entstehen begriffenen und noch zerbrechlichen globalen Zivilgesellschaft, die stets von Krieg, Gewalt und militärischer Intervention bedroht wird, neu überdenken. Diese Transformationen des Rechts haben Auswirkungen darauf, wie wir das Verhältnis von Kosmopolitismus und Demokratie in unserer Zeit begreifen. Unsere Frage bezieht sich nicht länger auf Kosmopolitismus und Demokratie und ebenso wenig auf Kosmopolitismus oder Demokratie, sondern vielmehr auf die Demokratie im Zeitalter des rechtlichen Kosmopolitismus.
An diesem Punkt schließt die kosmopolitische Argumentation von Jürgen Habermas an. In seinem Aufsatz The Constitutionalization of International Law and the Legitimacy Problems of a Constitution for a World Society argumentiert er, dass heute „jede Konzeptionalisierung einer Verrechtlichung der Weltpolitik Individuen und Staaten als die beiden Kategorien der Gründungssubjekte einer Weltverfassung zum Ausgangspunkt nehmen muss.” Habermas insistiert im Besonderen darauf, dass eine derartig vielschichtige juristische Ordnung „nicht zu einer Mediatisierung der Welt der Staaten durch die Autorität einer Weltrepublik führen darf, die den Fundus des in der innerstaatlichen Sphäre akkumulierten Vertrauens und die hiermit verbundene Loyalität der Bürger gegenüber ihren jeweiligen Nationen ignorieren würde.” Stattdessen benötigten wir vermittelnde Institutionen und regionale ökonomische, sicherheitspolitische und andere transnationale Organisationen, die einerseits die kosmopolitischen Rechte der Individuen fördern und andererseits zugleich die Demokratie innerhalb der Staaten selbst stärken.
Der ökonomische Kosmopolitismus
Diese Vorstellung eines demokratischen Kosmopolitismus in der Tradition von Kant bis Habermas hat natürlich zahlreiche Kritiker auf den Plan gerufen. Verteidiger einer ökonomischen Globalisierung wie Thomas L. Friedman (zumindest mit seinem früheren Buch Die Welt ist flach) reduzieren kosmopolitische Normen auf eine flache Version der Menschenrechte, auf Freiheit, Gleichheit und Eigentum, und erklären, dass diese mit der Ausbreitung des freien Marktes und des Handels einhergingen.
In dieser Frage gibt es einen bemerkenswerten Schulterschluss zwischen neoliberalen Globalisierungstheoretikern und neomarxistischen Theoretikern des „Empire”. Besonders herauszuheben sind hier Antonio Negri und Michael Hardt. Hardt und Negri unterscheiden bekanntermaßen zwischen Imperialismus und Empire, um die neue Logik des internationalen Systems einzufangen. Während sich das Wort „Imperialismus” auf ein gewaltsames, plünderndes und ausbeuterisches System bezieht, durch das eine imperiale Macht anderen ihren Willen aufzwingt, verweist Empire auf ein anonymes Netzwerk aus Regeln, Bestimmungen und Strukturen, die Menschen im System des globalen Kapitalismus festsetzen. Für den globalen Kapitalismus ist es nötig, dass das individuelle Recht, Waren und Dienstleistungen frei auf dem Markt auszutauschen, geschützt wird, und vor allem, dass Verträge zuverlässig eingehalten werden (pacta sunt servanda) und ausgeführt werden können. Das Empire ist die stetig wachsende Macht des Kapitals, immer mehr Bereiche der Erde unter seine Gewalt zu bringen.
In dieser Zeit der umfassendsten Wirtschaftskrise seit den 1930er Jahren wird die neomarxistische Kritik des globalen Kapitalismus neue Anhänger finden. Ironischerweise hat aber gerade heute das Empire (bzw. die Vereinigten Staaten) seinen Halt verloren und wurde vom Markt überwältigt. Wir müssen die Regeln und Bestimmungen des Weltmarktes von Grund auf neu überdenken und auch im Bereich der Wirtschaft kosmopolitische Rechtsnormen durchsetzen. Der Kosmopolitismus muss heute viele neue und einander überlappende Projekte der „Global Governance” vorantreiben. Die Weltwirtschaft hat sich rasch destabilisiert, wofür zum Teil die „Deregulierungsideologien” der Bush-Regierung sowie der Egoismus und die Gier der Finanzbranche verantwortlich sind, aber auch der Zusammenbruch des gesellschaftlichen Vertrauens und der öffentlichen Versorgungssysteme, der in den USA bereits durch die katastrophale Reaktion auf den Wirbelsturm Katrina offenbar wurde.
Diese Ära des Egoismus innerhalb der kapitalistischen Staaten spiegelt eine globale Entwicklung wider. Die Entwicklungshilfe der großen Industrienationen für ärmere Länder ist zurückgegangen, und in großen Teilen Afrikas, Afghanistans, Mittelamerikas und Birmas/Myanmars bietet die Regierung ihren Bürgern immer weniger Schutz. „Gescheiterte Staaten” überlassen das Feld entweder ethnisch-religiösen Stämmen, die miteinander Kriege führen, Maquiladoras oder Freihandelszonen, in denen die Menschen-, Bürger- und sozialen sowie wirtschaftlichen Rechte der Arbeiter und Bauern aufgehoben sind. Vor dem Hintergrund der ausweglosen Notlagen, die die aktuelle Weltwirtschaftskrise in vielen Entwicklungsländern hervorrufen wird, werden diese Rechte in einem Teufelspakt wahrscheinlich noch weiter eingeschränkt werden, um ausländische Investitionen und das Wirtschaftswachstum anzuregen.
Es bedarf somit nicht nur einer stärkeren Regulierung der Finanzmärkte und strengerer Kontrollen, so dass Wachstums- und Freihandelszonen sich an das internationale Arbeitsrecht und an Menschenrechts- sowie Umweltschutzstandards halten, sondern eines grundlegenden Umdenkens bei der Frage, was globale Verteilungsgerechtigkeit bedeutet. Und für diese Aufgabe müssen wir die Weltkarte in unseren Köpfen so umgestalten, dass wechselseitige Abhängigkeit in Fragen der Wirtschaft und des Umweltschutzes nicht mehr als vorübergehende Episoden in der Geschichte der Nationen betrachtet werden, sondern als entscheidender Baustein der Moderne als globaler Menschheitsgeschichte verstanden wird. Mit anderen Worten, wir müssen uns das Phänomen von globaler Interdependenz bewusst machen, das bereits Kant mit seinem eingeschränkten Wissen des 18. Jahrhunderts als das zweischneidige Schwert des westlichen Imperialismus erkennen konnte.
Die Grenzen des demos
Das Vermächtnis des Kosmopolitismus verlangt auch von uns, das viel diskutierte Problem der Grenzen in der Demokratietheorie, das manchmal auch als „das Problem der Konstitution des demos” bezeichnet wird, neu zu überdenken. Während im 18. Jahrhundert der Westen die übrige Welt kolonialisierte, ist heute „der Rest” der Welt wiederum ins Zentrum gerückt: Die Migration folgt Mustern vorhersehbarer Verschiebungen zwischen dem Zentrum und der Peripherie. Das bedeutet, dass die Grenzen des demos, wie sie von alters her geschichtlich vorgegeben waren, nicht länger vorausgesetzt werden können. Die globalen Migrationsmuster, die stetigen Veränderungen unterliegen, zeigen eindeutig, dass Völker im Laufe der Geschichte konstituiert und neu konstituiert werden.
Ich möchte hier meinen Kollegen Robert Dahl aus Yale zitieren, der schreibt: „So seltsam es einem vorkommen mag, die Entscheidung, welche Personen sich legitimerweise zu ‚dem Volk’ zusammenfügen [...] und demnach berechtigt sind, sich in ihrem eigenen Verband selbst zu regieren, ist ein von allen großen Philosophen, die über die Demokratie schrieben, fast völlig vernachlässigtes Problem. Ich führe das darauf zurück, dass sie es für erwiesen hielten, dass ein Volk sich schon konstituiert hat. [...] Die Polis ist das, was sie ist; der Nationalstaat ist das, was die Geschichte aus ihm gemacht hat. Athener sind Athener, Korinther Korinther und Griechen sind Griechen.”
Wir können das zwar nicht länger glauben, aber es gibt kein demokratisches Verfahren, um demokratisch zu entscheiden, wer Teil des demos sein soll und wer nicht, weil eine solche Entscheidung bereits die Unterscheidung zwischen denen, die entscheiden dürfen, und den anderen, die nicht zu dem demos gehören, impliziert. Wir stehen vor einem unvermeidlichen Zirkel. Obwohl dieses logische Problem des Zirkelschlusses nicht vermieden werden kann, gibt es jedoch Lösungen für dieses Problem der Konstituierung des demos, die gerechter oder intelligenter sind als andere. Deshalb gehört in unserer Zeit unbedingt zum Vermächtnis des Kosmopolitismus, den Gast nicht als Gast, sondern als potentiellen Bürger und Gesellschaftsmitglied zu behandeln. Oder, in den Worten von Jürgen Habermas, in Zeiten der Globalisierung wird die „Einbeziehung des Anderen” zur weltbürgerlichen Pflicht, die nicht an den nationalen Grenzen Halt macht.
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WANN IST MAN EIN DEMOKRAT?
VERSUCH ÜBER DIE DEMOKRATISCHE PERSÖNLICHKEIT
Es ist äußerst schwierig, genau zu definieren, was einen demokratischen Menschen ausmacht. Um demokratische Ideen zu entwickeln, braucht der Mensch zunächst die Freiheit, sich politische Alternativen vorstellen zu können.
Von Reginald Grünenberg
Wahlen in Ägypten: ein Wahlbüro in Kairo während der Wahlen zum Landesparlament. Foto: Rémi Ochlik, Bureau 233 © Goethe-Institut
Die im Titel gestellte Frage klingt sehr einfach, und man sollte meinen, dass es darauf eine kurze und bündige Antwort gibt. Doch jeder Versuch dazu scheitert schnell. Probieren Sie es aus! Erklären Sie in wenigen Sätzen, was ein Demokrat ist. Nicht gültig sind die Antworten „Ein Mensch, der in einer Demokratie lebt” oder „Die Art von Mensch, aus der Demokratien bestehen”, denn manche Demokratien verkraften eine Menge Nicht-Demokraten, und es gibt Demokraten in Ländern, die alles andere als Demokratien sind. Außerdem sind das nur Versuche, etwas Unbekanntes durch etwas Bekanntes zu erklären, nicht das Unbekannte aus sich selbst heraus. Eine richtige Definition müsste auch Kriterien an die Hand geben, mit denen man den Demokraten vom Nicht-Demokraten unterscheiden könnte. Na, ist doch nicht so einfach, was? Noch ein Versuch: Gehen Sie ins Internet und geben Sie den Suchbegriff „Demokrat” oder gleich „Was ist ein Demokrat?” ein. Aha, das sind also Parteimitglieder bestimmter Parteien, die sich „Demokraten” nennen. Nein, das ist es wohl auch nicht. Gut, jetzt noch eine letzte Chance, denn vielleicht wissen ja nur wir Deutschen nicht, was ein Demokrat ist. Also probieren Sie es auf Englisch, „What is a democrat?”, denn die englischsprachige Welt ist schließlich viel größer und war uns in Sachen Demokratie auch immer schon voraus. Aber die Ergebnisse sind genauso enttäuschend.
Das ist vor allem deshalb so erstaunlich, weil wir im „Westen” die Demokratie nicht nur bei uns so hoch schätzen, sondern sie auch noch weltweit exportieren und andere Völker damit beglücken wollen. Dieses Verhalten ist zwar logisch nachvollziehbar und entspricht auch der Erfahrung, dass eine Demokratie für ihr Überleben eine gewisse – allerdings völlig unbestimmte – Anzahl an Demokraten braucht, aber trotzdem wissen wir gar nicht, was das ist, ein Demokrat. Dennoch wollen wir den Irak, Afghanistan und am besten auch gleich China „demokratisieren”, nicht zu vergessen die arabischen Nationen, die sich gerade so spektakulär und unerwartet von ihren Despoten befreit haben. Wir fühlen zwar, wie es ist, ein Demokrat zu sein, und haben eine Ahnung davon, was es bedeutet, aber uns fehlen die Worte dafür. Leider muss ich Ihnen nun mitteilen, dass wir dieses Definitionsproblem hier auch nicht endgültig lösen können, denn seine Ausmaße und Konsequenzen sind viel weitreichender, als diese einfache, kleine Frage es vermuten lässt.
Definitionsprobleme
Wenn wir nämlich eine Stufe höher gehen und den allgemeineren Begriff des politischen Subjekts aufsuchen, unter den der Begriff des Demokraten fällt, dann passiert dasselbe noch einmal. „Was ist ein politisches Subjekt?” können wir fragen, doch auch hier wissen wir keine Antwort, und auch das Internet hilft nicht weiter. Die Verwirrung nimmt nur zu, denn in der marxistischen Theorie ist das politische Subjekt die Arbeiterklasse, ab Lenin dann die kommunistische Partei. Oder bei dem Nazi-Juristen Carl Schmitt der Diktator, der über den Ausnahmezustand verfügt. Hier kommen wir also nicht weiter. Auf der nächsthöheren Abstraktionsstufe finden wir dann das Individuum. Wir folgen nämlich der Intuition, dass Menschen doch Individuen sind, und als solche können sie zumindest auch politische Subjekte sein, und als politische Subjekte wiederum können sie auch Demokraten sein. Doch wenn wir schon leicht verzagt die Frage stellen „Was ist ein Individuum?”, dann werden wir überrannt von einer Herde unterschiedlichster philosophischer, soziologischer und psychologischer Antworten, die uns alle nicht weiterhelfen.
Die syllogistische Begriffskette Individuum – Politisches Subjekt – Demokrat werden wir hier also nicht zufriedenstellend mit Definitionen füllen und schließen können, weil wir nur ein Rätsel mit einem anderen erklären würden. Es gibt allerdings ein paar spannende Hinweise, warum diese Begriffe nicht oder nicht mehr thematisiert und definiert wurden. Außerdem habe ich zum mittleren Begriff des politischen Subjekts einen eigenen Ansatz entwickelt, den ich ins Spiel bringen möchte. Vielleicht kommen wir damit am Ende doch wenigstens zu ein paar Konturen des Demokraten.
Der Individualismus ist im 18. Jahrhundert im Spannungsfeld der bürgerlichen Revolutionen in England, den USA und Frankreich entstanden. Das geschah einerseits durch die Taten empörter Bürger, die für mehr Gerechtigkeit, Selbstbestimmung und Teilhabe an der politischen Macht kämpften, andererseits durch Traktate, in denen die klügsten Köpfe dieser Zeit zu zeigen versuchten, was diese geschichtsmächtige Individualität im Einzelnen bedeutet. So wurden verschiedene Schemata des Individuums entwickelt, allen voran das Individuum als komplexes „Subjekt” mit erstaunlichen Horizonten in der Philosophie (Descartes, Leibniz, Kant), dann das Individuum als Gegenstand der Erziehung in der Pädagogik (Locke, Rousseau, Pestalozzi), als Akteur auf den Märkten in der Ökonomie (Smith), als rechtsfähige Instanz in den Herrschafts- und Sozialverträgen (Locke, Hume, Rousseau), und schließlich als aus eigenen Überzeugungen heraus kämpfender Soldat im Krieg (Clausewitz). Den Höhepunkt erreichte diese Entwicklung um 1800 mit der kritischen Philosophie von Immanuel Kant, in der die meisten der vorgenannten Ideen zusammengefasst wurden zu einer kompakten Philosophie des bürgerlichen Republikanismus und Individualismus. Das war aber auch schon das Ende des Goldenen Zeitalters des Individuums. Vor allem in Deutschland, das keine eigene bürgerliche Revolution zustande gebracht hatte, verdrängte der spekulative Idealismus von Fichte, Schelling und Hegel, der Kant „überbieten” und „überwinden” wollte, den konkreten bürgerlichen sowie den philosophischen Individualismus als Thema der Philosophie. Stattdessen wurde im abstrakten „Ich”-Begriff des transzendentalen Subjekts das Fundament für eine Religion und Wissenschaft umfassende Wahrheit gesucht oder gleich der Weltgeist heraufbeschwört, in dem alle Menschen jenseits ihrer störenden Individualität durch dialektische „Aufhebungen” und in einem alles überwölbendem Staat den Frieden finden sollten. Diese Versuche (inklusive des kommunistischen) sind alle fehlgeschlagen, was dazu geführt hat, dass seit der Mitte des 19. Jahrhunderts die Subjektphilosophie und mit ihr das Thema Individualität zunehmend diskreditiert wurde.
Anti-Individualismus
Die Spätfolgen merken wir heute noch, und zwar insofern, als in ausnahmslos allen Kultur-, Sozial- und Geisteswissenschaften ein meta-theoretisches Dogma herrscht, welches besagt, dass man nicht mehr vom Modell des denkenden Subjekts und schon gar nicht vom konkreten Individuum als Träger von Handlungen ausgehen kann. Es gibt heutzutage keine ernstzunehmende Handlungstheorie mehr, die das soziale, politische, wirtschaftliche, wissenschaftliche oder künstlerische Handeln noch auf Subjekte oder Individuen zurückrechnet und sich mit deren Innenhorizonten beschäftigt. Die Theoriebildung basiert stattdessen ausschließlich auf „Systemen” und „Strukturen” (Geschichte, Ökonomie, Psychologie, Politologie, Soziologie), „Kontexten” und „Diskursen” (Literatur, Kunst, Philosophie). Aus dieser Perspektive muss die Frage „Was ist ein Demokrat?” wie der reaktionäre Versuch der Wiederbelebung einer toten Tradition anmuten, nämlich der des frühbürgerlichen Individualismus und seiner „naiven” Handlungstheorie, die von zurechnungsfähigen Subjekten und leiblichen Individuen ausging. Dabei müsste in modernen, und vor allem in demokratischen Gesellschaften die Erforschung der Individualität doch ein wichtiges Thema sein, denn dadurch würden diese Gesellschaften ihre eigenen, grundlegenden Voraussetzungen thematisieren.
Erstaunlicherweise war es der radikalste, aber auch genialste und sensibelste Systemtheoretiker, der auf diese Problematik hingewiesen hat. „Der moderne Begriff des Individuums gehört mithin in eine Gesellschaft, die sich dadurch aufgefordert sehen könnte, sich über sich selbst Klarheit zu verschaffen”, leitete Niklas Luhmann 1992 seine Bestandsaufnahme der unzureichenden theoretischen Leistungen in diesem Feld ein. Denn „nach Jahren der De-Thematisierung scheint zwar eine Re-Thematisierung des Individuums anzulaufen; aber die Klassiker des Faches [Soziologie] können dabei kaum weiterhelfen: Sie hatten sich mit dem split paradigm personale/soziale Identität oder mit oberflächlichen Anleihen bei der Transzendentalphilosophie, mit dem Wort Subjekt begnügt und nie Tiefenbohrungen in Richtung Individualität unternommen.”
Wenn man diesen metatheoretischen Anti-Individualismus einmal erkannt hat, dann versteht man auch die Empörung der Fachwelt, als der Historiker Daniel Goldhagen 1996 sein Buch Hitlers willige Vollstrecker veröffentlichte. Darin weigerte der Autor sich, weiterhin „Struktur-” oder „Sozialgeschichte” zu schreiben, denn Strukturen und das Soziale denunzieren und ermorden keine Menschen. Stattdessen ging er in der angloamerikanischen Tradition der „dichten Beschreibung” (Clifford Gertz) auf die Motive einzelner Täter ein. Die handlungstheoretische Verarmung in der Soziologie, die er damit beispielhaft anklagte, ist der erste Grund, weshalb wir keine Antwort auf die Frage geben können, was ein Demokrat oder ein politisches Subjekt ist, denn wir kennen nicht einmal deren logischen und historischen Vorgänger, das Individuum.
Der zweite und dritte Grund für diese Sprachlosigkeit sind beide besonders in Deutschland stark ausgeprägt. Zunächst gibt es hierzulande eine völlig ungebrochene Tradition, das Politische vom Staat her zu denken, niemals ausgehend vom Individuum als politischem Subjekt. In gut aristotelischer Manier wird der Mensch als staatsbezogenes Tier (zoon politicon) gesehen. So wird von der jeweils zu vertretenden Staatsordnung auf das Wesen zurückgeschlossen, das diese zu tragen und zu ertragen hat. Die innere Komplexität dieses Wesens wird dabei vollständig ausgeblendet. Eine weitere deutsche Besonderheit ist es, das politische Subjekt ausschließlich mit den Maßstäben der Moral zu beurteilen oder gar gleich zu konstruieren. Die politische Philosophie legt hierzulande ausschließlich normative Werte an das politische Subjekt an, interessiert sich also kein bisschen dafür, wie es ist, sondern ausschließlich dafür, wie es sein soll. Dann kommen immer sofort die hehren Forderungen nach Gemeinwohlorientierung und (völlig falsch verstandener) Solidarität. Es ist den deutschen Denkern nicht beizubringen, dass der normative, das heißt moralisch strukturierte Diskurs, nur ein „ich muss” und „wir müssen” hervorbringen kann, während beim Individuum als politischem Subjekt das freche „ich will – und die anderen sollen!” aufblitzt. Dieser politische Moralismus durchzieht die Veröffentlichungen der meisten akademisch gebildeten Autoren, aber auch die politischen Kommentarseiten und Feuilletons. Man denke nur an den gerade entdeckten „Ego-Demokraten” und „Wutbürger”, gegen den in der Presse so gern gewettert wird. Der damit gebildete positive Begriff des Demokraten kann nur der eines sturen Mitläufers oder eines politischen Heiligen sein. Es ist gar also gar kein Wunder, wenn wir nicht richtig aussprechen können, was ein Demokrat ist. Denn wir wissen weder, was ein Individuum ist, noch was ein politisches Subjekt ausmacht. Das ist ein Armutszeugnis für die Politikwissenschaft, denn sie hat es bis heute nicht einmal annähernd geschafft, ihre eigenen Grundbegriffe auszuprägen. Das gilt für den Begriff des Politischen selbst genauso wie für das politische Subjekt. Ökonomie (Smith, Malthus, Ricardo, Schumpeter, Keynes etc.), Soziologie (Durkheim, Weber, Parsons, Luhmann) und Psychologie (Freud, Adler, Jung, Piaget, Erikson etc.) haben für ihre eigenen Bedürfnisse jeweils solide und entwicklungsfähige Begriffsgerüste gebaut. Nicht so die Politikwissenschaft, weder in Deutschland noch anderswo. Denn sie wissen weder, was sie tun, noch, wovon sie reden.
Die Fähigkeit, über die politische Ordnung zu reden
Wenden wir uns nun dem konstruktiven Teil zu, um zu sehen, ob wir nicht doch noch etwas Brauchbares zustande kriegen, das den Demokraten, die es ja offensichtlich gibt, gerecht wird. In meiner eigenen wissenschaftlichen Arbeit unter dem Titel Politische Subjektivität. Der lange Weg vom Untertan zum Bürger (2006) habe ich versucht, an das bereits erwähnte Goldene Zeitalter des Individualismus anzuschließen und die darin gewonnenen Erkenntnisse weiterzuentwickeln. Um es kurz zu machen: Politische Subjektivität ist die Fähigkeit zur Reflexion über öffentliche Ordnung. Das ist es, worüber ein Mensch verfügen muss, um Gedanken und Urteile zu bilden, die als politisch qualifiziert werden können. Die philosophische Aufgabe besteht vor allem darin zu zeigen, was die Begriffe „Reflexion”, „Öffentlichkeit” und „Ordnung” in dieser Definition bedeuten. Dabei bin ich nicht von existierenden politischen Ordnungen ausgegangen, sondern habe das Denkvermögen untersucht, das es Menschen ermöglicht, diese Ordnungen überhaupt erst hervorzubringen, um an ihnen dann als Individuen, politische Subjekte und schließlich „Bürger” (im Gegensatz zu Untertanen) teilzunehmen. Deshalb geht es bei den Begriffen „Öffentlichkeit” und „Ordnung” nicht nur darum, was jeder von uns in der Welt schon vorfindet, sondern wie wir diese Konzepte in uns, denkend und urteilend entstehen lassen, damit wir über sie reflektieren können. Mit „Öffentlichkeit” ist in der oben genannten Formel daher nicht nur die empirische, bürgerliche Öffentlichkeit gemeint, etwa im Sinne von Jürgen Habermas’ Strukturwandel der Öffentlichkeit (1962), mit all ihren Medien wie Gesprächen, Lesezirkeln, Parlamenten, Zeitungen und Fernsehen (heute natürlich auch Internet, Twitter etc.), sondern ein Strukturprinzip unseres Denkens, nämlich wenn wir unsere Interessen, Wünsche und Ideale in einer gedachten Öffentlichkeit diskutieren, in der wir uns auch mit vorgestellten entgegengesetzten Meinungen konfrontieren können.
Dementsprechend ist auch die „Ordnung”, um die es in der Formel geht, nicht nur die als existierend vorgegebene, sondern unsere eigene, gedachte und vor allem gewünschte Ordnung (der Wirtschaft, politischen Herrschaft, Sitten, Religion etc.). Nur dann können wir sie mit der realen, außerhalb von uns existierenden Ordnung vergleichen und unsere Zustimmung oder Ablehnung in eine reale, empirische Öffentlichkeit einbringen, etwa in Form von Gesprächen, politischen Aktionen, Veröffentlichungen von Büchern und Zeitungen, Fernsehauftritten und – in Demokratien – durch die Teilnahme an Wahlen. Ein politisches Subjekt zeichnet sich also durch die Fähigkeit aus, sich vorstellen zu können, dass etwas anders sein könnte, als es aktuell ist. Mit anderen Worten, ein politisches Subjekt hat einen kognitiven Zugang zum Konzept der Option. Wo das nicht gegeben ist, da wird nie ein politischer Gedanke in einem Menschen entstehen können! Das scheint für den inzwischen demokratieverwöhnten Europäer weit hergeholt zu sein, aber nur weil er vergessen hat, wie klein das weltgeschichtliche Fenster ist, durch das er selbst den Zugang zu dieser Denkfähigkeit bekommen hat. Eine derart universale Theorie des politischen Subjekts müsste sich daher mit ethnologischen Beobachtungen und anthropologischen Überlegungen belegen lassen. Das kann sie auch.
Politologie und Ethnologie
Berühmt sind die Studien von Louis Dumont über den Homo hierarchicus (1966), dessen bestes Beispiel er in der indischen Kastengesellschaft fand. Dort gibt bzw. gab (denn das hat sich inzwischen geändert) es nicht die Spur eines politischen Reflexionsvermögens und der Vorstellung, die gegebene Ordnung könnte auch eine andere sein. Noch aufschlussreicher sind die viel zu wenig beachteten Arbeiten des französischen Soziologen, Ethnologen und Anthropologen George Balandier. Seine ganz deskriptiv gehaltene Politische Anthropologie (1972) ist dem normativ-philosophischen Ansatz der deutschen Politikwissenschaft gänzlich fremd. Er hat die ethnologische Literatur zum Problem des Politischen untersucht und wollte sie mit seinen eigenen, in der Afrikaforschung gewonnenen empirisch-ethnologischen Erkenntnissen zu einer völkerkundlich gestützten Theorie des Politischen zusammenfassen. Ziel dieser Lehre sollte es sein, das Vorurteil zu überwinden, primitive Völker hätten keine Geschichte, und viele von ihnen, vor allem solche ohne beobachtbare Staatsformen, würden keine Art von Politik kennen. Insbesondere die strukturalistische Schule hatte den primitiven Gesellschaften jede historisch-politische Dimension abgesprochen. Bemerkenswert ist Balandiers ausgeprägtes methodisches Problembewusstsein. Damit einmal eine wahrhafte „Weltgeschichte des politischen Denkens” geschrieben werden kann, so meinte er, muss die Frage nach der Definition des Politischen neu gestellt werden. Die verschiedenen Angebote, welche in den Arbeiten früherer politischer Anthropologen formuliert wurden, unterzog Balandier einem ausführlichen Vergleich. Während einige Anthropologen vom Politischen dort sprachen, wo die Verwandtschaft aufhört oder bestimmte Merkmale des Raumes (Territorium, Innen-Außen-Differenz) oder der Handlung (Bezug auf Macht anstatt auf Autorität) gegeben waren, galt für andere nur die Funktion des Politischen in Form von Leistungen für die Gesamtgesellschaft (Kooperation, Integrität, Entscheidungsfindung, Sicherheit). Balandier stellte fest: „Das Politische lässt sich weder auf einen ‚Code’ (wie die Sprache oder den Mythos) noch auf ein ‚Beziehungsnetz’ (wie die Verwandtschaft oder den Austausch) reduzieren; es bleibt ein umfassendes System, das noch keine befriedigende formale Behandlung erfahren hat.” Für unsere Zwecke ist entscheidend, dass er das Politische bzw. eine Form von politischer Subjektivität in den ethnologischen Gesellschaften nachweisen wollte – und sie doch nicht fand. Es gibt also Kulturformen, in denen ein als politisch qualifizierbarer Gedanke gar nicht vorkommt und nicht vorkommen kann, weil dort alles Ritus, Magie und zeitlose Ordnung ist.
Den umgekehrten Weg ist der Althistoriker Christian Meier gegangen, dessen gesamtes Werk von der Suche nach Antworten auf zwei Fragen bestimmt ist: „Wie kam es, dass sich bei den Griechen, anders als bei allen anderen Kulturen vor und neben ihnen, Demokratien entwickelten? Und worin bestand das Politische der Griechen, wodurch war es ausgezeichnet als bestimmtes/bestimmendes Lebenselement ihrer Gesellschaft?” An anderer Stelle nannte er diesen Ansatz auch einen Versuch in „politischer Ethnologie”. Diese Annäherung setzt ein Bewusstsein für das Besondere, für die historische Emergenz und die Unwahrscheinlichkeit des Politischen voraus. Es schien ihm so, dass die Griechen sich genau durch das Politische von anderen Völkern und Kulturen unterschieden, womit er unterstellte, dass es bei Letzteren wahrscheinlich überhaupt nicht oder nur sehr wenig ausgeprägt vorzufinden war. Niemand hat das zuvor genannte kognitive Konzept der Option als Bedingung für genuin politisches Denken des Individuums besser und verständlicher formuliert als Meier. Das wichtigste Resultat seiner Forschungen ist nämlich das „Können-Bewusstsein”, das sich bei den einzelnen Griechen herausgebildet hat, nachdem der kleine Mittelmeerstaat – entgegen allen Erwartungen – das Riesenreich der Perser mit seinem Millionenheer im Krieg besiegt hatte.
Als einen weiteren wichtigen Gewährsmann für eine historisch-anthropologische Grundstruktur politischer Subjektivität möchte ich den marokkanischen Philosophen Mohammed Abed Al-Jabri benennen, der diese Frage im Kontext einer religiös bestimmten Kultur untersucht hat. In seinem monumentalen vierbändigen Werk Kritik der arabischen Vernunft (1984–2001), das die heutigen Defizite und Verspätungen der arabischen Welt aus ihren eigenen kulturellen Quellen heraus untersucht, beschreibt er eine konkrete Schlüsselsituation, wie sie die meisten arabischen Kinder seit Jahrhunderten erleben. Es geht um die gemeinsame Lektüre und vor allem das Auswendiglernen der heiligen Texte in den Koranschulen. Al-Jabri zeigt anschaulich, wie bei dieser Art von verinnerlichender Lektüre die Trennung von gelesenem Objekt und lesendem Subjekt nicht vollzogen wird. Dieser Zustand werde auch dadurch begünstigt, dass viele Araber, die lesen können, ausschließlich den Koran kennen. Für Al-Jabri stellt sich nun die Frage: Wer liest hier wen? Die arabische Sprache hat sich seit eineinhalb Jahrtausenden nicht verändert, ist inzwischen identisch geworden mit einem Gefühl der Authentizität in der arabischen Kultur und hat durch die Offenbarung und Kanonisierung des Korans auch sakralen Charakter angenommen. In diesem kulturellen Kraftfeld sei es durch die Art des Koran-Unterrichts zu einer fatalen Umkehrung gekommen, denn inzwischen lesen die heiligen Texte die Menschen. Die Folge sei eine Unterentwicklung des Reflexionsvermögens und eine verhinderte Individuierung des lesenden Subjekts. Al-Jabri wendet sich damit gegen einen Traditionsbegriff, der nur die Wiederholung von Geschichte meint. Seine hermeneutische Methode nennt er eine „trennende und zugleich rückbindende Lektüre” („lecture disjonctive-rejonctive”). Das Subjekt soll sich vom Text trennen können, um den Objektcharakter der traditionell-religiösen Ordnung und sich selbst als Individuum zu erkennen. Erst in diesem Moment kann die Reflexion über Alternativen zur herrschenden Ordnung einsetzen. Das bedeutet ein Nachdenken über die Verträglichkeit zwischen der in den Texten symbolisch verkörperten Ordnung einerseits (zum Beispiel des Strafrechts, des islamischen Wirtschaftswesens oder des Kalifats), und der individuellen Perspektive auf diese Ordnung andererseits. Die „Rückbindung” („rejonction”) beschreibt Al-Jabri als die „intuition exploratrice”, eine „forschende Ahnung”, die das „lesende und das gelesene Ich” („moi-lu et moi-lisant”) umfassen kann. Vor allem diese Horizontverbindung von Individuum und Ordnung beschreibt er eindringlich, denn die Reflexion soll nicht nur das Individuum freisetzen, sondern ihm als Teil der gesellschaftlichen Ordnung eine genuin politische Orientierung darin ermöglichen.
Gedachte und reale Öffentlichkeit
Mit diesen ethnologischen und anthropologischen Beobachtungen können wir nun zwar mit einiger Gewissheit sagen, dass das politische Subjekt ein menschliches Individuum ist, das die Fähigkeit zur Reflexion über öffentliche Ordnungen hat. Doch was ist ein Demokrat? Welcher Spezialfall des politischen Subjekts passt auf den Demokraten und welches sind die Eigenschaften, die ihn vom Nicht-Demokraten unterscheiden? Hier ein erster Versuch. Der Demokrat ist jemand, der die gedachte Öffentlichkeit, derer er fähig ist, auch als reale Öffentlichkeit verwirklicht sehen will, damit er dort – in Gesprächen, Medien, Parteien und Parlamenten – ohne Sanktionen oder Todesfurcht seine eigenen Ordnungsvorstellungen einbringen kann. Das Motiv des Demokraten, sich an dieser realen Öffentlichkeit zu beteiligen, ist die grundsätzliche Möglichkeit, dass er mit seinem Handeln – in eine Partei eintreten, in den Medien publizieren, eine neue Partei gründen, an Demonstrationen und Wahlen teilnehmen etc. – auch seinen politischen Willen zum Bestandteil des Herrschafts- und Gesetzgebungsprozesses machen kann. Der Demokrat schematisiert die realen Individuen, die gegen ihn in der realen Öffentlichkeit opponieren, weil sie anderer Meinung sind, nicht als existenzielle Feinde, sondern als politische Gegner. Das heißt auch, dass seine Vorstellungen von öffentlicher Ordnung immer von einer Duldung der jeweiligen Opposition gekennzeichnet sind, denn er selbst könnte jederzeit auch in der Opposition sein. Der Demokrat verzichtet auch darauf, seine eigenen Ordnungsvorstellungen als zeitlose ontologische Wahrheiten zu hypostasieren, und erkennt sie stattdessen als persönliche, subjektive Interessen, die er im Gefüge von Regierung und Opposition auf der Regierungsseite umgesetzt und damit verallgemeinert sehen möchte.
Das ist nur eine erste Skizze, die aber deutlich macht, dass wir den Demokraten erst noch entdecken und erforschen müssen. Sie zeigt zusammen mit den vorangegangenen Überlegungen auch, warum es auf die Frage nach dem Demokraten keine einfache Antwort geben kann, denn niemand wird als Demokrat geboren. Es ist gerade diese Komplexität, die uns zeigt, wie erstaunlich voraussetzungsreich, schön und zugleich verletzlich dieses Produkt unserer geistigen und kulturellen Evolution ist.
Reginald Grünenberg ist promovierter politischer Philosoph, Autor und Verleger und lebt in Berlin.
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SICH SELBST WIEDER ERNST NEHMEN
DIE EINFACHEN FRAGEN MÜSSEN NEU GESTELLT WERDEN
Während die Menschen in der arabischen Welt versuchen, erste Schritte in Richtung einer echten Demokratie zu machen, scheint es, als würden die etablierten Demokratien des Westens zunehmend ausgehöhlt.
Von Ingo Schulze
Proteste gegen den Wahlausgang in Algerien, 1997. Foto: Michael von Graffenried/mvgphoto.com © Goethe-Institut
Seit etwa drei Jahren habe ich keinen Artikel mehr geschrieben, denn ich weiß nicht mehr, was ich noch schreiben soll. Es ist alles so offensichtlich: die Abschaffung der Demokratie, die zunehmende soziale und ökonomische Polarisation in Arm und Reich, der Ruin des Sozialstaates, die Privatisierung und damit Ökonomisierung aller Lebensbereiche (der Bildung, des Gesundheitswesens, des öffentlichen Verkehrssystems usw.), die Blindheit für den Rechtsextremismus, das Geschwafel der Medien, die pausenlos reden, um über die eigentlichen Probleme nicht sprechen zu müssen, die offene und verdeckte Zensur (mal als direkte Ablehnung, mal in Form von „Quote” oder „Format”) und, und, und …
Die Intellektuellen schweigen. Aus den Universitäten hört man nichts, von den sogenannten Vordenkern nichts, hier und da gibt es einzelnes kurzes Aufflackern, dann wieder Dunkel.
Ich kann nur den Gemeinplatz wiederholen: Die Gewinne werden privatisiert, die Verluste sozialisiert. Und ich wünschte, ich könnte Gegenbeispiele nennen.
Wenn man Tag für Tag den Wahnsinn als Selbstverständlichkeit aufgetischt bekommt, ist es nur eine Frage der Zeit, bis man sich selbst für krank und abnorm hält. Im Folgenden versuche ich, einige Gedanken zusammenzufassen, die mir wichtig erscheinen:
1. Von einem Angriff auf die Demokratie zu sprechen, ist euphemistisch. Eine Situation, in der es der Minderheit einer Minderheit gestattet wird, es also legal ist, das Gemeinwohl der eigenen Bereicherung wegen schwer zu schädigen, ist postdemokratisch. Schuld ist das Gemeinwesen selbst, weil es sich nicht gegen seine Ausplünderung schützt, weil es nicht in der Lage ist, Vertreter zu wählen, die seine Interessen wahrnehmen.
2. Jeden Tag ist zu hören, die Regierungen müssten „die Märkte beruhigen” und „das Vertrauen der Märkte wiedergewinnen”. Mit Märkten sind vor allem die Börsen und Finanzmärkte gemeint, damit also jene Akteure, die im eigenen Interesse oder im Auftrag anderer spekulieren, um möglichst viel Gewinn zu machen. Sind das nicht jene, die das Gemeinwesen um unvorstellbare Milliarden erleichtert haben? Um deren Vertrauen sollen unsere obersten Volksvertreter ringen?
3. Wir empören uns zu Recht über Wladimir Putins Begriff der „gelenkten Demokratie”. Warum musste Angela Merkel nicht zurücktreten, als sie von „marktkonformer Demokratie” sprach?
4. Der Kapitalismus braucht keine Demokratie, sondern stabile Verhältnisse. Dass funktionierende demokratische Strukturen eher als Gegenkraft und Bremse des Kapitalismus wirken können und so auch wahrgenommen werden, machten die Reaktionen auf die angekündigte Volksabstimmung in Griechenland und deren baldige Rücknahme deutlich.
5. Spätestens mit der Finanzkrise des Jahres 2008 glaubte ich, dass unser Gemeinwesen so viel Selbsterhaltungstrieb besitzt, dass es sich wirkungsvoll schützt. Das war nicht nur ein Irrtum. Diese Hoffnung hat sich in ihr Gegenteil verkehrt.
6. Durch den Zusammenbruch des Ostblocks gelangten einige Ideologien zu einer Hegemonie, die so unangefochten war, dass man sie schon als Selbstverständlichkeit empfand. Ein Beispiel wäre die Privatisierung. Privatisierung wurde als etwas uneingeschränkt Positives angesehen. Alles, was nicht privatisiert wurde, was im Besitz des Gemeinwesens blieb und keinem privaten Gewinnstreben unterworfen wurde, galt als ineffektiv und kundenunfreundlich. So entstand eine öffentliche Atmosphäre, die über kurz oder lang zur Selbstentmachtung des Gemeinwesens führen musste.
7. Eine weitere, zu enormer Blüte gelangte Ideologie ist jene des Wachstums: „Ohne Wachstum ist alles nichts”, hatte die Kanzlerin schon vor Jahren dekretiert. Ohne über diese beiden Ideologien zu reden, kann man auch nicht über die Euro-Krise reden.
8. Die Sprache der Politiker, die uns vertreten sollten, ist gar nicht mehr in der Lage, die Wirklichkeit zu erfassen (Ähnliches habe ich bereits in der DDR erlebt). Es ist eine Sprache der Selbstgewissheit, die sich an keinem Gegenüber mehr überprüft und relativiert. Die Politik ist zu einem Vehikel verkommen, zu einem Blasebalg, um Wachstum anzufachen. Alles Heil wird vom Wachstum erwartet, alles Handeln wird diesem Ziel untergeordnet. Der Bürger wird auf den Verbraucher reduziert. Wachstum an sich bedeutet gar nichts. Das gesellschaftliche Ideal wäre der Playboy, der in möglichst kurzer Zeit möglichst viel verbraucht. Ein Krieg würde einen gewaltigen Wachstumsschub bewirken.
9. Die einfachen Fragen: „Wem nutzt das?”, „Wer verdient daran?” sind unfein geworden. Sitzen wir nicht alle im selben Boot? Haben wir nicht alle dieselben Interessen? Wer daran zweifelt, ist ein Klassenkämpfer. Die soziale und ökonomische Polarisation der Gesellschaft fand statt unter lautstarken Beschwörungen, dass wir alle die gleichen Interessen hätten. Es genügt ein Gang durch Berlin. In den besseren Vierteln sind die wenigen unsanierten Häuser in aller Regel Schulen, Kindergärten, Altersheime, Ämter, Schwimmbäder oder Krankenhäuser. In den sogenannten Problembezirken fallen die unsanierten öffentlichen Gebäude weniger auf, dort erkennt man die Armut an den Zahnlücken. Heute heißt es demagogisch: Wir haben alle über unsere Verhältnisse gelebt, jeder ist doch gierig.
10. Unser Gemeinwesen wurde und wird von den demokratisch gewählten Volksvertretern systematisch gegen die Wand gefahren, indem es seiner Einnahmen beraubt wird. Der Spitzensteuersatz wurde in Deutschland von der Schröder-Regierung von 53 Prozent auf 42 Prozent gesenkt, die Unternehmensteuersätze (die Gewerbesteuer und die Körperschaftsteuer) wurden zwischen 1997 und 2009 fast halbiert, nämlich von 57,5 Prozent auf 29,4 Prozent. Niemand sollte sich darüber wundern, dass die Kassen leer sind, obwohl sich doch unser Bruttoinlandsprodukt Jahr um Jahr erhöht.
11. Das Geld, das man den einen gibt, fehlt den anderen. Das Geld, das den Vermögenden dadurch bleibt, ist – glaubt man den Statistiken – nicht wie gewünscht in Investitionen geflossen, sondern in lukrativere Finanzmarktgeschäfte. Andererseits werden sozialstaatliche Leistungen überall in Europa abgeschafft, um den Banken, die sich verspekuliert haben, Rettungspakete auszuhändigen. Die „legitimatorischen Ressourcen der sozialen Demokratie werden (…) in dieser stupenden Umverteilung zu Gunsten der Reichen aufgezehrt” (Elmar Altvater, 2011).
12. Eine Geschichte: Was uns einst als Gegensatz zwischen Ost- und Westdeutschland verkauft wurde, wird uns jetzt als ein Gegensatz zwischen Ländern dargestellt. Im März stellte ich in Porto in Portugal ein übersetztes Buch von mir vor. Eine Frage aus dem Publikum ließ die gesamte freundlich-interessierte Atmosphäre von einem Moment auf den anderen kippen. Plötzlich waren wir nur noch Deutsche und Portugiesen, die sich feindlich gegenübersaßen. Die Frage war unschön – ob wir, gemeint war ich, ein Deutscher, nicht jetzt mit dem Euro das schafften, was wir damals mit unseren Panzern nicht geschafft hätten. Niemand aus dem Publikum widersprach. Und ich reagierte – schlimm genug – plötzlich wie gewünscht, nämlich als Deutscher: Es werde ja niemand gezwungen, einen Mercedes zu kaufen, sagte ich beleidigt, und sie sollten froh sein, wenn sie Kredite bekämen, die billiger wären als Privatkredite. Ich hörte förmlich das Zeitungspapier zwischen meinen Lippen rascheln.
In dem Getöse, das meiner Entgegnung folgte, kam ich endlich zu Verstand. Und da ich das Mikrofon in der Hand hatte, stammelte ich in meinem unvollkommenen Englisch, dass ich genau so dämlich wie sie reagiert hätte, dass wir allesamt in dieselbe Falle gingen, wenn wir als Portugiesen und Deutsche wie beim Fußballspiel reflexartig Partei ergriffen für die eigenen Farben. Als ginge es jetzt um Deutsche und Portugiesen und nicht um oben und unten, also um jene, die in Portugal wie in Deutschland diese Situation herbeigeführt und an ihr verdient hätten und nun weiter verdienten?
13. Demokratie wäre, wenn die Politik durch Steuern, Gesetze und Kontrollen in die bestehende Wirtschaftsstruktur eingriffe und die Akteure an den Märkten, vor allem an den Finanzmärkten, in Bahnen zwänge, die mit den Interessen des Gemeinwesens vereinbar sind. Es geht um die einfachen Fragen: Wem nutzt es? Wer verdient daran? Ist das gut für unser Gemeinwesen? Letztlich wäre es die Frage: Was wollen wir für eine Gesellschaft? Das wäre für mich Demokratie.
An dieser Stelle breche ich ab. Ich würde Ihnen noch gern von den anderen erzählen, von einem Professor, der sagte, er stehe wieder auf den Positionen, mit denen er als Fünfzehnjähriger die Welt gesehen hat, von einer Studie der ETH Zürich, die die Verflechtungen der Konzerne untersucht hat und auf eine Zahl von 147 kam, 147 Konzerne, die die Welt aufgeteilt haben, die fünfzig mächtigsten davon Banken und Versicherer (mit Ausnahme einer Erdölgesellschaft), ich würde noch gern erzählen, dass es darauf ankommt, sich selbst wieder ernst zu nehmen und Gleichgesinnte zu finden, weil man eine andere Sprache nicht allein sprechen kann. Und davon, dass ich wieder Lust bekam, den Mund aufzumachen.
Der Artikel erschien erstmals am 12. Januar 2012 in der Süddeutschen Zeitung.
© Süddeutsche Zeitung GmbH, München 2012.
Ingo Schulze, 1962 in Dresden geboren, ist Schriftsteller. Zuletzt erschien von ihm der Essayband Orangen und Engel. Italienische Skizzen (Berlin Verlag, Berlin 2010).
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LITERATUR UND DEMOKRATIE AM BEISPIEL ALGERIENS
REDE ZUM FRIEDENSPREIS DES DEUTSCHEN BUCHHANDELS
Die Geschichte Algeriens ist beispielhaft für die Probleme der arabischen Welt heute. Aber das Streben nach Demokratie bleibt angesichts verkrusteter Machtstrukturen schwierig.
Von Boualem Sansal
Boualem Sansal. Foto: Markus Kirchgessner © Goethe-Institut
Zuerst möchte ich Ihnen danken, Ihnen, meine Damen und Herren, für Ihr Kommen, das mich sehr ehrt, und Ihnen, verehrte Mitglieder des Börsenvereins, für die königliche Ehre, die Sie mir widerfahren lassen, indem Sie mir diesen Preis verleihen, den Friedenspreis, eine der renommiertesten Auszeichnungen, die Ihr großes und schönes Land zu vergeben hat. Im Kontext der heutigen Zeit ist dies eine rührende, eine aufmunternde Geste, denn sie zeugt davon, dass Sie sich dafür interessieren, wie wir Völker des Südens versuchen, uns vom Joch unserer bösartigen und archaischen Diktaturen zu befreien, in dieser arabisch-muslimischen Welt, die einst ruhmreich und tatkräftig war, nun aber schon so lange verschlossen und erstarrt ist, dass wir schon vergessen haben, dass wir Beine haben und einen Kopf, und dass man auf seinen Beinen stehen und gehen und laufen kann, oder auch tanzen, wenn einem der Sinn danach steht, und dass man mit seinem Kopf jenes unvorstellbar Zauberhafte tun kann, nämlich sich eine Zukunft ersinnen und diese dann auch leben, hier, in der Gegenwart, in Frieden, in Freiheit, in Freundschaft. Welch berauschende, erlösende Macht: Wir erfinden die Zukunft, während die Zukunft uns erfindet. Es ist schon ein Glück, dass der Mensch die Fähigkeit besitzt, innerhalb des unergründlichen und unbewältigbaren Vorhabens, das wir Leben nennen, aus eigenem Willen heraus zu agieren. Uns überrascht nur etwas im Grunde Banales: Das Leben ist eine fortlaufende, revolutionäre Erfindung, und wir sind lebende romantische und surrealistische Gedichte und tragen in uns zeitlose Wahrheiten und unendliche Versprechen; auf dieser Ebene muss man uns sehen. Der freie Mensch hat eigentlich keine andere Wahl als wie ein Gott zu handeln, ein wagemutiger Schöpfer, der immer weiter voranschreitet, weil er sonst dem Nichts von Fatalismus, Sklaverei und Untergang verfällt. Camus, der Franko-Algerier, der Revoltierende, ermahnte uns, nicht zu resignieren, und das nehmen wir uns mehr denn je zu Herzen; in diesen Zeiten von Terror und Hoffnung bleibt uns nichts übrig, als mutig zu sein, denn Mut ist gleichbedeutend mit aufrechtem Leben, und daher sehen wir voller Vertrauen in die Zukunft.
Ganz besonders dankbar bin ich dem Börsenverein des Deutschen Buchhandels dafür, dass Sie meine Arbeit als etwas ansehen, das – wie es im Urkundentext heißt – „die Begegnung der Kulturen in Respekt und wechselseitigem Verstehen befördert”. Das hat für mich gerade jetzt eine besondere Bedeutung, wo durch unsere arabische Heimat ein frischer Wind geht, der jene aus der Freiheit geborenen und damit universellen humanistischen Werte mit sich führt, auf die mein Engagement sich gründet. Literarische Meriten, so groß sie auch sein mögen, haben meiner Ansicht nach erst dann einen wirklichen Wert, wenn sie einer großen Sache dienen, der Förderung einer Sprache, einer Kultur, eines politischen oder philosophischen Projekts. Ich gebe mich der Hoffnung hin, dass all das, was wir Schriftsteller, Filmemacher, Dichter, Philosophen und Politiker getan haben, wenigstens einen winzig kleinen Beitrag zum Aufkommen jenes Arabischen Frühlings geleistet hat, der uns träumen und auch ungeduldig werden lässt, weil er doch beseelt ist von einem Geist der Freiheit und des wiedergefundenen Stolzes, und einem Geist des Mutes, denn bisher hat er allen Drohungen und auch allen Versuchen der Instrumentalisierung standgehalten, und wenn ich dazu ein bisschen etwas habe beisteuern können, dann als einer unter vielen arabischen Intellektuellen und Künstlern, deren Verdienste ungleich größer sind als meine. Einige von ihnen genießen ganz besonderes Ansehen, und die bloße Erwähnung ihrer Namen kann Menschenmengen in Bewegung setzen.
Im Jahr 2000 wurde hier meine Landsfrau Assia Djebar geehrt, die viel für die Durchsetzung des eigentlich selbstverständlichen Gedankens getan hat, dass auch bei uns in den arabisch-muslimischen Ländern die Frau ein freies Wesen ist, und dass es ohne Frauen im Vollbesitz ihrer Freiheit keine gerechte Welt geben kann, sondern nur eine kranke, lächerliche und gehässige Welt, die ihr Dahinsterben nicht wahrnimmt. Ich kann hier sagen, dass ihr Kampf seine Früchte getragen hat: Echter Widerstand, also ein Widerstand voller Würde und Zähigkeit, wird in Algerien heute hauptsächlich von Frauen geleistet. Während des Bürgerkriegs in den neunziger Jahren, dem schwarzen Jahrzehnt, wie wir jene Zeit nennen, waren Frauen eine bevorzugte Zielscheibe der islamistischen Horden, aber zugleich sah das andere Lager, also die Machthaber und ihre Klientel, in ihnen die Wurzel all unserer andauernden Übel und suchte sie mit aller Kraft des Gesetzes und der Propaganda zum Schweigen zu bringen. Die Frauen aber haben großartigen Widerstand geleistet, und mit ihrem Bemühen, einen permanent schwierigen Alltag zu bewältigen, bauen sie unsere Zukunft auf. Und überhaupt sind sie, wie stets, unsere letzte Zuflucht.
Mit Ihrer werten Erlaubnis möchte ich mich an dieser Stelle einen Moment lang an meine Frau wenden, die hier in der ersten Reihe sitzt, zwischen unseren lieben Gastgebern Gottfried Honnefelder und Peter von Matt. Ich möchte ihr in die Augen sehen und ihr dabei danken: Liebe Naziha, für alles möchte ich dir danken, für deine Liebe, deine Freundschaft, deine Geduld und für den stillen Mut, den du so viele Jahre lang aufgebracht hast, während all der Prüfungen, die wir durchstehen mussten, und Gott weiß, wie schmerzlich sie waren, der Bürgerkrieg, das Versinken im Absurden, die methodisch herbeigeführte, immer schlimmere Vereinsamung, durch die das Leben steril wird. Dieser Preis, der uns ehrt, gebührt in Wirklichkeit dir.
Ich möchte auch meinen prominenten Vorgängern danken, den früheren Trägern des Friedenspreises, die sich die Zeit genommen haben, an dieser beeindruckenden Feier teilzunehmen: Karl Dedecius und Friedrich Schorlemmer. Wenn ich diese Menschen hier vor mir sitzen sehe, bin ich ergriffen wie ein Schüler, der vor seinen Lehrern steht.
Mein Dank gilt auch meinen Verlegern und zugleich Freunden, die hier im Saal sind, etwa Antoine Gallimard, der dem französischen Verlagshaus Gallimard vorsteht, und Katharina Meyer, der Leiterin des Merlin-Verlags. Ich begrüße auch meine hier anwesenden Deutschübersetzer Regina Keil-Sagawe, Riek Walther und Ulrich Ziegler. Wer hätte mich ohne sie hier je gelesen? Ich verdanke ihnen, in Deutschland eine Leserschaft gewonnen zu haben. Meine anderen Verleger mögen mir verzeihen, wenn ich sie aus Zeitgründen nicht namentlich aufführe. Ich bin ihnen allen zu großem Verdank verpflichtet.
Nebenbei sei erwähnt, wie sehr ich bedaure, dass der algerische Botschafter in Deutschland heute nicht unter uns ist, denn über meine Person werden heute das Land Algerien und sein Volk geehrt. Dieser leere Stuhl betrübt und beunruhigt mich, denn er zeigt mir an, dass meine Situation in Algerien sich auch dadurch nicht verbessern wird, dass ich einen Friedenspreis mit nach Hause bringe. Meine Landsleute würde ich von hier aus gerne beruhigen und ihnen zurufen, dass wir nicht alleine sind, sondern dass in diesem Saal Frauen und Männer sind, die an uns glauben und uns unterstützen, darunter auch große Schriftsteller, deren Stimme weit reicht und eines Tages bis zu ihnen dringen und ihnen jenen zusätzlichen Mut einflößen wird, der die Tyrannen schließlich zu Fall bringt. Ich danke diesen Frauen und Männern von ganzem Herzen.
Der Literaturpreis als Aufgabe und Last
Nun möchte ich zu jenen Dingen kommen, die ich Ihnen sagen möchte, weil sie mir so am Herzen liegen. Als Erstes möchte ich auf jenen für mich nun denkwürdigen Tag im Mai dieses Jahres zurückkommen, den 10. Mai, um genau zu sein, an dem ich aus Deutschland einen Brief von Herrn Gottfried Honnefelder bekam, in dem mir die unglaubliche, unvorstellbare Nachricht übermittelt wurde, mir werde im Jahr 2011 der Friedenspreis des Deutschen Buchhandels verliehen, jener Preis also, mit dem seit seiner Stiftung im Jahr 1950 schon so viele herausragende Persönlichkeiten ausgezeichnet wurden. Offen gestanden begriff ich erst einmal gar nichts. Es musste sich um ein Missverständnis handeln; durch eine Kette von Irrtümern war aus mir, einem bescheidenen Schriftsteller und Gelegenheitsaktivisten, einem Schreiberling, wie es in offiziellen Kreisen Algiers über mich heißt, auf einmal der Träger dieser renommierten Auszeichnung geworden, an die ich – das kann ich Ihnen versichern – nie auch nur einmal gedacht hatte. Der Riesenschock darüber löste in mir eine bange, eine existentielle Frage aus, dich mich den ganzen Sommer über beschäftigt hat und es eigentlich bis heute tut. Wenn ich tatsächlich der Mensch bin, dem dieser Preis verliehen wird, dann war ich bereits ein anderer Mensch ... und wusste nur nichts davon! Ich fürchtete plötzlich, man werde mich zwiespältig finden, von falscher Bescheidenheit oder zynischem Ehrgeiz, von albernem Wankelmut. Ich bin ein umgänglicher Mensch und kann gut und gerne in die eine oder andere Richtung abgleiten, ohne es zu merken. Dabei bin ich nur ich selbst, ein ganz gewöhnlicher Mensch, und von eher schüchternem Naturell. Doch bleibt man mit einem solchen Preis auf den Schultern noch derselbe?
Es ist Ihr Preis, meine Damen und Herren vom Börsenverein, Sie wissen also um seine Macht der Veränderung, ja der Verklärung, denn dies geschieht ja augenblicklich, sobald man von dem Preis erfährt, wie durch einen Zauber; Sie wissen also, wie sehr der Preis seine Träger einschüchtern, verwandeln oder ihnen bewusst machen kann, dass sie sich im Lauf der Zeit verändert haben und ihre Arbeit als Schriftsteller, Philosophen oder Dramaturgen sich in einen größeren Rahmen eingliedert, als sie sich dies ursprünglich vorgestellt hatten, und so merken sie auf einmal, dass es bei ihrem Wirken um eine höhere Sache geht, um den Frieden nämlich, und nicht nur um die Erfüllung eines narzisstischen Schreibbedürfnisses. Letztlich entdeckt man sich selber dann, wenn der Anstoß dazu von anderen kommt. Es ist dies ein Phänomen voller Relativität: Wir leben zwar aus uns selbst heraus, existieren aber erst durch die anderen, durch deren fragenden Blick uns unser Dasein und unsere Bedeutung bewusst werden. Da wo ich jetzt stehe, vor Ihnen, an diesem Pult, bin ich zwar ich selbst, aber auch ein anderer, den ich nicht kannte und noch immer nicht kenne, nämlich der, den Sie zum Friedenspreisträger des Jahres 2011 erkoren haben. Der Preis schafft wohl den Wert in mir, so wie eine Funktion sich ein Organ erschafft. Ich diente unbewusst dem Frieden, nun werde ich ihm bewusst dienen, und das wird neue Fähigkeiten in mir wecken. Ich weiß noch nicht welche, vielleicht einen Sinn für Strategie und für Vorsicht, die ja beide in der Kunst des Friedens nicht weniger vonnöten sind als in der Kunst des Krieges. Der Friedenspreis ist wie der Finger Gottes oder wie ein Zauberstab; sobald er unsere Stirn berührt, verwandelt er uns in Soldaten des Friedens.
Sie können sich vorstellen, wie sehr die Nachricht von dem Preis mich verunsichert hat. Gefreut, aber eben doch verunsichert. Bedeutet sie doch einen Quantensprung in eine andere Welt, in der man mehr in der Öffentlichkeit steht, als einem vielleicht lieb ist, und in der der Mensch hinter dem Bild verblasst, das andere sich von ihm machen. Eine Welt auch großer Verantwortung, die wiederum große Ambitionen abverlangt. Das Leben hat etwas Offenbarendes an sich, heißt es; jeden Tag wird man mehr zu dem ... was man ist. Erst am Ende werden wir wissen, wer wir schon zu Anfang waren. Wieder die Relativität. Glauben Sie mir, ich habe mich sehr hinterfragt. Ich soll einen Friedenspreis bekommen, habe ich mich gefragt, ausgerechnet ich, der ich seit jeher im Krieg lebe, in meinen Büchern nichts anderes behandle als den Krieg und vielleicht auch an nichts anderes glaube als an den Krieg, denn der Krieg ist stets auf unserem Weg, und eigentlich existieren wir nur durch ihn, denn er lässt uns das Leben wertschätzen, lässt uns vom Frieden träumen und nach dem Frieden streben, und unsere algerische Geschichte ist nun mal leider so, dass wir im Lauf der Jahrhunderte nie die Wahl zwischen Krieg und Frieden hatten, sondern nur zwischen Krieg und Krieg, und was waren das für Kriege, sie wurden uns allesamt aufgezwungen, und jeder davon hätte uns beinahe vollständig aufgerieben; da war von 1954 bis 1962 der lange, furchtbare Befreiungskrieg gegen den Kolonialismus, der – wie wir im Lauf der Massaker erfahren mussten – wie bei einer Matrjoschka-Puppe noch andere Kriege enthielt; in dem Unabhängigkeitskrieg, der in noblem Gewand daherkam, versteckte sich ein schändlicher, grausamer Bürgerkrieg, wir kämpften gegen die Kolonialtruppen und gegen uns selbst, es kämpften FLN gegen MNA, Araber gegen Berber, Religiöse gegen Laizisten, und so bereiteten wir künftigem Hass und künftigen Spaltungen schon den Boden, und dann war da noch ein Krieg, nämlich der heimtückische, niederträchtige Krieg, den die Führer der Nationalbewegung bereits um die spätere Macht führten, und was dabei völlig auf der Strecke blieb, das waren die Freiheit und die Würde, für die unsere Eltern zu den Waffen gegriffen hatten.
Nach acht Jahren Krieg kam tatsächlich der Friede, doch war es ein seltsamer Friede, und er währte auch nur einen Tag, denn da kam auch schon ein Putsch, der erste einer ganzen Reihe; sofort nach der am 5. Juli 1962 verkündeten Unabhängigkeit Algeriens wurde dem Volk die mit dem Blut errungene Freiheit wieder gestohlen, so wie man Armen ihr Geld wegstiehlt, verachtungsvoll und brutal, und so begann für uns ein obskurer, trauriger, unendlich langer Grabenkrieg, in dem das Volk einer unsichtbaren Armee gegenüberstand, nämlich einer allgegenwärtigen politischen Polizei, die sich auf eine wuchernde Bürokratie stützte, gegen die nichts auszurichten war, so dass man lediglich mit Geduld und List widerstehen und überleben konnte.
Die Befreiung brachte keine Freiheit, und Freiheiten schon gar nicht. Sie brachte nur Einschränkung, geistige und materielle. Daran schluckten wir schwer. Und danach, ohne einmal durchatmen und wenigstens die psychologischen Schäden jener langen, erniedrigenden Unterwerfung ermessen zu können, sind wir 1991 in den schlimmsten aller Kriege geraten, den Bürgerkrieg, jene von den islamistischen Horden und dem Militär- und Polizeikomplex gewollte blindwütige Barbarei, die Hunderttausende von Menschen das Leben gekostet, unser Volk ruiniert und das Zauberband, das eine Nation zusammenhält, zerstört hat. Diese Barbarei ist heute im Rückgang begriffen, ihre Protagonisten (die „Turbane” und die „Schirmmützen”, wie sie der Volksmund nennt), haben einen lukrativen Deal geschlossen und das Land und die Erlöse aus dem Erdölgeschäft unter sich aufgeteilt. Gedeckt wurden diese mafiösen Arrangements durch famose Gesetze, mit denen sich die öffentliche Meinung im Westen, und war sie auch noch so anspruchsvoll, trefflich beschwichtigen ließ, zielten jene Gesetze doch auf einen Bürgerfrieden hin, eine nationale Aussöhnung, kurz gesagt auf den Frieden, einen vollständigen, brüderlichen, glücksseligen Frieden, der jedoch in Wirklichkeit nichts anderes war als eine Kriegslist, die die Mörder belohnt, den Opfern den Garaus macht und die Wahrheit und die Gerechtigkeit mit ihnen zusammen ein für alle Mal begräbt. Sie haben sich als perfekte Strategen erwiesen und die westlichen Demokratien zu betören vermocht, was uns den Rest gab, mussten wir doch begreifen, dass das Gute und die Wahrheit nirgends zu finden waren.
Als erstes wurden die Demokratien von den „Turbanen” verführt, die sich 1991 mit einer angeblichen Legitimität brüsteten, die ihnen durch die – in Wirklichkeit allerdings manipulierten – Wahlurnen zugekommen sei und um die die Militärs sie betrogen hätten, und als später ihre wahre, von Hass und Verschlagenheit gekennzeichnete fürchterliche Natur zum Vorschein kam, begannen nunmehr die medaillenbehängten Schirmmützen den westlichen Ländern schöne Augen zu machen, die ja auch wirklich leicht zu verführen waren oder aber im Namen der Realpolitik sündigten. Die Militärs argumentierten damit, dass sie in der Lage seien, die westlichen Länder vor islamistischem Terror und illegaler Einwanderung zu schützen, obwohl doch diese – ebenso wie die explosionsartige Entwicklung des Schmuggels – nichts anderes waren als Abfallprodukte ihrer eigenen katastrophalen Führung des Landes. Innerhalb dieser neuen internationalen Arbeitsteilung waren Willkür, Folter und Mord in unseren Ländern abgesegnet. Die Rollen waren verteilt, der Süden war die Herkunftsstätte der Eindringlinge, das Schreckgespenst par excellence, der Norden wiederum das eingekreiste, bedrohte Paradies, und als Gipfel der Unvernunft wurden unsere gemeingefährlichen und unersättlichen Diktatoren in den Rang von weltweiten Friedenswächtern erhoben, von Wohltätern der Menschheit, während Millionen von brachliegenden Seelen aus jenem Milieu, das im Orient „die arabische Straße” und im Westen „Problemviertel” genannt wird, einen ebensolchen Zuspruch Osama Bin Laden angedeihen ließen.
Dem durch zehn Jahre Terror und Lüge zermürbten algerischen Volk wiederum bot man jene Art Frieden an, die einem echten Frieden am allerwenigsten gleicht, nämlich eine Grabesruhe, jene fade Suppe, die aufs Vergessen vorbereitet und auf einen banalen Tod. Wir hatten die Wahl: entweder das oder wieder nur Krieg, Krieg und Krieg. So ließen auch wir uns überreden, denn wir waren erschöpft und allein. Doch haben wir auch aus Unwissenheit gesündigt, denn niemand hatte uns je gesagt, dass es eines Minimums an Demokratie bedürfe, damit in einem Land der Friede zu einer glaubwürdigen Alternative werden könne, und dass auch noch andere Ingredienzien nötig seien, damit jener rudimentäre Friede gemeinsam gelebt werde und zu jedermanns Vorteil sei: Man braucht ein wenig Weisheit in den Köpfen der Kinder, ein wenig Tugend in den Herzen der durch ihre Leiden verbitterten Alten, ein wenig Zurückhaltung bei den Reichen, ein wenig Toleranz bei den Gläubigen, ein wenig Demut bei den Intellektuellen, ein wenig Redlichkeit bei den staatlichen Institutionen, ein wenig Aufmerksamkeit von Seiten der internationalen Gemeinschaft. In einem Land, das nichts anderes kennengelernt hat als die Diktatur, nämlich die der Waffen und der Religion, besteht die einzige Vorstellung, die man sich vom Frieden machen kann, aus Unterwerfung, Selbstmord oder endgültiger Emigration. Das Fehlen von Freiheit ist ein Schmerz, der einen auf Dauer verrückt macht. Er reduziert den Menschen auf seinen eigenen Schatten und macht seine Träume zu Alpträumen. Von dem Maler Giorgio de Chirico stammt der merkwürdige Satz: Im Schatten eines Mannes, der in der Sonne geht, sind mehr Rätsel als in allen Religionen der Vergangenheit, der Gegenwart und der Zukunft. Das ist gut möglich und stimmt wohl auch, doch im Schmerz eines Menschen, der auf seinen Schatten reduziert ist, steckt nichts Mystisches, sondern reine Scham. Wer nicht frei ist, wird niemals einen anderen achten, weder den Sklaven, denn dessen Unglück erinnert ihn an seine eigene Erniedrigung, noch den freien Menschen, denn dessen Glück ist für ihn eine Beleidigung. Nur das Streben nach Freiheit errettet ihn von Hass und Verbitterung. Ohne dieses Streben sind wir keine Menschen und es steckt nichts Wahres in uns.
Reiches Land, arme Bevölkerung
Meine Damen und Herren, so ist mein Land, unglücklich und zerrissen. Ich weiß nicht, wer das so gewollt hat, das Schicksal, die Geschichte, sein Volk; ich würde eher sagen, seine politischen Führer, die zu allem fähig sind. Mein Land ist eine Summe unauflöslicher Paradoxien, von denen die meisten tödlich sind. Im Absurden zu leben, macht einen schwachsinnig, man torkelt von einer Wand an die andere wie ein Betrunkener. Für junge Menschen, die sich eine Zukunft suchen müssen und einen klaren Kurs brauchen, um sich orientieren zu können, ist dies dramatisch, und es zerreißt einem das Herz, wenn man sie verzweifelt heulen hört wie Wölfe tief in der Nacht.
Das erste Paradox besteht darin, dass Algerien ein unheimlich reiches Land ist, und die Algerier furchtbar arm. Das ist ebenso fatal, wie inmitten eines tiefen, erfrischenden Sees zu verdursten. Was nicht durch Verschwendung verlorengeht, verschwindet garantiert durch Korruption. Das zweite Paradox ist, dass Algerien eine perfekt gestaltete Demokratie darstellt, mit Parteien jeglicher Couleur bis zu den originellsten Schattierungen, mit einer Presse, die so frei ist, wie man es nur sein kann, mit einem völlig legal gewählten Präsidenten und allen Arten von Institutionen, deren anerkanntes Anliegen darin besteht, für Recht, Transparenz, Gewaltenteilung und einen Öffentlichen Dienst zu sorgen, während aber zugleich das Volk in der alltäglichen Realität dem grausamsten Despotismus ausgesetzt ist, dem berühmt-berüchtigten orientalischen Despotismus, den im Laufe der Jahrhunderte nichts hat humanisieren können. Das dritte und in meinen Augen schlimmste, da unwiderrufliche seelische Schäden hervorrufende Paradox ist das folgende: Algerien hat eine außerordentlich reiche und bereichernde Geschichte, es hat mit allen Kulturen des Mittelmeerraums in Kontakt gestanden und sie alle leidenschaftlich geliebt und sich zu eigen gemacht, und sie doch auch alle voller Stolz bekämpft, die griechische Kultur, die phönizische, die römische, die vandalische, die byzantinische, die arabische, die osmanische, die spanische, die französische, doch bei der Unabhängigkeit, als der Moment gekommen war, all die Völker des Landes zu vereinen, inklusive auch die zuletzt angekommenen, die europäischstämmigen Pied-Noirs, und alle Kräfte zu mobilisieren, um vorwärts zu kommen, da hat das Land mit einem Schlag, in einem unerklärlichen Akt des autoodi, des Selbsthasses, nicht nur seine uralte berberische und jüdisch-berberische Identität, sondern überhaupt alles verleugnet, was ihm durch seine jahrtausendealte Geschichte zuteil geworden war, und hat sich in einen engen historischen Rahmen gesperrt und sich dabei ausgiebig bei der Mythologie bedient, aber kaum bei der Realität. Und warum das?
Es ergab sich so aus der Logik eines totalitären Systems heraus. Die Einheitspartei wollte ihre eigene Religion, ihre eigene Geschichte, ihre eigene Sprache, ihre eigenen Helden, ihre eigenen Legenden, und sie bastelte sich diese im kleinen Kreis zusammen und ließ sie per Dekret durchsetzen. Propaganda und Drohung bewirkten dann, was nötig ist, damit solche Totgeburten trotzdem funktionieren, nämlich dass die Leute aus Angst heraus alles billigen. Der Kampf um die Anerkennung unserer Identität war lang und schmerzlich, Hunderte von Aktivisten sind durch Repressionen zu Tode gekommen, insbesondere in der seit jeher unbezähmbaren Kabylei. Folter und Gefängnis haben Tausende von Menschenleben gebrochen und ganze Volksgruppen ins Exil getrieben. Ihrer eigenen Logik gehorchend, hat sich die Repression auf Frankophone ausgedehnt, auf Juden, Laizisten, Intellektuelle, Homosexuelle, auf freiheitsliebende Frauen, auf Künstler, Ausländer, kurzum auf alle, die durch ihre bloße Existenz die erträumte Identität gefährdeten. Die Vielfalt des menschlichen Spektrums ist zu einem Fall von Identitätsbeleidigung geworden. Der Kampf ist noch nicht vorbei, und das Schwerste steht uns noch bevor, nämlich dass wir uns endgültig befreien und uns neu definieren, in einem demokratischen, offenen, großzügigen Staat, der jedem einen Platz gewährt und niemandem etwas aufzwingen will.
Sie wissen all dieses, meine Damen und Herren, und Sie wissen auch, dass es durch all diese Gewalt, diese endlosen Schikanen, diese furchtbare Einmischung in unser Privatleben, zu der Serie von feuerwerksartigen Revolten in unseren Ländern gekommen ist. Diese Ereignisse bringen auch viel Unglück mit sich, doch wir nehmen das hin, denn am Ende des Weges steht die Freiheit.
Weil ich jene allseits bekannten Dinge niedergeschrieben habe, sind meine Bücher in Algerien verboten worden. Es gehört zu den Absurditäten, aus denen Diktaturen sich speisen, dass meine Bücher verboten sind, ich selbst aber in meinem Land lebe und bis dato frei reisen darf. Falls über meinem Kopf ein Damokles-Schwert hängt, so sehe ich es zumindest nicht. Dass meine Bücher trotz allem im Land zirkulieren, ist der unsichtbaren und sehr riskanten Arbeit einiger Buchhändler zu verdanken. In einem Brief an meine Landsleute, der 2006 unter dem Titel Postlagernd: Algier veröffentlicht wurde, habe ich Folgendes geschrieben: „Wäre die Angst nicht da, sie (ich meine die Intoleranten) zum Äußersten zu treiben, würde ich ihnen sagen, dass ich nicht als Algerier, Muslim und misstrauischer und stolzer Nationalist geschrieben habe, und hätte ich dies getan, so hätte ich sehr wohl gewusst, was und wie es auf diskrete Weise zu sagen wäre, ich habe vielmehr als menschliches Wesen (Mensch) geschrieben, als ein Kind der Ackerscholle und der Einsamkeit, verstört und mittellos, das nicht weiß, was die Wahrheit ist, in welchem Land sie wohnt, wer sie besitzt und wer sie verteilt. Ich suche sie, und offen gestanden suche ich nichts, ich verfüge nicht über diese Mittel, ich erzähle Geschichten, einfache Geschichten von schlichten Menschen, die das Unglück siebenhändigen Strolchen gegenübergestellt hat, die sich für den Nabel der Welt halten, nach Art derjenigen, die feist grinsend über unseren Köpfen sitzen, die sich unserer Leben und unserer Güter bemächtigt haben, und die als Zuschlag unsere Liebe und unsere Anerkennung beanspruchen. Ich würde ihnen gern sagen, dass mich der bürokratische und frömmelnde Polizeistaat, den sie mit ihren Aktionen unterstützen, nicht so sehr stört wie die Blockade des Denkens. Im Gefängnis sitzen, okay, aber den Kopf frei zum Vagabundieren, das ist es, was ich in meinen Büchern schreibe, das hat nichts Schockierendes oder Subversives.”
In Camus’ Der Mensch in der Revolte heißt es: „Wer schreibt, trifft schon eine Wahl.” Und das habe ich auch getan, ich habe mich fürs Schreiben entschieden. Ich habe recht damit gehabt; die Diktatoren fallen um wie die Fliegen.
Die Revolution und der Palästinakonflikt
Mit Ihrer Erlaubnis möchte ich zum Ende dieser Rede noch kurz auf die arabischen Revolten und den israelisch-palästinensischen Konflikt eingehen. Wir spüren alle, dass sich seit der tunesischen Jasminrevolution in der Welt etwas geändert hat. Was in der verknöcherten, komplizierten und schwarzseherischen arabischen Welt unmöglich schien, ist nun eingetreten: Die Menschen kämpfen für die Freiheit, sie engagieren sich für die Demokratie, sie öffnen Türen und Fenster, sie blicken in die Zukunft, und diese Zukunft soll erfreulich und soll ganz einfach menschlich sein. Was derzeit geschieht, ist meines Erachtens nicht nur eine Jagd auf alte bornierte und harthörige Diktatoren, und es beschränkt sich nicht auf die arabischen Länder, sondern es kommt eine weltweite Veränderung auf, eine kopernikanische Revolution: die Menschen wollen eine echte universelle Demokratie, ohne Grenzen und ohne Tabus. Alles, was das Leben ramponiert, verarmen lässt, beschränkt und denaturiert, ist dem Gewissen der Welt unerträglich geworden und wird mit aller Macht abgelehnt. Die Menschen lehnen Diktatoren ab, sie lehnen Extremisten ab, die lehnen das Diktat des Marktes ab, sie lehnen den erstickenden Zugriff der Religion ab, sie lehnen den anmaßenden und feigen Zynismus der Realpolitik ab, sie verweigern sich dem Schicksal, auch wenn jenes das letzte Wort haben mag, sie lehnen sich gegen alle Arten von Verschmutzern auf; überall empören sich die Leute und widersetzen sich dem, was dem Menschen und seinem Planeten schadet. Es entsteht ein neues Bewusstsein, und in der Geschichte der Nationen ist das eine Wende, wie man das in Ihrem Land beim Fall der Mauer nannte.
Im Zuge all dieser Rebellionen wollen auch immer mehr Menschen nicht mehr hinnehmen, dass der älteste Konflikt der Welt, nämlich der israelisch-palästinensische, noch weiter andauert und morgen auch noch unsere Kinder und Enkel betrübt. Wir sind sogar voller Ungeduld und wollen es nicht hinnehmen, dass diese beiden so sehr in der Menschheitsgeschichte verankerten großen Völker auch nur einen Tag länger als Geiseln ihrer kleinen Diktatoren dahinleben, ihrer bornierten Extremisten, ihrer nicht zu entwöhnenden Nostalgiker, ihrer Erpresser und kleinen Provokateure. Wir möchten, dass die beiden Völker frei und glücklich und brüderlich leben. Wir sind davon überzeugt, dass der in Tunis angebrochene Frühling auch in Tel-Aviv, in Gaza, in Ramallah eintreffen wird, er wird nach China kommen und selbst noch weiter. Es ist ein Wind, der in alle Richtungen weht. Bald wird er Palästinenser und Israelis im Zeichen der gleichen Wut vereinen, dann kommt über den Nahen Osten die Wende, und mit herrlichem Getöse werden sämtliche Mauern fallen.
Das wahre Wunder bestünde aber nicht darin, dass Israelis und Palästinenser eines Tages einen Frieden schließen, denn das könnten sie leicht, innerhalb von fünf Minuten, an einem Küchentisch, und mehr als einmal waren sie auch schon ganz nahe dran; das wahre Wunder wäre vielmehr, dass diejenigen, die sich als Paten, als Tutoren und Berater der beiden Länder aufspielen, ja mehr noch, als unnachgiebige Propheten, endlich einmal aufhören, ihnen ihre eigenen Hirngespinste aufzuladen. Heilige Kriege, ständige Kreuzzüge, ewige Schwüre, geostrategische Heilspläne, all das ist längst passé; Israelis und Palästinenser leben hier und jetzt und nicht in einer mythischen Vergangenheit, die durch sie wieder aufleben müsste. Der Antrag auf Anerkennung eines unabhängigen und souveränen palästinensischen Staates in den Grenzen von 1967, den Präsident Mahmud Abbas der UNO vorlegt hat, war ein Schlag ins Wasser, das wussten wir bereits im Voraus, doch bin ich der Meinung, dass dieser kleine Schlag, selbst wenn er daneben ging, sich noch als großer Schlag erweisen wird, so entscheidend wie die Selbstverbrennung des jungen Tunesiers Bouazizi, die die arabische Welt entflammte. Zum ersten Mal seit sechzig Jahren haben die Palästinenser nur aus eigenem Willen heraus gehandelt. Sie sind nach New York gekommen, weil sie selbst es wollten, und sie haben niemanden gebeten, diesen Schritt zu genehmigen oder für ihn geradezustehen, weder die arabischen Diktatoren, die wir einen nach dem anderen absägen, noch die Arabische Liga, die nun nicht mehr die Kriegstrommel rührt, noch auch irgendeinen geheimnisvollen Mufti aus einem islamistischen Hinterzimmer.
Es ist schon ein außergewöhnliches Ereignis: Zum ersten Mal haben Palästinenser wie Palästinenser im Dienste Palästinas agiert und nicht als Instrument im Dienste einer mythischen arabischen Nation oder einer leider sehr reellen dschihadistischen Internationale. Einen Frieden können nur freie Menschen schließen; Abbas ist als freier Mensch gekommen, und er wird das vielleicht wie Sadat mit dem Leben bezahlen, denn es fehlt in der Region nicht an Feinden des Friedens und der Freiheit, die sich nun in die Enge gedrängt sehen. Traurig ist, dass ein Mann wie Obama, dieses wunderbare Bindeglied zwischen den beiden Hemisphären unseres Planeten, dieses nicht verstanden und damit auch die Gelegenheit nicht ergriffen hat, auf die er seit seiner berühmten Kairoer Rede doch gelauert hatte.
Israel ist ein freies Land, daran zweifelt niemand, es ist eine schöne, eine große, eine erstaunliche Demokratie, und mehr als jedes andere Land braucht es Frieden; der ständige Kriegs- und Alarmzustand, in dem es seit sechzig Jahren lebt, ist nicht mehr tragbar, und das Land muss seinerseits mit den Extremisten brechen und mit all den Lobbys, die aus dem Schutz ihrer fernen Paradiese heraus das Land zu einer Unbeugsamkeit anstiften, die natürlich völlig unfruchtbar ist, und damit das Land in einen Kerker unlösbarer Gleichungen einsperren. Meiner Ansicht nach müssen wir uns alle von dem Gedanken lösen, dass sich ein Friede aushandeln lässt. Aushandeln lassen sich Modalitäten, Formen, Etappen, aber der Frieden selbst ist ein Prinzip; er muss öffentlich verkündet werden, auf feierliche Weise. Man muss sagen: Friede, Schalom, Salam, und sich dann die Hand reichen. Das hat Abbas getan, als er zur UNO gegangen ist, und das hat Sadat getan, als er nach Tel Aviv ging. Ist es ein bloßer Traum, wenn man sich wünscht, dass Netanjahu ein Gleiches tut, indem er zur UNO geht oder nach Ramallah und dort das Prinzip des Friedens verkündet?
Bei dem abgedruckten Text handelt es sich um die Dankesrede von Boualem Sansal für den vom Verein des Deutschen Buchhandels verliehenen Friedenspreis 2011. Die Dankesrede wurde am 16.10.2011 in der Frankfurter Paulskirche gehalten. Mit freundlicher Genehmigung des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels und von Boualem Sansal.
Boualem Sansal, geboren 1949, zählt zu den bekanntesten algerischen Schriftstellern der Gegenwart und schreibt auf Französisch. Seine Bücher sind in zahlreiche Sprachen übersetzt worden.
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KOFFERTRÄGER, ROTE HAND UND SCHWARZE PANTHER
EIN RÜCKBLICK AUF ALGERIEN 50 JAHRE NACH DER UNABHÄNGIGKEIT
Nach einem brutalen Kolonialkrieg entwickelte sich Algerien zu einem Rückzugsort für Revolutionäre aus aller Welt. Doch nach dem blutigen Bürgerkrieg in den Neunzigern ist vom arabischen Frühling in Algier noch nicht viel zu spüren.
Von Susanne Stemmler
Algerien während des Unabhängigkeitskrieges in den fünfziger Jahren. Foto: Dirk Alvermann © Goethe-Institut
Landarbeiter, Arbeiter, Händler, Sonne. Viele Menschen. Deutschland hat kapituliert. Paare. Volle Cafés. Glocken. Offizielle Feier; Gefallenendenkmal. (…) Gegenkundgebung des Volkes. Genug versprochen nun. 1870. 1918. 1945. Heute, 8. Mai, ist’s nun wirklich der Sieg? (…) Ein Beamter der Sûreté, versteckt im Schatten eines Torbogens, schießt auf die Fahne. Maschinengewehrfeuer. (…) Die Leichen werden in der Sonne zur Schau gestellt. Seit dem 8. Mai sind 14 Menschen aus meiner Familie gestorben, ohne die standrechtlich Erschossenen mitzuzählen.
(Kateb Yacine, Nedjma 1956)
Der 8. Mai 1945 ist das zentrale historische Ereignis, um das der Roman Nedjma des algerischen Autors Kateb Yacine kreist. Es ist ein anderer 8. Mai, als wir ihn in Deutschland zu feiern gewohnt sind: In der algerischen Stadt Sétif finden sich nach der Kapitulation der Deutschen Tausende Algerier spontan zu einer Demonstration für ihre Rechte ein. Viele von ihnen hatten als Soldaten auf der Seite der Franzosen gegen Nazi-Deutschland, aber auch bereits im ersten Weltkrieg für Frankreich gekämpft und forderten nun Libération auch für sich ein. Die Demonstration in Sétif, an der auch Kateb Yacine teilnahm, bevor er verhaftet wurde, und die er in Nedjma beschreibt, ging als Tag des Massakers an mehreren zehntausend Algeriern in die Geschichte ein, verübt durch die französischen Sicherheitskräfte. Was Antifaschisten und die internationale Völkergemeinschaft als „Tag der Befreiung” feiern, bedeutet für die Algerier keinesfalls Befreiung, sondern den Beginn einer langen Periode blutiger Unterdrückung und systematischer Folter. Viele Algerier fanden den Tod in den französischen Internierungslagern. Es beginnt ein Kampf um die Unabhängigkeit, der Beginn eines grausamen Kolonialkrieges, der von 1954 bis 1962 andauerte. Dabei entpuppt sich Frankreich, das Land der Erklärung der Allgemeinen Menschenrechte, noch vom Mythos der Résistance gegen den Hitlerfaschismus zehrend und lange vor der Aufarbeitung des Vichy-Regimes stehend, als zutiefst rassistisch gegenüber den zivilisatorisch unterlegenen „Eingeborenen” des Landes. Die einzig angemessene Form, von dieser Zeit der selbst erlebten physischen und psychischen Gewalt zu erzählen, ist für Kateb Yacine das nicht-chronologisch geordnete, sondern zyklisch organisierte Erzählfragment. Zusammen gehalten wird der avantgardistische Roman durch die gemeinsame Suche der drei jungen Hauptpersonen nach Nedjma – das ist eine Frau, aber auch das zukünftige entkolonialisierte Algerien.
Und so hält das historische Datum 1945 die Erinnerung wie zwei Seiten einer Medaille bereit – Befreiung für die einen heißt Unterdrückung für die anderen. Aus dieser fatalen zeitlichen Synchronie werden später besondere, fast vergessene, deutsch-algerische, aber auch internationalistische Geschichten entstehen, von denen im Folgenden die Rede sein soll.
Grausamer Kolonialkrieg
Zur Erinnerung: 1830 besetzt Frankreich Algier, Oran und Bône. Nach und nach erobert es ganz Algerien und macht es 1848 zu französischem Territorium. Es wird in drei Départements aufgeteilt und ist damit bedeutend enger an Frankreich gebunden als beispielsweise das Protektorat Marokko oder die Kolonie Senegal. Die Menschen erleben eine Enteignungs-, Vertreibungs-, Umsiedlungs-, Internierungs- und Sprachpolitik, die die Identität des algerischen Volkes zu tilgen versucht. Malek Alloula, geboren 1937 in Oran, erinnert sich: „Wir sprachen zu Hause Arabisch, lernten aber in der französischsprachigen Schule nur die Geschichte Frankreichs, Arabisch war für uns Fremdsprache im eigenen Land.”
Die Ereignisse von Sétif führen in die algerische Revolution, die am 1. November 1954, geführt von der Front de Libération Nationale (FLN) und der Armée de Libération Nationale (ALN), begann. Der Algerienkrieg reicht bis nach Frankreich: Am 17. Oktober 1961 töteten französische Sicherheitskräfte fast 200 Algerier in Paris bei einer Demonstration, ihre Leichen warf man zum Teil in die Seine. Am 8. Februar werden ebenfalls während einer Demonstration für die algerische Unabhängigkeit an der Metrostation Charonne in Paris neun Menschen umgebracht. Am 5. Juli 1962 wird Algerien unabhängig.
Den algerischen Unabhängigkeitskampf nennt Benjamin Stora, Historiker und Experte für den französischen Kolonialkrieg, in einem Atemzug mit dem Indochina-Krieg den „härtesten Entkolonialisierungskrieg des 20. Jahrhunderts.” Diese traumatische Geschichte, die von der systematischen und institutionalisierten Folter, Hinrichtungen und Vergewaltigungen durch französische Offiziere in ganz Algerien bis zu Ermordungen von Algeriern in Paris reicht, wird in Frankreich erst seit zehn Jahren aufgearbeitet. Noch bis zu Beginn dieses Jahrtausends wurde der Algerienkrieg in Frankreich als „Operationen zur Wiederherstellung der Ordnung” verharmlost, während er in Algerien „Revolution” genannt wurde. Aber auch in Algerien ist die Konstruktion der Erinnerung jenseits der postkolonialen Glorifizierungen schwierig – mit Albert Camus beispielsweise, dem Sohn einer armen Siedlerfamilie in Algerien mit antikolonialer Haltung und für ein kosmopolitisches Algerien schwärmend, täte man sich bis heute schwer, so Dan Diner.
Albert Memmi fasst die Psychodynamik des Kolonialismus treffend zusammen, wenn er schreibt, dass zwischen Kolonisiertem und Kolonisator eine Herr-Knecht-Wechselbeziehung herrscht. Stora untermauert die These einer gemeinsamen traumatischen franko-algerischen Geschichte mit Zahlen: Der Algerienkrieg trifft nahezu sechs bis sieben Millionen Männer und Frauen persönlich: Die französischen Soldaten und deren Kinder, die „pieds-noirs”, d. h. die europäischen Siedler aus Algerien und deren Kinder, die Juden Algeriens, die algerischen Muslime und deren (in Frankreich geborene) Kinder – die „beurs”.
Französischer Kolonialismus und die postkoloniale Phase ziehen sich also bis in die Gegenwart, denn sie haben große Migrationswellen ausgelöst. Nach dem Ende des Algerienkriegs siedelten eine Million „pieds noirs” und „harkis”, d. h. Algerier, die auf der Seite der Franzosen gegen ihre eigenen Landleute gekämpft hatten, nach Frankreich um. Seit über fünfzig Jahren wandern nicht nur Algerier nach Frankreich ein, sondern deren Nachkommen sind in Frankreich geboren, also meist französische Staatsbürger, die häufig dennoch antimuslimischen Rassismen ausgesetzt sind.
So weit die franko-algerische Kolonialgeschichte in Kürze. In Frankreich wandten sich nur einige Intellektuelle, wie Jean-Paul Sartre, gegen den Kolonialismus und traten – oft unter Lebensgefahr – für die Unabhängigkeit Algeriens ein.
Deutsch-algerische Solidarität
Im Nachkriegsdeutschland wurde der antikoloniale Unabhängigkeitskampf der Algerier zum politischen Identifikationsangebot der Linken – ehemalige Widerstandkämpfer, KZ-Häftlinge, Kommunisten, Trotzkisten, Jusos – sie alle einte das „Algerien-Projekt”. Claus Leggewie, der in seinem bis heute einzigartigen gleichnamigen Buch 1984 die solidarischen Aktionen der sogenannten deutschen „Kofferträger” nachzeichnet, nennt diese Einzelkämpfer, noch ganz fern einer „Bewegung”, treffend die ersten Internationalisten – lange vor der Anti-Vietnam-Bewegung und lange vor der Pro-Nicaragua-Solidarität der Achtziger. Sein Band eröffnet auf der Grundlage von Interviews einzigartige Einblicke in illegale Geldtransfers für die Algerische Befreiungsfront, getarnte Waffenproduktionen und Falschmünzerringe im spießigen Adenauer-Nachkriegsdeutschland. Auf diese Weise verbinden sich, so Leggewie, „die ‚klassische’ Arbeiterbewegung der Weimarer Zeit mit antifaschistischer Kampferfahrung und antikolonialem Engagement”. Eine zentrale Rolle in der BRD als Hinterland des FLN kommt dabei „Ben Wisch”, dem sozialdemokratischen SPD-Abgeordneten Hans-Jürgen Wischnewski zu, der damit die Genossen in Frankreichs sozialistischer Schwesterpartei mehr als ärgerte.
„Algerien ist überall” – so der Titel von Hans-Magnus Enzensbergers Eröffnungsrede für die erste, von Studenten zusammengestellte Ausstellung zu den Gräueltaten der Franzosen, aber auch der FLN in Algerien. Für eine kleine Gruppe deutscher Aktivisten und Intellektuelle war klar: Deutschland ist Komplize in diesem Krieg und es ist eine historische Verpflichtung, keine Lager, wo auch immer, zuzulassen – womit wir wieder beim 8. Mai angelangt wären. Der Regisseur Volker Schlöndorff, als Austauschschüler mit den Repressalien gegen Algerier in Paris konfrontiert, drehte 1960 seinen ersten kurzen Film Wen kümmert’s über aus der französischen Armee desertierte algerische Soldaten, die nach Deutschland geflohen waren und von der „Roten Hand” des französischen Geheimdienstes verfolgt wurden.
Nach der Unabhängigkeit keimte die Hoffnung auf ein neues algerisches „Projekt” auf. Und das war nicht nur eine Vorstellung der deutschen Linken: Auch international wurde Algerien – wie andere ehemals kolonisierte Länder – zur Projektionsfläche sozialistischer Utopien.
Wie für viele von der Fremdherrschaft befreite „junge” afrikanische Nationen stellte sich auch für Algerien die Frage: Wohin orientieren? Nach Westen, in die USA, oder nach Osten, in Richtung Sowjetunion? Der ehemalige FLN-Kopf Ben Bella wird 1962 Staatspräsident und strebt einen arabischen Sozialismus an, ähnlich dem Nassers in Ägypten, und schaut in Richtung Sowjetunion. Die FLN wird 1964 zur Staats- und Regierungspartei. Algerien will seinen eigenen Weg gehen, einen sozialistischen, aber anders als die Vorbilder, wie etwa Kuba. 1974 schloss man mit der DDR ein Arbeitskräfteanwerbeabkommen ab, viele algerische Studenten wurden in die Deutsche Demokratische Republik geschickt. Und so finden sich heute – auch ein Stück deutsch-algerischer Geschichte – viele Algerier im ehemaligen Ostberlin, aber auch die Nachkommen von ostdeutsch-algerischen Paaren, auf der Suche nach ihren Vätern, die ausgewiesen wurden.
Große Vergangenheit, traurige Gegenwart
Algier wurde in den siebziger Jahren zum symbolträchtigen Ort, aber auch zum realen Exil-Ort für verfolgte „Revolutionäre” aus aller Welt, insbesondere aus Afrika, aber auch aus Nordamerika. Im Zuge der „Wiederentdeckung” des afrikanischen Kontinents und des schwarzen Nationalismus las man in den USA Frantz Fanons Die Verdammten dieser Erde (1961) und seine Analysen aus Schwarze Haut, weiße Masken, welche den Zusammenhang zwischen „weißer Überlegenheit” und Kolonialismus herstellen, aber auch die psychischen Traumata der Kolonisierten thematisieren. Fanon wurde damit zu einem wichtigen Impulsgeber der Blackness und Black Power Bewegung in den USA. Der Psychiater aus Martinique arbeitete selbst in einer psychiatrischen Klinik im algerischen Blida, bevor er sich der FLN anschloss. Im Juli 1969 fand in Algier der Panafrikanische Kulturkongress statt, der von Präsident Boumedienne eröffnet wurde – prominenter Gast war Eldridge Cleaver, Informationsminister der Black Panther Partei, der über Kuba aus den USA, wo er verfolgt wurde, geflüchtet war. Die Black Panther bezogen ein Büro im Herzen Algiers und organisierten eine Ausstellung – man fühlte sich der algerischen Revolution nahe und kämpfte für ähnliche anti-imperialistische Ziele. Aus dem Büro wurde 1970 die Internationale Sektion der Black Panther, die Anlaufstelle für aus den USA geflohene Angehörige der radikalen schwarzen Bürgerrechtsbewegung war und diplomatischen Status zugebilligt bekam.
Heute, im 50. Jahr nach der Unabhängigkeit, ist vom arabischen Frühling in Algerien unterdessen nicht viel zu spüren: Nachdem die Front Islamique du Salut (FIS) 1991 die Wahlen gewann, die von den Militärs annulliert wurden, fielen dem Bürgerkrieg seit den neunziger Jahren insgesamt 150.000 Menschen, darunter zahllose Zivilisten und Intellektuelle, zum Opfer. Die staatlichen Sicherheitskräfte griffen brutal durch. Die Algerier sind heute, in einer Zeit des nur scheinbaren inneren Friedens, des Kämpfens müde. Man schaut zwar mit gebanntem Interesse auf die Demokratiebewegungen in den arabischen Nachbarländern, die algerische Zeitung El Watan organisiert Debatten usw. – doch in Algerien herrscht nach all den Jahren des Kampfes für die Unabhängigkeit und des Terrors der Neunziger eine seltsame Ruhe. Doch es gäbe ähnliche Gründe für eine Demokratiebewegung wie in den anderen arabischen Ländern. Denn die Jugendarbeitslosigkeit ist hoch und es herrschen mafiös-autoritäre Strukturen. Aber Präsident Bouteflika gelang es, mit dem Zugeständnis eines neuen Parteiengesetzes Ruhe zu halten. Warten wir den Verlauf des Jahres 2012 ab, denn für die anstehenden Parlamentswahlen will der Präsident internationale Beobachter zulassen. Auch Algerien wird sich verändern müssen.
Susanne Stemmler war Programmleiterin des Hauses der Kulturen der Welt in Berlin.
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DIE ISLAMISCHE AN-NAHDA-BEWEGUNG
WIE DEMOKRATISCH IST DER AUFBRUCH IN TUNESIEN?
Der Erfolg der islamischen an-Nahda-Bewegung in Tunesien hat viele Ängste vor einer Islamisierung Tunesiens geweckt. Das Wahlprogramm von an-Nahda bietet jedoch keine Grundlage für diese Befürchtung.
Von Lutz Rogler
Eine Frau zeigt ihren Finger zum Beweis, dass sie wählen gegangen ist. Pujehun, Sierra Leone. Foto: Kelly Fajack, Getty Images © Goethe-Institut
Etwa ein Jahr nach dem Beginn des „arabischen Frühlings” hat sich in großen Teilen der Medien in Deutschland und anderen westlichen Ländern ein unübersehbares Maß an Ernüchterung oder gar an Enttäuschung ausgebreitet. Nachdem die Revolutionen in Tunesien und Ägypten euphorisch begrüßt wurden, dämpften zunächst die lang anhaltenden und opferreichen Auseinandersetzungen in Libyen, Jemen und Syrien die Erwartungen, dass auch andere autoritäre Regimes in der arabischen Welt schnell unter dem Druck der Massen zusammenbrechen würden. Als dann im Herbst nacheinander und in kurzer Folge aus den demokratischen Wahlen in Tunesien, Marokko und Ägypten islamistische Parteien als die stärksten politischen Kräfte hervorgingen, mehrten sich die Stimmen, die die anfänglich gehegten Hoffnungen auf einen raschen demokratischen Wandel nunmehr als verfrüht betrachteten oder gar von einem „Diebstahl” der Revolutionen sprachen: Es scheint, als ob die Wahlerfolge der islamistischen Kräfte in der Sicht vieler Beobachter und Kommentatoren lediglich als Rückschritt oder als Gefahr für die postrevolutionären Bestrebungen nach Freiheit und Demokratie zu werten wären.
Die Verunsicherung über den Wahlsieg der islamistischen Bewegung und das Misstrauen gegenüber einer von ihr geführten Regierung bestehen auch und gerade im Falle Tunesiens. Nachdem bereits die säkularistische Modernisierungspolitik unter dem Präsidenten Bourguiba (bis 1987) dem Land seit Jahrzehnten das Image einer progressiven „Ausnahme” in der arabischen Welt verschafft hatte, stellte die Propaganda des diktatorischen Regimes von Ben Ali seit Beginn der neunziger Jahre Tunesien als Modell der erfolgreichen Bekämpfung von religiösem „Obskurantismus” und „Extremismus” dar. Nicht nur in der westlichen Öffentlichkeit, sondern auch in Kreisen der säkularen und linken Opposition Tunesiens wurde daher die erbarmungslose Repression der islamistischen Bewegung durch das Regime nur wenig kritisiert oder zuweilen sogar als Ausdruck einer „modernistischen” Orientierung des Staates befürwortet.
Nach dem Sturz des Regimes von Ben Ali durch die revolutionäre Massenbewegung im Januar 2011 trat indes auch für die bedeutendste islamistische Bewegung des Landes, Harakat an-Nahda, ein gänzlich neuer Abschnitt ihrer Geschichte ein: Zum ersten Mal seit ihrer Gründung am Anfang der 1970er Jahre konnte sie nunmehr in legaler Weise und ohne jegliche Behinderung durch staatliche Behörden ihre organisatorischen Strukturen aufbauen und in der Gesellschaft aktiv werden. Am 1. März 2011 wurde ihr – fast 30 Jahre nach ihrem ersten vergeblichen Versuch im Juni 1981 in Gestalt der „Bewegung der Islamischen Tendenz” – die behördliche Erlaubnis erteilt, eine politische Partei zu bilden. Zu diesem Zeitpunkt, als gerade die ersten Exilanten der Bewegung, darunter ihr Vorsitzender Rashid al-Ghannushi, nach Tunesien zurückgekehrt waren, rechnete sicher niemand bei an-Nahda damit, dass innerhalb eines Jahres der Generalsekretär der Bewegung, Hamadi al-Jabali, einer tunesischen Koalitionsregierung vorstehen würde, die ihrerseits auf der Grundlage einer demokratischen Wahl gebildet sein würde.
Die neue Rolle der Islamisten
Im Ergebnis der Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung am 23. Oktober 2011 errang an-Nahda 89 von 210 Sitzen (ca. 41 Prozent) und ließ damit die anderen politischen Formationen weiter hinter sich. Für die vorgesehene Übergangsperiode von einem Jahr, während der die Versammlung eine neue Verfassung ausarbeiten und als legislatives Organ fungieren soll, hat die islamistische Bewegung daher eine Bedeutung erlangen können, mit der kaum jemand gerechnet hatte – offenbar nicht einmal an-Nahda selbst. Hinzu kommt, dass Mitte Dezember auch ihr Generalsekretär al-Jabali durch den tunesischen Übergangspräsidenten Munsif al-Marzuqi mit der Regierungsbildung beauftragt wurde. In der kurz darauf vorgestellten Koalitionsregierung, in der neben an-Nahda zwei weitere ehemalige Oppositionsparteien vertreten sind, stellen die Islamisten unter anderem auch den Außen-, den Innen- und den Justizminister.
Die im Vorfeld der Wahlen vielfach diskutierte Frage, ob die islamistische Bewegung in der postrevolutionären politischen Landschaft Tunesiens und der ersten Etappe des demokratischen Übergangs überhaupt eine maßgebliche Rolle spielen würde, ist damit vorerst überraschend eindeutig beantwortet worden. Überraschend ist in der Tat, dass an-Nahda nach 20 Jahren der faktischen Abwesenheit in der politischen Öffentlichkeit des Landes und einer beispiellosen Verfolgung ihrer Mitglieder durch den Staat innerhalb weniger Monate nicht nur ihre organisatorischen Strukturen neu aufbauen, sondern auch eine derart breite Wählerschaft mobilisieren konnte – auch unter der Jugend, welche die Bewegung kaum aus eigener Erfahrung in der Vergangenheit kennengelernt hat. Bemerkenswert erscheint auch die offenbar ohne größere Probleme verlaufene Reintegration Hunderter von Mitgliedern, die jahrelang im Exil vor allem in Europa gelebt hatten.
Kaum überraschend hingegen ist – zumindest für jene, die die ideologische Entwicklung von an-Nahda in den letzten Jahrzehnten verfolgt haben – der grundsätzliche politische Kurs der Bewegung nach der Revolution gewesen: Die Orientierung auf einen demokratischen Wandel durch die rasche Schaffung demokratischer (und vor allem demokratisch legitimierter) Institutionen und das Streben nach einem entsprechenden Konsens mit anderen, auch und gerade säkularen und linken politischen Kräften im Land. Vor dem Hintergrund dessen, was die Bewegung bereits 1996 in einem programmatischen Dokument als Zielvorstellungen für die Zeit nach der Ben-Ali-Diktatur formuliert hatte, erscheint die gegenwärtige Koalitionsregierung in der Tat als Umsetzung des seinerzeit vorgebrachten Konzepts einer gemeinsamen „Front” der wichtigsten Kräfte der Opposition gegen das im Januar gefallene Regime. Und ebenso wenig wie 1981, als die Bewegung zum ersten Mal versuchte, sich in eine entstehende pluralistische politische Ordnung einzufügen, brachte sie auch im Verlaufe des Jahres 2011 die Vorstellung eines nunmehr zu schaffenden „islamischen Staates” oder die Forderung nach einer „Anwendung der Scharia” vor.
Fortschrittliches Wahlprogramm
Prinzipiell spricht an-Nahda von einem „zivilen” demokratischen Staat und lehnt einen „religiösen” Staat im Sinne einer Theokratie ab. Sie vertritt damit dieselbe Position wie etwa die Muslimbrüder in Ägypten oder die Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD) in Marokko. In ihrem Programm, das sie einige Wochen vor den Wahlen im September 2011 veröffentlichte, fasste sie ihre politische Programmatik in den Stichworten Freiheit, Demokratie und „die Macht gehört dem Volk” zusammen. Demzufolge strebt sie ein republikanisches System an, das Gerechtigkeit, Freiheit und Stabilität verwirkliche und mit Despotie und Korruption breche. Ausdrücklich bekennt sie sich hier auch zur Beteiligung aller politischen Akteure an der Ausarbeitung der neuen Verfassung „als Krönung der tunesischen Revolution”. In den Details ihrer programmatischen Vorstellungen über die neue politische Ordnung in Tunesien wird das Streben nach einem breiten gesellschaftlichen Kontext ebenfalls deutlich: Freiheit, Gerechtigkeit und Entwicklung werden als zentrale Werte von Staat und Gesellschaft bezeichnet. Garantiert werden sollen die Menschenrechte, die individuellen und kollektiven Freiheiten, wobei die Garantie der Freiheit des Glaubens und des Denkens sowie der Rechte religiöser Minderheiten gesondert genannt werden. Folter soll verboten werden. Des Weiteren bekennt sich an-Nahda zur Achtung der Unabhängigkeit der Zivilgesellschaft, zum Prinzip des Pluralismus und des friedlichen Machtwechsels, zur Gewaltenteilung und zur Unabhängigkeit der Justiz. Während dem aus einer Kammer bestehenden Parlament die legislativen und Kontrollaufgaben zukommen, soll es auch für eventuelle Verfassungsänderungen zuständig sein und den Präsidenten der Republik wählen. Für Letzteren wiederum ist eine höchstens einmalig verlängerbare Amtszeit von fünf Jahren vorgesehen.
In der Präambel des Programms wird das republikanische System als die „beste Garantie für die Demokratie und die Nutzung des Reichtums des Landes zum Wohle des Volkes” beschrieben. Die Achtung der Menschenrechte wird hier ebenfalls erwähnt – mit dem expliziten Zusatz „ohne Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe, Weltanschauung oder Vermögen, wozu die Stärkung der Rechte der Frau in der Gleichberechtigung, der Bildung, der Arbeit und der Teilhabe am öffentlichen Leben gehört”. Im Hinblick auf das vorgeschlagene „demokratische politische System” wird der direkte Zusammenhang mit den postkolonialen Regimes von Bourguiba und Ben Ali hergestellt: Es gehe um die „Ausrottung der Wurzeln der Autokratie, die sich in unserer Geschichte verfestigt hat und den Staat der Unabhängigkeit von seiner (eigentlichen) Mission hat abkommen lassen”.
Liest man das Wahlprogramm von an-Nahda genauer, dann erscheint in der Tat die Erfahrung der jahrzehntelangen autokratischen Herrschaft und ihrer diktatorischen Folgen in Politik, Wirtschaft und Kultur als der prägende Hintergrund für die Betonung, die darin auf die Errichtung eines Rechts- und Bürgerstaates gelegt wird, in dem die Bürger sowohl durch starke Institutionen als auch durch eine aktive Zivilgesellschaft vor staatlicher Willkür geschützt werden sollen. Mehrfach werden auch die Prinzipien der „guten Regierungsführung” mit der „Würde des Menschen” und mit den Erfordernissen einer umfassenden wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Verbindung gebracht. Die Abschnitte zur Wirtschafts- und Sozialpolitik sind im Übrigen in diesem Programm deutlich länger als jene zum politischen System und sind ihrerseits Ausdruck des Bestrebens, einen klaren Bruch mit den Praktiken des vormaligen Regimes zu markieren.
Abgesehen von der Frage, inwieweit die Leitlinien des Wahlprogramms tatsächlich realistische Ausgangspunkte gerade für die Lösung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme Tunesiens in der kommenden Periode darstellen, bietet dieser Text ebenso wenig wie die zahlreichen Erklärungen der Führung von an-Nahda nach und vor den Wahlen grundsätzlich keinen Anlass, die Ernsthaftigkeit der Bewegung hinsichtlich ihrer Orientierung auf einen wirklichen demokratischen Wandel in Zweifel zu ziehen oder einer Regierung unter ihrer Führung zu misstrauen. Zudem ist sie in ihrem politischen Handeln seit dem Erfolg der Revolution zu keiner Zeit vom dem Prinzip abgegangen, mit anderen politischen und ideologischen Kräften einen Konsens über die wesentlichen Schritte und Formen des demokratischen Übergangs herzustellen.
Misstrauen und Unterstellungen
Gleichwohl nähren eine Reihe von politischen Akteuren in Tunesien immer wieder Zweifel an der Glaubwürdigkeit des „demokratischen Diskurses” von an-Nahda und unterstellen der Bewegung entweder einen nur auf Machterhalt zielenden temporären Pragmatismus oder sogar explizit Doppelzüngigkeit: Das wirkliche Ziel der Islamisten bestünde demnach darin, langfristig mit Hilfe ihrer neuen Machtposition im Staat die tunesische Gesellschaft zu „islamisieren” und damit die Errungenschaften der „Moderne”, insbesondere die Rechte der Frauen und die Meinungs- und Glaubensfreiheit, rückgängig zu machen. Es ist letztlich das auch in Tunesien altgediente Argument, die Islamisten würden demokratische Rhetorik und Verfahren lediglich nutzen, um die Macht im Staat zu übernehmen und sodann ihre eigene religiöse, antimoderne Diktatur zu errichten. Namentlich laizistische Intellektuelle verweisen in dieser Hinsicht dann immer gern auf die historischen Erfahrungen in Iran, Afghanistan oder Sudan.
Die gegenwärtigen Befürchtungen von Intellektuellen, von Frauenrechtsaktivistinnen und – bei den Wahlen unterlegenen – linken Parteien sind allerdings nicht nur von der jahrzehntelang in Tunesien vom Staat benutzten Rhetorik des Kampfes gegen „religiösen Extremismus” geprägt, sondern sie sind in den letzten Monaten auch durch eine Reihe von öffentlichen Erklärungen und Aktionen genährt worden, die auf das Konto von religiösen Gruppierungen gehen, die die neue Freiheit im Land nutzen, um auf sich aufmerksam zu machen und vor allem unter der Jugend zu mobilisieren. Dabei handelt es sich vor allem um salafistische Gruppierungen und die „Islamische Befreiungspartei”, die sich lautstark für eine „Anwendung der Scharia” und die Wiedererrichtung eines „islamischen Kalifats” engagieren. In der mitunter ausgesprochen scharfen öffentlichen und medialen Auseinandersetzung zwischen „Laizisten” und „Islamisten” wird allerdings nicht selten bewusst oder unbewusst übersehen, dass zwischen diesen relativ neuen Gruppierungen und der an-Nahda-Bewegung nicht nur politisch und ideologisch, sondern auch in der religiösen Denkart erhebliche Unterschiede und sogar eindeutige Gegensätze bestehen.
Ein halbwegs unvoreingenommener Blick auf die historische Entwicklung der Bewegung seit ihrer Entstehung am Beginn der siebziger Jahre erlaubt es nicht, die heute von an-Nahda vertretenen Positionen als Ausdruck eines temporären Pragmatismus oder gar einer politischen Heuchelei zu bewerten. Sie erscheinen im Gegenteil als das Ergebnis jener politischen Erfahrungen, die sie über Jahrzehnte hinweg im autoritären Kontext Tunesiens gemacht und verarbeitet hat; sie resultieren auch aus kritischen internen Debatten und Konflikten zwischen verschiedenen Tendenzen innerhalb der Bewegung; sie spiegeln auch selbstkritische Bewertungen der eigenen Ideologie und Praxis insbesondere in den neunziger Jahren wider; sie sind auch aus der anhaltenden Interaktion und Kooperation mit anderen (linken, liberalen, nationalistischen) Kräften in Tunesien und in anderen Teilen der arabischen Welt hervorgegangen.
Anpassungsfähiger Islam?
Besonders augenfällig wird die Entwicklung der ideologischen und politischen Positionen bei dem Vorsitzenden von an-Nahda, Rashid al-Ghannushi. Der studierte Philosoph (geb. 1941), der nach 20 Jahren des Exils in Großbritannien Ende Januar 2011 nach Tunesien zurückgekehrt ist, gehört einerseits zu jenen, die sich intensiv mit der theoretischen Verarbeitung der historischen Erfahrungen seiner Bewegung in der tunesischen Gesellschaft befasst hat. Andererseits hat er mit seinen theoretischen und theologischen Reflexionen in maßgeblicher Weise das heutige Selbstverständnis von an-Nahda geprägt, dessen Leitmotiv die Symbiose von „Islam und Moderne” geworden ist und die tunesische Bewegung eher in der Nähe der türkischen AKP denn in der Tradition der Muslimbrüder sieht. Al-Ghannushi, der vor allem im Hinblick auf seine taktische Führung der Bewegung in den achtziger Jahren auch heftiger interner Kritik ausgesetzt war, hat im Verlaufe der neunziger Jahre von seinem Londoner Exil aus einen Ruf als einer der einflussreichsten reformistischen Intellektuellen des islamistischen Mainstreams in der arabischen Welt und darüber hinaus erworben, weil er sich in zahlreichen Veröffentlichungen und Interviews kritisch mit Ideologie, Programmatik und Praxis der islamistischen Strömungen in der Gegenwart auseinandergesetzt hat. Im Mittelpunkt seiner Reflexionen stand dabei immer wieder das Verhältnis von islamischen Denktraditionen und Konzepten und den modernen Vorstellungen von Demokratie, Freiheit und Menschenrechten. Immer wieder hat er dabei auch gegenüber konservativ-restriktiven Positionen und zögerlichen Haltungen nachdrücklich für die Akzeptanz von demokratisch-pluralistischen Prinzipien plädiert und im Zusammenhang mit dem Verhältnis von Religion und modernem Staat für eine islamisch-theologische Neubegründung von Menschen- und Bürgerrechten argumentiert.
In ihrer grundsätzlichen Orientierung entsprechen die Positionen der Bewegung in ihrem Wahlprogramm wie in ihren zahlreichen öffentlichen Äußerungen nach der Revolution ganz deutlich dem, was Rashid al-Ghannushi und andere Intellektuelle von an-Nahda theoretisch bereits in der jüngeren Vergangenheit reflektiert haben. Dazu gehört auch der zentrale Gedanke, dass es nicht dem Staat obliegt, seinen Bürgern bestimmte religiöse Überzeugungen und Normen per Gesetzgebung vorzuschreiben. Im Wahlprogramm fehlt daher auch jeglicher Bezug auf die Scharia. Auch für die neue Verfassung hat sich die Führung von an-Nahda bisher dafür ausgesprochen, es bei der bereits in der alten Verfassung gewählten Formulierung „Tunesien ist ein freier unabhängiger Staat, dessen Religion der Islam und dessen Sprache das Arabische ist” zu belassen. „Der Islam” wird dabei als der allgemeine historisch-zivilisatorische Bezugsrahmen verstanden, dessen Wertvorstellungen mit den Erfordernissen der Zeit und „der menschlichen Erfahrung” in Einklang gebracht werden sollen. Allerdings wird derzeit in der tunesischen Verfassungsdiskussion, zum Teil als Reaktion auf entsprechende Forderungen von konservativeren und salafistischen Gruppierungen, über eine Erwähnung der Scharia als eine Quelle oder die Hauptquelle der Gesetzgebung im Verfassungstext debattiert, und auch einige prominente Vertreter von an-Nahda haben sich für einen solche Formulierung ausgesprochen. Entgegen den Befürchtungen oder Anschuldigungen mancher Laizisten im Land bedeutet aber auch dies nicht, dass sich die Bewegung nun doch auf eine autoritäre „Islamisierung von oben” vorbereiten würde: Im Verständnis von an-Nahda ist Scharia nicht ohne deren ethische Prinzipien (maqasid ash-sharia) zu denken, zu denen wiederum an vorderster Stelle „die Freiheit” gezählt wird. Insofern geht es bei der Verfassungsdiskussion nicht nur darum, einen demokratischen Grundkonsens für die künftige politische Kultur in Tunesien zu finden, sondern es wird zum Teil auch um eine demokratische Verständigung über eine zeitgemäße Interpretation islamischer Begriffe und Werte gehen. Theoretisch und programmatisch erscheint an-Nahda im Sinne einer „Symbiose von Islam und Moderne” durchaus gut darauf vorbereitet; die kommenden Monate werden zeigen, was sich davon heute in Tunesien als umsetzbar erweisen wird.
Lutz Rogler ist Arabist und Islamwissenschaftler.
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TOO FAST TOO SOON
BEOBACHTUNGEN ZUR DEMOKRATIE IN AFGHANISTAN
Der Westen wollte Afghanistan nach dem Sturz der Taliban in einen demokratischen Staat verwandeln. Zehn Jahre später sind fast alle Hoffnungen enttäuscht und das Wort Demokratie ist fast zu einem Schimpfwort geworden.
Von Martin Gerner
Kinderzeichnung über den Krieg in Afghanistan. Foto: Martin Gerner © Goethe-Institut
„Ein gutes Jahr nach dem Aufbegehren in der arabischen Welt hat sich auch in den Straßen von Kabul und in den Städten Mazar, Herat und Jalalabad der Protest gegen soziale und politische Verhältnisse Luft gemacht. Zu Tausenden sind die Menschen auf die Straße gegangen. ‚Nieder mit Karzai’ und ‚Kampf der Korruption’ haben sie skandiert. Andere Banderolen trugen die Aufschrift ‚Afghanistan den Afghanen’, wobei sich Paschtunen und Tadschiken, Hazara wie Usbeken erstaunlich einig waren in ihrem Protest auf dem Platz vor dem Präsidentenpalast. Ein massives Polizeiaufgebot versuchte die lautstarke Menschenmenge in Schach zu halten, sekundiert hier und dort von Beratern des NATO-Militärs. Westliche Diplomaten betrachteten das Spektakel aus der sicheren Entfernung ihrer abgeschotteten Botschaften, bevor sie zur Krisen-Berichterstattung in ihre jeweiligen Hauptstädte telefonierten ...”
Dieses – wohlgemerkt fiktive – Szenario geht mir durch den Kopf, wenn ich versuche, eine Standortbestimmung von Demokratie im afghanischen Kontext vorzunehmen. Das Szenario könnte die logische Folge jener Gespräche sein, die ich zuletzt in Kabul und den Provinzen geführt habe. Ähnlich wie in der arabischen Welt suchen Wut und Ohnmacht weiter Bevölkerungsteile ein Ventil: gegen Warlords und Nepotismus, Behördenwillkür und staatlich sanktionierten Diebstahl am Volk. Zum Teil auch gegen eine internationale Militärpräsenz, die in den Anfangsjahren, vermutlich zum ersten Mal in der afghanischen Geschichte, von vielen durchaus mit Wohlwollen begrüßt wurde, heute aber immer häufiger von Einheimischen wie internationalen Experten mit dem Attribut der Besatzung in Verbindung gebracht wird.
Es fällt schwer, dieser Tage Afghanen zu finden, die im persönlichen Gespräch nicht vehement Rechenschaft einklagen von Verantwortlichen auf allen Ebenen des Staates, ob national, regional oder lokal. In zehn Jahren internationaler Präsenz haben sich Korruption und staatliche Ineffizienz eher noch verfestigt, als dass good governance, die programmatische Überschrift für viele millionenschwer bezuschusste Projekte, wirklich spürbar geworden wäre.
Das Szenario afghanischer Straßenproteste dürfte trotzdem für lange Jahre Fiktion bleiben. Das zumindest sagen mir meine Gesprächspartner. Gerade die junge Generation gibt sich unmissverständlich. „Auf die Straße zu gehen und zu demonstrieren für unsere Ziele ist das Letzte, was wir unter den aktuellen Bedingungen tun würden”, sagt Abdullah Khodadad, einer der Begründer von Eslah Talaban („die sich Reform wünschen”), einer Gruppierung aus Studenten und Uni-Absolventen mit Facebook-Vernetzung, die sich den Namen Reformist Movement gegeben haben. Studienplätze und höhere Bildung für zehntausende Abiturienten ohne berufliche Perspektiven fordern sie; von staatlichen Behörden, die den Bürgern verantwortlich sind anstatt die Hand für Schmiergelder aufzuhalten, fordern sie die Ablösung alter Führungseliten. Auf einer Pressekonferenz hat das Reformist Movement die Wände mit orangefarbenen Werbebannern drapiert. Einen Hauch von ukrainischer Revolution soll das verbreiten. Es ist das gleiche Orange jener Overalls, durch die die Welt erstmals im Januar 2002 von Häftlingen in Guantanamo erfuhr.
Ihre Website zählt rund 170 Facebook-Freunde. Täglich würden es mehr, versichern die Initiatoren. Eine Vernetzung mit ähnlichen Initiativen sucht man bisher vergeblich. Zwar gewinnen soziale Medien in Afghanistan täglich auf niedrigem Niveau an Zulauf. Instanzen oder charismatische Figuren, die den gesellschaftlichen Protest bündeln, fehlen dagegen. Auch stellt sich die Frage, wie unabhängig derartige Bewegungen am Ende sind. „Gruppierungen wie Eslah Talaban haben unverändert Verbindungen zu politischen Kreisen der Nord-Allianz”, merkt Gran Hewad an, ein junger Afghane, der für AAN, einen unabhängigen internationalen Think-Tank in Kabul, zum Thema recherchiert. „Einen anderen Teil der Jugend hat zum Beispiel der ehemalige Geheimdienst-Chef in Afghanistan, Saleh, medienwirksam für seine sogenannte ‚grüne Bewegung’ aktiviert.”
Also alles nur Schein? „Wie soll die Jugend hier von sich aus erfolgreich protestieren und den Sturz der bestehenden Strukturen herbeiführen, wenn die USA – der große Bruder – und die Europäer es nicht schaffen, die grassierenden Übel im Land einzudämmen?”, fragt Shafiq, ein Journalist und Kollege, der lange Jahre beim afghanischen Dienst der BBC gearbeitet hat. „Aber selbst wenn die Jugend den Sturz der Karzai-Regierung herbeiführen könnte, würde ein anderes Monster auf sie warten: die neuen alten Taliban.”
Tatsächlich muss, wer in Afghanistan für sein Recht auf die Straße geht, damit rechnen, nicht nur mit der Staatsmacht, sondern mit mehreren der politisch-bewaffneten Fraktionen in Konflikt zu geraten. Das übt auf junge Menschen einen abschreckenden Effekt aus. „Anders als in Ägypten, wo mit Präsident und Staatsapparat ein vergleichsweise klarer Gegner identifiziert war, haben wir es mit Bedrohungen aus mehreren Richtungen zu tun”, versucht Shafiq die Situation in Afghanistan zu erklären. So überwiegt bei der jungen Generation ein Gefühl, zu einer Art fragwürdigem Marsch durch die afghanischen Institutionen verurteilt zu sein. Sofern sie ihre Zukunft überhaupt in Afghanistan sehen.
Umerziehungslager Afghanistan?
Eine dumpfe Perspektive, zugegeben. Zumal mittlerweile ein Punkt erreicht ist, an dem die afghanische Regierung recht unverhohlen dabei ist, Teile der neu geschaffenen Institutionen von innen auszuhöhlen. Die internationalen Akteure melden dazu oft nur noch zögerlich Protest an. So hatte Präsident Karzai zur Jahreswende die Mandate dreier führender Repräsentanten der unabhängigen afghanischen Menschenrechtskommission nicht verlängert, was faktisch ihrer Entlassung gleichkommt. Grund ist vor allem eine unter Verschluss gehaltene Studie, die Namen und mutmaßliche Verbrechen führender Kriegsfürsten und ehemaliger Warlords, darunter solche, die aktuell in der Karzai-Regierung amtieren, auflistet. Diese drängen den Präsidenten, die Ergebnisse nicht zu veröffentlichen. Westliche Regierungen haben sich zu diesem Vorfall, der viel über die politischen Spielregeln in Afghanistan aussagt, bisher kaum geäußert. Dabei ist allgemein bekannt, dass die Geberländer, allen voran die USA, seit Ende 2001 im Kampf gegen die Taliban zum Teil mit den gleichen Warlords kooperieren, die jetzt Ziel der umstrittenen Studie sind.
Das Abwarten, ja die vermeintliche Furcht der jungen Generation erscheint vor diesem Hintergrund als verständlich, ja fast als Realpolitik. Nimmt man den Protest der Jugend einmal aus, fehlt es nach Ansicht vieler Menschen in Afghanistan der eigenen Regierung und der herrschenden Klasse von Neureichen an politischer Legitimation. Zwei massiv gefälschte Wahlen und die Bereicherung einer Elite, die sich skrupellos mit Geld und Bestechung Macht und Ämter erkauft, sind ein Grund dafür, warum der Begriff Demokratie in den Augen einfacher Leute ebenso wie Intellektueller und Fortschrittsgläubiger seit 2001 merklich gelitten hat. Hinzu kommt das rasante Tempo, mit dem Zehntausende von internationalen Beratern, zivilen Experten und Militärs über das Land gekommen sind. Afghanistan wurde über Nacht zum Umerziehungslager. Eine gesellschaftliche und kulturelle Überforderung, stellt Naser fest. „Too fast, your democracy”, bemerkt der 35-jährige Entwicklungshelfer aus Herat. „Weite Teile unsere Gesellschaft waren darauf nicht eingestellt.”
Shafiq, der langjährige BBC-Mann, empfindet immerhin die relative Medienfreiheit im Land als die Erfüllung eines ganz persönlichen Traums. Auch er sieht die Kultur aber durch die Konflikte der letzten Jahre bedroht: „Die Bierdosen, die man in den ersten Jahren in Kabul an vielen Kiosken für drei US-Dollar bekommen hat; die asiatischen Bordelle, die Einzug hielten und die Prostitution auf afghanischer Seite nach sich zogen; die Invasion mit indischer Unterhaltungsindustrie”, all das habe dem Namen der Demokratie geschadet.
Shafiqs Worte klingen dabei wie der Diskurs jener Anti-Modernisierer, die ihm, der eines der begehrten Stipendien in den USA ergattert hat, ein Dorn im Auge sind.
Vor dem Hintergrund des hehren Mottos „Übergabe in Verantwortung” für 2014 erklären westliche Politiker neuerdings, das Ziel, eine Demokratie in Afghanistan zu errichten, sei nicht erreichbar. In welche Kategorie, möchte man fragen, sind die mehr schlecht als recht koordinierten Versuche der letzten zehn Jahre dann einzuordnen? Und warum hat auf hoher See von Anfang an der Kompass gefehlt? Die Afghanen verdienen jedenfalls Besseres als Demokratie light.
Für einen Moment wird Shafiq melancholisch bei alldem, als ließe sich das Rad der Geschichte zurückdrehen. „9/11 war falsch, die US-Intervention war falsch, und die voreiligen Friedensgespräche, die jetzt stattfinden, sind es auch.” Zwei Begriffe ragen, während wir uns unterhalten, hervor: „Monster” und „Bestien”. Beide, so stöhnt er, suchten Afghanistan immer wieder heim. „Eine Modernisierung muss kommen. Egal ob vom Mond, vom Mars, aus Deutschland, von Europa oder von sonst woher. Aber sie muss behutsamer vonstatten gehen und weniger hastig.”
Fragwürdige Hilfsprojekte
Wer verstehen will, warum Demokratie in Afghanistan kein Selbstläufer ist, wie einige Anfang 2001 vermutet hatten, und warum die Taliban seit 2005 vergleichsweise großen Zuspruch gefunden haben, findet eine Erklärung im Versagen des afghanischen Staates und seiner Repräsentanten. „Sie machen, was sie wollen. Sie plündern und bestehlen uns, und denken dabei nur an sich selbst”, so ein Stammesältester aus der Provinz Paktia über staatliche Behördenvertreter und Reisende aus der Hauptstadt. „Sie tragen Jeans und trinken Alkohol im ‚Namen der Demokratie’. Aber unsere Kultur und Traditionen lassen das nicht zu.”
Derlei Kritik ist nicht nur Ausdruck eines Stadt-Land-Gefälles, das nach meiner Beobachtung zunimmt mit den Milliarden, die ins Land fließen. Auch wissenschaftliche Untersuchungen stellen mittlerweile die Grundannahme westlicher Entwicklungshilfe in Frage, wenn es um Nachhaltigkeit und Demokratie geht. Können – so heißt es in einer jüngsten US-Studie – gut gemeinte Hilfsprojekte Auslöser einer Mobilisierung gegen die afghanische Regierung sein? Die Antwort der Studie lautet ja. Als Gründe werden genannt: der Mangel an fairer Verteilung der Mittel, ungenügende Informationen über die tatsächlichen Bedürfnisse der Menschen am Hilfsort; Versuche, fremde Hilfsorganisationen zu manipulieren sowie Vorurteile der internationalen Akteure selbst gegenüber Land und Leuten. Dies alles wiederum beeinflusst den demokratischen Prozess. Hilfsprojekte verschärfen die politische Lage außerdem dort, wo sich Aufständische ihren Anteil daran sichern. Zahlreiche Medienberichte aus den vergangenen Jahren legen nahe, dass in Gegenden, in denen Taliban oder Aufständische die Macht (mit-) beanspruchen, sie Steuern und Abgaben in Höhe von 20 bis 40 Prozent der Hilfsbudgets abzweigen. Ohne solche verschwiegenen Absprachen würde vielfach die Hilfe oder der Nachschub für NATO-Einrichtungen nicht laufen.
Dass der Prozess, wie sich Wissenschaftler und Diplomaten gerne technisch etwas schamhaft ausdrücken, in der Defensive ist, merkt man am öffentlichen Umgang mit den Worten. Begriffe wie „Zivilgesellschaft” oder „Demokratie” werden von afghanischen Helfern in Ausübung ihrer Arbeit schon längst nicht mehr unbedarft ausgesprochen. Es besteht Sorge, damit in Konflikt zu geraten. Einige der Helfer definieren „Zivilgesellschaft” als ein westlich importiertes Konzept. Bei Nasers Hilfsorganisation in Herat soll in zwei Jahren ein afghanischer Chef an die Stelle des bisherigen deutschen Chefs treten. Unverändert verweist er auf eine grundsätzliche Schwierigkeit bei der täglichen Arbeit. „Wenn wir Berufsausbildungen außerhalb der Stadt durchführen, kommt es immer wieder vor, dass Stammesälteste misstrauisch reagieren. Oder sie berufen sich auf den Klerus. Viele Mullahs verbreiten unverändert ein Denken, nach dem der Teufel den Raum betritt, wenn eine afghanische Frau und ein fremder Mann zur Arbeit in einem Raum zusammenkommen.” Damit ist der Einfluss des afghanischen Klerus gemeint. Will man den sozialen Kontext verstehen, der mit dem Prozess der Demokratisierung einhergeht, liegt hier ein zentraler Punkt. Der Aufwertung des afghanischen Klerus in den letzten 30 Jahren könnte in der Tat eine der „Bestien” sein, von denen weiter oben die Rede war.
„Neben den politischen Führern ist er unser eigentliches Problem. Manchmal sind politische Führer und Klerus sogar identisch”, so Enayat, Journalist aus Mazar-i-Sharif, der für nationale wie internationale Medien arbeitet. „Jene, die Teil der Ulama sind, behandeln den Islam wie ihr Eigentum, so als verfügten sie über die uneingeschränkte Definitionshoheit. Sie tun das umso selbstverständlicher, je geringer die Bildung der Menschen ist.”
Islam als Randthema
Mazar, Enayats Heimatstadt, wird einerseits ein liberales Klima nachgesagt. Andererseits hat hier der Fall des wegen angeblicher Blasphemie zum Tode verurteilten Journalisten Parwez Kambakhsh seinen Ursprung. Die Geschichte ging weltweit durch die Medien. Später wurde das Todesurteil auf Drängen des Auslands revidiert. Aber die Angst bei Enayat bleibt: „Wenn ich in einer öffentlichen Debatte Passagen des Koran in die Landessprache Dari übersetze und einige Stellen mit meinen persönlichen Anmerkungen versehe, muss ich auf der Hut sein. Falls sich die Debatte zuspitzt, riskiere ich Kopf und Kragen”, meint er nüchtern.
Unverändert wirken hier die achtziger und neunziger Jahre nach. Waren Mullahs und Talebs bis in die siebziger Jahre hinein Gegenstand von Witzen und gesellschaftlich wenig relevant, gewannen sie in der Folge rasch an Macht. „Islam war ein Randthema in den sechziger und siebziger Jahren im Kontext des damaligen Afghanistan”, erinnert sich der Übersetzer und Philosoph Masoud Rahel. „Wir haben damals an öffentlichen Plätzen unbefangen unsere Scherze gemacht über Religion und die Geistlichkeit, ohne Repressalien zu befürchten und angefeindet zu werden. Taleb nannten wir damals einen jungen Helfer der Mullahs, eine Art Messdiener, der an der Tür klopfte auf der Suche nach Almosen.”
Die sowjetische Besatzung rief dann islamisch geprägte Parteien und Bewegungen auf den Plan, die im pakistanischen Exil vor allem religiöse Erziehung im großen Stil organisierten. Bis heute sind zahlreiche Madrassen im Grenzgebiet dort Ausdruck dieser Fundamentalisierung. Sowjetische Quellen von damals schätzen die Anzahl klerikaler Bevölkerungsteile – vom gebildeten Ulama-Doktor des islamischen Rechts bis zu ungelernten Dorfpredigern – auf rund 300.000. Eine Zahl, die infolge der Kriege vermutlich noch angewachsen ist. Unter den Taliban wurden fast alle wesentlichen Stellen im Staat von Mullahs gehalten – Minister, Stellvertreter, Gouverneure und Vize-Gouverneure. Auch die Justiz befand sich im Griff des Klerus.
Diese Strukturen sind nach der US-Intervention nicht einfach wie weggefegt. Gleichwohl: Das Aufkommen moderner Massenmedien, allen voran das Fernsehen, hat seit 2001 dazu geführt, dass viele Afghanen der Klerikalisierung ihrer Gesellschaft kritisch gegenüberstehen. Und so erlebt das Land, zum dritten Mal innerhalb weniger Jahrzehnte, einen sich zuspitzenden Kampf zwischen Modernisierern und Konservativen, bei dem Erstere sich explizit die Hilfe und den Einfluss von außen wünschen. Zugleich werden ihre Warnungen und Ratschläge dabei oft nicht erhört.
Die sich anbahnenden Gespräche zwischen USA und Taliban schlagen nun ein neues Kapitel auf. Der Platz der Demokratie dabei und wie er verhandelt wird, ist unklar und löst, bei allen Hoffnungen, Sorgen aus. Vor allem Frauen befürchten den Verlust gewisser Freiheiten aus den letzten Jahren. Andere sitzen vorerst weiter auf gepackten Koffern.
Martin Gerner arbeitet als Journalist, Filmemacher und Fotograf und ist in der Entwicklungszusammenarbeit tätig.
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IRANISCHER ISLAM UND DEMOKRATIE
DIE GESCHICHTE EINER ANEIGNUNG
Über Demokratie ist in den vergangenen Jahrzehnten in der islamischen Welt viel geschrieben worden. Wie hat sich der Demokratie- und Menschenrechtsdiskurs in Iran im Laufe der Zeit gewandelt?
Von Katajun Amirpur
Hassan Hajjaj (Marokko/UK): M.U.S.A., 2010. Aus dem Buch Arab Photography Now, Berlin 2011/Rose Issa Projects/Kehrer-Verlag © Goethe-Institut
„Kann der Islam Demokratie?” So titelten deutsche Medien auf dem Höhepunkt der Ereignisse in Ägypten im Januar / Februar 2011 ein ums andere Mal. Das Überspringen der Forderung nach Demokratie und Freiheit auf die anderen Staaten der arabischen Welt erweckt allerdings den Eindruck, dort bestünde wenig Zweifel, dass „der Islam Demokratie kann” – um diese zweifelhafte Formulierung noch einmal zu bemühen.
Über das Thema „Demokratie” ist in den vergangen Jahrzehnten in der islamischen Welt viel nachgedacht und viel geschrieben worden. Und die Ansichten haben sich im Laufe der Jahrzehnte sehr gewandelt. Im Folgenden soll der Demokratie- und Menschenrechtsdiskurs in Iran untersucht werden – und zwar sowohl aus einer historischen als auch einer aktuellen Perspektive. Es soll beschrieben werden, wie die Demokratie in den sechziger und siebziger Jahren von einigen namhaften Intellektuellen jener Zeit gesehen wurde – negativ nämlich. Und es soll dargelegt werden, wie es dann mit dem Beginn der neunziger Jahre in den Texten einiger herausragender Denker zu einer Hinwendung zur Demokratie kam. Diese Hinwendung war ein Resultat des real existierenden Islamismus, der abschreckend gewirkt hatte. Der demokratische Post-Islamismus jedoch, wie er hier genannt werden soll, bedurfte einer argumentativen Einbettung. Es musste in einem Staat, in dem Demokratie und Menschenrechte als unislamisch galten – so Ayatollah Khomeinis Diktum –, eine Begründung gegeben werden, warum sie doch islamisch sind oder dem Islam wenigstens nicht widersprechen.
Demokratie und Gewalt
Für den Diskurs der sechziger und siebziger Jahre war ein markantes Ereignis ausschlaggebend. Dieses Ereignis bedingte, wie über den gedacht wurde, der für die Demokratie zu stehen behauptete, den Westen. Die Rede ist vom Sturz des iranischen Ministerpräsidenten Mohammad Mossadegh: Der US-Geheimdienst stürzte Mossadegh, weil dieser die iranischen Erdölvorkommen verstaatlicht hatte, und brachte den bereits geflohenen Diktator Mohammad Reza Pahlavi wieder zurück auf den Pfauenthron. Von diesem Zeitpunkt an baute Mohammad Reza Pahlavi seine diktatorische Herrschaft mit amerikanischer Hilfe aus. Seither galt der demokratische Westen in den Augen vieler iranischer Intellektueller als diskreditiert.
Unter dem Eindruck dieses Ereignisses schrieb Mohammad Hosein Tabatabai (1903–1981), genannt Allame, der Hochgelehrte, über die Demokratie. Als der Hochgelehrte gilt er in Iran, weil er der Verfasser des wichtigsten schiitischen Korankommentars des 20. Jahrhunderts ist, des Tafsir al-mizan. Außerdem war Tabatabai Philosoph und vertrat damit eine Disziplin, die vom klerikalen Establishment zwar nur wenig geschätzt wurde, unter jungen Geistlichen jedoch um so mehr.
Tabatabai trat im Jahre 1961 mit einem Text an die Öffentlichkeit, in dem es um die politische Herrschaft der Geistlichen geht. Bis dato hatte gegolten, dass bis zur Rückkehr des zwölften Imams jedwede politische Herrschaft illegitim ist. Deshalb dürften die Geistlichen nicht herrschen, sondern müssten sich in geduldigem Warten üben. Eine säkulare Herrschaft sei anzuerkennen, hatte Hosein Boroujerdi, die wohl wichtigste religiöse Autorität jener Zeit, in den fünfziger Jahren dekretiert. Von der Monarchie versprach sich Boroujerdi mehr Kontinuität und Achtung der islamischen Gesetze als von einem republikanischen System, und er hatte jedwede anderslautende Meinung verboten. Die meisten Geistlichen, auch Ayatollah Khomeini, waren ihm in dieser Haltung widerspruchslos gefolgt, doch nun war sein Tod im Jahre 1961 neuerlicher Auslöser für die Frage geworden, wer in einem schiitischen Staat der legitime Herrscher sei.
Was Tabatabai als Antwort auf die Frage nach der legitimen Herrschaft formuliert, muss vor dem Hintergrund einer Monarchie gesehen werden, die sich konstitutionalistisch nennt und demokratisch zu sein behauptet: Es gibt in ihr einen Ministerpräsidenten, Wahlen und ein Parlament. Tabatabai scheint anzunehmen oder behauptet zumindest, dass dieser Staat dem entspreche, was im Westen Demokratie genannt wird. Das dürfte an der Unterstützung liegen, die der Schah durch den Westen erfährt. Weil also das iranische System eine Demokratie zu sein behauptet und dennoch tyrannisch ist, wendet sich Tabatabai von der Demokratie insgesamt ab. Tabatabai schreibt:
Es ist mehr als ein halbes Jahrhundert her, dass wir die Herrschaft und die Vorschriften der Demokratie angenommen und in der Reihe der fortschrittlichen westlichen Länder Platz genommen haben. Doch wir sehen, wie sich unser Zustand Tag für Tag verschlechtert und schlimmer wird. Und von diesem Baum, der für die anderen voller Segen und voller Früchte ist, pflücken wir nur die Früchte des Unglücks und der Schande.
Zwar fordert Tabatabai statt der Demokratie nicht direkt die politische Führung durch die Rechtsgelehrten und erklärt nur, dass er die Demokratie als Regierungsform für diskreditiert halte. Aber er sagt andererseits deutlich, dass das Volk eine Art Oheim brauche, der sich kümmere wie ein Vormund um die Waisen. Der Vormund muss ein Rechtsgelehrter sein, weil nur ein solcher gerecht ist. Ihm kommt eine Führungsbefugnis, velayat, über das Volk zu, denn dies sei ein Gesetz des Islam.
Die Rezeption der westlichen Kulturkritik
Die grundsätzliche Frage, ob man dem Westen und damit seinem Regierungssystem nacheifern sollte oder sich auf eigenes besinnen, war in den sechziger Jahren nicht auf die Geistlichkeit beschränkt. Auch für die säkularen Intellektuellen war das wichtigste Thema die Auseinandersetzung mit dem Westen, mit seinen Ideen, seiner Kultur und ihren Auswirkungen auf Iran. Die säkularen Intellektuellen jener Jahre waren zugleich vom Westen inspiriert, standen ihm aber auch kritisch gegenüber. Nach Hiroshima und Vietnam, Algerien, dem Kalten Krieg und dem sowjetischen Expansionismus hatten Liberalismus und Sozialismus als Ideen ihre Anziehungskraft verloren, und viele iranische Denker stimmten in die Kritik ein, die im Westen Intellektuelle wie Albert Camus, Erich Fromm, Herbert Marcuse und Jean-Paul Sartre formulierten.
Das galt vor allem für Jalal Al-e Ahmad (1923-1969), der einige dieser Autoren ins Persische übersetzte. Im Jahre 1962 veröffentlichte Al-e Ahmad den Essay Gharbzadegi, Das Vom-Westen-Besessensein bzw. wörtlich Das Vom-Westen-Geschlagensein. Hier schrieb er:
Ich sage gharbzadegi, das Vom-Westen-Befallensein, wie von der Cholera befallen sein (vaba zadegi). Oder wenn das nicht gefällt, wie ein Sonnenstich (garma zadegi) oder wie eine Frostbeule (sarma zadegi). Oder nein. Es ist mindestens so wie Wanzenbefall (senzadegi). Habt ihr gesehen, wie sie Weizen verderben? Von innen. Mit heiler Hülle steht der Weizen, aber er ist nur Hülle. Wie die Hülle, die vom Schmetterling am Baum bleibt. Jedenfalls ist die Rede von einer Krankheit.
Wenn es einen einzigen wirklich einflussreichen Text in der modernen iranischen Geschichte gegeben hat, dann sei es dieser, heißt es gemeinhin in der iranistischen Forschung. Gharbzadegi gilt als das „heilige Buch” mehrerer Generationen. Dieser Essay stellte für über zwei Jahrzehnte das Vokabular iranischer Sozialkritik bereit und formulierte die Essenz der anti-westlichen Disposition des Diskurses. Al-e Ahmads Thesen waren für alle Intellektuellen prägend, und vermutlich gab es am Vorabend der Revolution niemanden, der an Al-e Ahmads Analyse der iranischen Gesellschaft gezweifelt hätte.
Al-e Ahmad behauptete, dass die Krankheit Irans in der gedankenlosen Übernahme westlicher Verhaltensweisen und Ideen bestehe. Zwar griff er damit die Demokratie nicht direkt an, aber er entdeckte den Islam als einzig authentische Komponente iranischer Kultur wieder. Al-e Ahmad erläuterte einem erstaunten, säkularen Publikum die potentielle Macht und Kraft der Religion und erklärte die Geistlichkeit zum bedeutendsten Teil der authentischen Identität: Die Geistlichen seien die einzigen, die sich dem negativen Einfluss des Westens entzögen, und es sei der Islam gewesen, der verhindert habe, dass der Westen Iran christianisierte, kolonialisierte und ausbeutete. Al-e Ahmad machte als der wichtigste säkulare Intellektuelle der Sechziger den Islam zum Thema – und er bereitete damit dem größten und wirkungsmächtigsten Demokratiekritiker der Siebziger den Weg.
Fortschritt durch Revolution
Ali Shari'ati (1933–1977) beeinflusste die Generation, die später eine Revolution machen sollte, um den westlichen Einfluss abzuschütteln, in kaum zu überschätzender Weise. Einer seiner einflussreichsten Texte und der erwähnte Aufsatz von Tabatabai haben zusammen mit der berühmt gewordenen Vorlesung Ayatollah Khomeinis über die islamische Regierung exakt dieselbe Stoßrichtung: Sie alle kritisieren den Westen im Allgemeinen, sind deshalb gegen die Demokratie und stattdessen für eine islamische Regierung. Außer Acht sei hier gelassen, wie naiv und unkritisch die drei Autoren die von ihnen als islamisch bezeichnete Regierung sehen oder wie fehlerhaft ihre Definition der westlichen Demokratie ist. Es geht darum festzuhalten, dass der Westen und mit ihm der Demokratiegedanke von diesen drei Denkern so heftig attackiert und der weise Führer dagegen so hoch gelobt wurde, dass die Hinwendung einer ganzen Generation von Studenten zum Islamismus quasi unausweichlich war. Sie alle waren durch diese Denker intellektuell sozialisiert worden, und als Ali Shari'ati schrieb, der Westen behaupte zwar, die Demokratie sei diejenige Staatsform, welche die Menschenrechte am meisten achte, doch er wolle die Menschenrechte nur für sich selber, folgten ihm Hunderttausende. Shari'ati schrieb:
Wir verdanken den Kolonialismus, der Massenmord an Völkern, Vernichtung der Kulturen, Reichtümer, Geschichten und Zivilisationen der nicht-europäischen Menschen mit sich brachte, den Regierungen, die demokratisch gewählt wurden, Regierungen, die an Liberalismus glaubten. Diese Verbrechen wurden nicht von Priestern, Inquisitoren und Cäsaren begangen, sondern im Namen der Demokratie und des westlichen Liberalismus.
Doch nicht nur das Verhalten der Demokraten spricht für Shari'ati gegen die Demokratie. Eine weitere Frage, die er stellte, war, ob die Demokratie an jedem Ort, in jeder Gesellschaft und zu jeder Zeit im Interesse der zurückgebliebenen Massen ist. Shari'atis Einwände richteten sich vor allem gegen die Demokratie als Regierungsform für Iran. Man könne mit ihr nicht das erreichen, was er für das Wichtigste hält: Fortschritt. Shari'ati wollte revolutionäre Veränderung, hielt es aber für undenkbar, dass die iranische Bevölkerung die Regierung wählt, die diese herbeiführt, nämlich eine, wie Shari'ati schrieb, imamitische Führung. Sogar deren totalitäre Politik hält Shari'ati für vertretbar, weil sie sonst gegen die Wagenburg der beharrenden Kräfte keine Chance hätte.
Der nächste Denker, der dazu beitrug, dass sich nach der Revolution von 1978/79 eine Ein-Mann-Führung gegenüber der Demokratie durchsetzte, war natürlich Ayatollah Khomeini (1902–1989). Khomeinis Kritik an der Schah-Regierung betraf in den sechziger Jahren zunächst die zunehmende staatliche Kontrolle vor allem in der Rechtsprechung, die Säkularisierung insgesamt und die damit einhergehende Schwächung der islamischen Institutionen, die staatliche Repression und den Einfluss der USA auf die Politik.
Wegen dieser Kritik ins Exil nach Najaf geschickt, hielt Khomeini im Winter 1971 eine Vorlesungsreihe, die niedergeschrieben und unter dem Titel Hokumat-e eslami, „Die islamische Regierung”, veröffentlicht wurde. Sie enthält Khomeinis Grundgedanken über die Weisungen des Islam, zum islamischen Staat, zur Notwendigkeit, einen solchen Staat zu schaffen, und zu seiner Zielsetzung. In weiten Teilen liest sich die Vorlesung allerdings wie eine anti-imperialistische Kampfschrift: Die einzig wahre iranische Identität sei die islamische, deshalb könne nur die Rückbesinnung auf den Islam das Land vor dem Untergang retten. Deshalb attackiert Khomeini die Geistlichen, die sich von der Politik fernhalten. Laut Khomeini werde heute in den theologischen Hochschulen ein falscher, weil unpolitischer Islam unterrichtet. Die Geistlichen hätten eine kolonialistische Haltung angenommen und würden inzwischen selber glauben, was die Ausbeuter, Unterdrücker und Kolonialisten ihnen weismachen wollten: Dass man Islam und Staat und Politik trennen sollte. Dagegen behauptet Khomeini, es sei seit Jahrhunderten unter den Geistlichen Konsens, dass die Geistlichen die Aufgaben des Propheten und der Imame zu übernehmen hätten. Dies begründet er folgendermaßen:
Erstens: Es ist historisch belegt, dass der Prophet einen Staat begründet hat. […] Zweitens: Er hat auf Befehl Gottes für die Zeit nach seinem Ableben einen Herrscher bestimmt. Wenn Gott, der Erhabene, für die Gesellschaft nach dem Propheten einen Herrscher bestimmt, bedeutet das, dass der Staat auch nach dem Ableben des Propheten notwendig ist. Und da der Prophet die Anweisung Gottes testamentarisch mitteilt, erklärt er damit die Notwendigkeit der Gründung eines Staates.
Ein weiteres Argument Khomeinis ist die Tatsache, dass Gott ein Gesetz, zum Beispiel das Strafgesetz, offenbart hat. Dieses muss folglich auch angewendet werden. Damit lässt Khomeini allerdings bewusst außer Acht, dass die Durchführung des Strafgesetzes nach Ansicht der meisten zu den Prärogativen des entrückten zwölften Imams zählt, und deshalb gemäß der traditionellen schiitischen Sicht in der Zeit der großen Verborgenheit ausgesetzt ist. Khomeini postuliert mit einer Sicherheit, die keinen Widerspruch zulässt:
Keiner kann sagen, dass es nicht mehr notwendig ist, […] die Steuern, die Kopfsteuer, den Fünft und die Almosensteuer zu zahlen oder einzunehmen, und dass das Strafrecht, das Blutgeld und das Recht auf Vergeltung ausgesetzt werden.
Wichtiger als diese umstrittene Argumentationsführung aber war, dass Khomeini sich perfekt als Besetzung der Rolle anbot, die Shari'ati beschrieben hatte. Jeder, der Shari'atis Aussagen über die imamitische Führung hörte und las, dachte in den siebziger Jahren an Khomeini – den aufrührerischen Geistlichen, der vom Irak aus gegen den Schah wetterte. Shari'ati verschaffte Khomeini enorm viele Anhänger, vermutlich mehr als sein eigenes Werk über den islamischen Staat, das kaum jemand kannte und kaum jemand verstand und niemand ernst nahm. Shari'ati dagegen galt als weltläufig, denn er hatte in Paris im Fach Soziologie promoviert. Er war ein mitreißender Redner, ein Charismatiker, belesen und gut aussehend. Tausende hingen an seinen Lippen, wenn er in den siebziger Jahren im Teheraner Versammlungsort Hosseini-ye ershad sprach.
Dabei favorisierte Shari'ati selbst mitnichten die velayat-e faqih, die Führung durch einen Rechtsgelehrten, wie Khomeini sie beschrieben hatte. Shari'ati greift die Idee nicht auf; es lässt sich nicht einmal sagen, ob er Kenntnis von der Vorlesung Khomeinis hatte. Zudem schwebte Shari'ati mit Sicherheit kein Geistlicher als Prototyp des Führers vor, denn er stand der Geistlichkeit sehr kritisch gegenüber. Dessen ungeachtet bleibt: Das Konzept Demokratie ließ sich nicht in den iranischen Kontext übersetzen: weder praktisch noch theoretisch. Erfolgreicher war in den siebziger Jahren im vorrevolutionären Iran die Idee, die in Konkurrenz zur Idee der Demokratie antrat, der Gedanke eines – wenn man so will – Philosophenstaates. Das Ergebnis war 1979 die Etablierung des Systems der sogenannten velayat-e faqih, der Herrschaft des Obersten Rechtsgelehrten.
Iran heute
Iran nennt sich seit der Revolution von 1978/79 „Islamische Republik Iran”. Tatsächlich hat das iranische, in der Welt vom Staatsaufbau her einzigartige, System republikanische Elemente, wenn diese auch durchgängig von den theokratischen ausgehebelt werden. Khomeini hatte sich im Vorfeld der Abstimmung über die zukünftige Regierungsform explizit gegen den Begriff „Demokratische Islamische Republik” gewandt; er hatte erklärt, die Nation wolle eine islamische Republik, nicht nur eine Republik, nicht eine demokratische Republik, nicht eine islamische demokratische Republik. Man solle den Begriff „demokratisch” nicht benutzen, denn das sei eine westliche Begrifflichkeit. Dass auch Republik eine westliche Begrifflichkeit ist, wurde von Khomeini dabei geflissentlich übergangen.
Zwar ist Iran, seit Khomeini 1979 seine Ablehnung der Demokratie bekundete, nicht demokratischer geworden, aber der Diskurs über die Demokratie hat sich in den letzten Jahren vollständig gewandelt. Ein Beispiel hierfür ist Mohammad Mojtahed Shabestari (geb. 1936). Shabestari ist heute einer der wichtigsten Denker Irans. Auch er wurde intellektuell durch Shari'ati, Tabatabai und Khomeini sozialisiert, hat sich aber inzwischen von ihren Ansichten emanzipiert. Shabestari hat ein sehr eindeutiges Plädoyer für die Demokratie vorgelegt. Er befürwortet die Demokratie aus mehreren Gründen: So widerspreche sie nicht dem Willen des Schöpfers – was Khomeini bestritten hätte. Das zentrale Argument Shabestaris ist jedoch, dass die Demokratie verwirkliche, was bereits Imam 'Ali, der erste Imam der Schiiten, in seinem Regierungsauftrag von der idealen Regierung forderte. 'Ali, der Cousin und Schwiegersohn des Propheten Mohammad, ernannte in seiner Amtszeit als Kalif Malik al-Ashtar zu seinem Statthalter in Ägypten und gab ihm einen Regierungsauftrag mit auf den Weg. Zwar bezweifelt die westliche Islamwissenschaft die Authentizität dieses Dokuments, doch das ist für die Frage seiner Wirkmächtigkeit unerheblich. Denn dessen ungeachtet nimmt der Regierungsauftrag in der schiitischen Staatsphilosophie eine ganz zentrale Position ein. 'Ali erklärt darin seinem Statthalter, wie dieser herrschen soll, um sich Gottes Wohlgefallen sicher zu sein. Der Regierungsauftrag gilt deshalb als normativ für good governance in der Schia.
Weil der Regierungsauftrag von den meisten Schiiten als normativ angesehen wird, spielt Shabestari mit seinem Argument auf einer wohlbekannten Klaviatur. Der Inhalt des Regierungsauftrags gibt Shabestaris Behauptung durchaus Recht, dass die Herrschaft in erster Linie eines sein muss, nämlich gerecht. Detaillierte oder konkrete inhaltliche Anweisungen wie die von Khomeini behauptete Notwendigkeit, die im Koran erwähnten Strafgesetze auch anzuwenden, finden sich dagegen in diesem Dokument nicht. Auch das betont Shabestari, und es ist tatsächlich insofern bedeutsam, als 'Ali den Schiiten als der wichtigste Koraninterpret überhaupt gilt. Wenn 'Ali, der erste Imam der Schiiten, seinem Statthalter nicht die Anweisung gibt, beispielsweise das ius talionis oder die hadd-Strafen anzuwenden, hat er den Koran offensichtlich nicht so verstanden als müsse dies geschehen. Stattdessen schreibt 'Ali seinem Statthalter:
Oh Malik, sei gerecht gegenüber Gott und dem Volk. Wer immer die Diener Gottes unterdrückt, macht sich Gott zum Feind und ebenso jene, die er unterdrückt. Das Schlimmste, was einem Volke widerfahren kann und was den Zorn Gottes und seine Vergeltung unwiderruflich hervorruft, sind Unterdrückung und Tyrannei über die Geschöpfe Gottes. Davor möge sich der Herrscher hüten, denn der barmherzige Gott hört die Rufe der Unterdrückten.
Empirisch gesehen, so Shabestari, erfülle die Demokratie, die als diejenige Regierungsform zu gelten hat, welche die Unterdrückung und Tyrannei am wirksamsten verhindert, das wesentlichste von Imam 'Ali festgelegte Kriterium für good governance. Für Shabestari ist maßgebend, und damit steht er im Übrigen ganz in der Tradition der konstitutionalistischen Bewegung der Jahre 1906 bis 1911, dass die Demokratie eine Herrschaftsform ist, die Tyrannei verhindert – und Gerechtigkeit schafft.
Ähnlich sieht dies Abdolkarim Soroush (geb. 1945), der wohl bedeutendste Intellektuelle Irans. Anfang der neunziger Jahre wandte sich Soroush, der auf dieselbe Sozialisation zurückblickt wie Shabestari, vom Islamismus ab und begann, die Idee einer sogenannten hokumat-e demukratik-e dini, einer religiös-demokratischen Regierung, zu propagieren. Seiner Meinung nach kann eine Regierung sowohl religiös als auch demokratisch sein, denn religiöse Vorschriften, die der Demokratie widersprächen, könnten einer neuen Interpretation unterzogen werden. Hierfür hat Soroush in zahlreichen seiner Schriften plädiert und sie mit der Theorie von der sogenannten „Theoretischen Verengung und Erweiterung der Scharia” argumentativ untermauert.
Die religiöse Demokratie, die Soroush vorschwebt, unterscheidet sich dabei nicht von einer herkömmlichen westlichen Demokratie, und seine Akzeptanz der Menschenrechte ist keine bedingte, sondern eine absolute. Das ist schon insofern bemerkenswert, als noch Ayatollah Khomeini die Menschenrechte als eine Sammlung korrupter Normen bezeichnete, die von den Zionisten ausgedacht worden seien, um alle wahren Religionen zu zerstören. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte wurde ganz in diesem Sinne von Iran, aber auch von Sudan, Pakistan und Saudi-Arabien wegen der fehlenden Einbeziehung des kulturellen und religiösen Bezugs der nichtwestlichen Länder kritisiert. Es wurden Stimmen laut, denen sie als eine säkulare Interpretation der judäo-christlichen Tradition galt, die von Muslimen nicht ohne Bruch des islamischen Rechts befolgt werden könne.
Religion als Gewissen der Gesellschaft
Soroush dagegen argumentiert, es gebe prinzipiell auch außer- oder meta-religiöse Werte und Rechte. Diese würden nicht durch die Religion begründet, widersprächen ihr aber auch nicht. Grundsätzlich könne kein vernünftiges Gebot oder Recht der Religion widersprechen – und schon gar nicht dem schiitischen Islam, der besonders vernunftorientiert sei. Um ein Beispiel zu geben, wie Soroush das meint: Während es bei den Sunniten heißt, Lügen ist schlecht, weil die Religion dies sagt, meinen die Schiiten – in der Tradition der Mutaziliten, der großen Rationalisten des Islam –, weil Lügen schlecht ist, sagt dies auch die Religion aus. Aus ebendiesem Grund, befindet Soroush, müssten Schiiten die Menschenrechte akzeptieren, weil sie nämlich schlicht und ergreifend eines sind, vernünftig.
Soroush hinterfragt damit auch die Behauptung Khomeinis, das islamische Recht müsse angewendet werden. Anders als Khomeini ist ihm wichtiger, dass die Seele der Regierung religiös ist. Sein Argument ist: Nicht eine Gesellschaft, in der das islamische Recht angewendet wird, ist religiös, sondern eine Gesellschaft, in der die Menschen sich freiwillig zum Glauben bekennen. Allein durch die Anwendung der Scharia schaffe man keine „religiöse Gesellschaft”, sondern nur „eine nach dem islamischen Recht lebende”. Wichtiger als die Anwendung des islamischen Gesetzes ist für Soroush aber, dass einer religiösen Handlung auch ein frommer Antrieb zugrunde liegt. Diese Frömmigkeit sei aber nicht erzwingbar.
Heuchelei und Verstellung sind die größeren Sünden, nicht Alkoholgenuss und Glücksspiel. Aber in der Regierung des islamischen Rechts wird der äußerlichen Handlung mehr Bedeutung beigemessen und nicht der Aneignung des Herzens.
Soroushs Ideal ist ein religiöser Staat, in dem der Glauben herrscht, aber nicht als gesetzgeberische oder politische Instanz, sondern als Geist und Gewissen der Gesellschaft. Ihr Ziel ist Frömmigkeit, die aber nur durch Freiheit verwirklicht werden kann. Freiheit ist in Soroushs Utopie vom islamischen Staat eine notwendige, gottgefällige Vorbedingung für frei gewählte Religiosität und damit ein Argument für die Überlegenheit der demokratischen Ordnung. Zwischen Soroushs religiös-demokratischer Regierung und einer normalen demokratischen Regierung gibt es dabei keinen formalen Unterschied. Soroush schreibt:
Tatsächlich muss man nicht erwarten, dass eine religiöse Regierung sich dem Wesen nach von einer nicht-religiösen unterscheidet. Es ist ja auch nicht so, dass auf dieser Welt die vernünftigen Menschen auf zwei Beinen laufen und die religiösen auf dem Kopfe. Was soll schlecht daran sein, wenn die Völker anderer Gesellschaften in der Frage der Regierung dieselben Methoden akzeptiert haben, auf die wir durch unsere Definition der religiösen Regierung gestoßen sind?
Hier wird eine traditionelle Norm in ein modernes Prinzip bzw. eine moderne Norm übersetzt. Als vernacularization hat dies die Ethnologin Sally Engle Merry bezeichnet. Oder als framing. Diese Art der Übersetzung scheint sehr hilfreich und kann nicht als apologetisch zurückgewiesen werden: Das framing der Demokratie als ein islamisches Schlüsselkonzept der Gerechtigkeit mobilisiert die Gesellschaft, dieses soziale und politische Ziel anzustreben. Noch aus einem anderen Grund ist framing notwendig. Nur wenn Ideen wie die Demokratie wirklich angeeignet werden – die Philosophin Seyla Benhabib hat diesen Prozess Iteration genannt –, verliert sich der Verdacht eines westlichen Paternalismus.
Wie sehr sich die Haltung zur Demokratie verändert hat, zeigt sich nicht nur an den Positionen progressiver Denker wie Shabestari und Soroush, die in Iran nouandishan-e eslami, wörtlich „Islamische Neudenker”, „Islamic Newthinkers”, genannt werden. Es zeigt sich auch an der Reaktion der Nicht-Demokraten. Der gegenwärtige Parlamentspräsident Ali Larijani (geb. 1958) beispielsweise bezieht sich auf das Lincoln’sche Diktum, Demokratie sei die Regierung des Volkes durch das Volk für das Volk. In dem Sinne, sagt er, sei auch das iranische System, die velayat-e faqih, eine Demokratie, schließlich sei auch die velayat-e faqih „für das Volk”, und die anderen beiden Komponenten seien weniger wichtig und vernachlässigenswert, argumentiert er. Genauso argumentiert auch Revolutionsführer Khamene’i (geb. 1939).
Demokratie als Maßstab
Entscheidend ist nicht, wie unsinnig diese Aussage ist. Wichtig ist vielmehr: Offenbar ist die Demokratie inzwischen so sehr zur Norm und zum allgemeinen Maßstab geworden, an dem man sich messen zu lassen bereit ist, dass diese beiden es vorziehen, das eigene System eher als Demokratie zu deklarieren als die Demokratie rundum abzulehnen – wie es noch vor einigen Jahrzehnten ausgesprochen selbstbewusst Khomeini getan hatte. Natürlich lässt ihre Demokratiedefinition zu wünschen übrig, aber dennoch bietet es den Demokratietheoretikern Soroush und Shabestari andere Ansatzpunkte, wenn auch die undemokratischen Herrscher beginnen, sich auf das Konzept Demokratie einzulassen.
Bedeutsam aber ist, dass Theoretiker wie Soroush und Shabestari der Demokratie eine argumentative Einbettung, ein inner-islamisches framing gegeben haben. Ob es tatsächlich ihr Verdienst ist, dass die iranische Bevölkerung heute demokratiebereiter scheint denn je (so der Eindruck, wenn man die Ereignisse der letzten Jahre betrachtet), ist eine andere Frage. Aber eine islamische Begründung für die Demokratie zu haben, kann sicher nicht schaden.
Der Text basiert auf der Antrittsvorlesung der Autorin an der Universität Zürich im Mai 2011 und wurde auf Deutsch zuerst in der Zeitschrift Blätter für deutsche und internationale Politik 11/2011 publiziert.
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VORBILD FÜR DIE ARABISCHE WELT?
WAS DIE TÜRKEI ANDERS MACHT
Spätestens seit den arabischen Revolutionen von 2011 gilt die Türkei allgemein als mögliches positives Vorbild für die arabischen Staaten. Wie vorbildlich ist die Türkei aber wirklich?
Von Zafer Senocak
Wahlwerbung für die Parlamentswahlen 2011 in Istanbul. Foto: Stefan Weidner © Goethe-Institut
Vieles ist in letzter Zeit gesagt und geschrieben worden darüber, ob die Türkei ein Vorbild für die Demokratisierung der Staaten im Nahen Osten sein kann. Zwei grundlegende Veränderungen in der Türkei geben dieser Fragestellung eine Rechtfertigung. Zum einen ist in der Türkei seit 2002 eine Partei an der Regierung, die sich als muslimisch-konservative Partei versteht, ihre Wurzeln im politischen Islam des letzten Jahrhunderts hat, mit einer unübersehbaren Nähe zu der Entstehungsgeschichte der Muslimbruderschaft. Zum anderen aber hat die AKP, Partei für Gerechtigkeit und Fortschritt, eine Erfolgsbilanz vorzuweisen, die in der muslimischen Welt ihresgleichen sucht. Binnen zehn Jahren ist es ihr gelungen, eine marode Wirtschaft in eine blühende zu verwandeln, mit spürbaren Folgen für den Lebensstandard der Bevölkerung. Eine Modernisierungswelle hat das Land erfasst, die sich auf alle Bereiche des Lebens erstreckt. In kulturellen Fragen aber bleiben die muslimischen Wurzeln der AKP spürbar. Sie bedienen die konservativen Werte der Gesellschaft mit moderaten, in demokratische Entscheidungsmechanismen eingebetteten Maßnahmen. So ist zum Beispiel der Alkoholgenuss zwar nicht verboten worden, aber durch hohe Steuern und Ausschenkregeln eingeschränkt.
Verdacht der Islamisierung
Seit ihrem Regierungsantritt steht die AKP unter dem Verdacht, eine Islamisierung der türkischen Gesellschaft zu betreiben. Gleichzeitig aber hat sie es geschafft, die liberalen Kräfte des Landes hinter sich zu versammeln, jene Kräfte, die vor allem eine Demokratisierung des Landes, die Entmachtung des Militärapparates und den Beitritt in die Europäische Union im Auge haben. Eine Koalition zwischen liberalen Demokraten und demokratischen Muslimen ist der Schlüssel zum Erfolg der AKP gewesen. Ist etwas Ähnliches in den arabischen Gesellschaften vorstellbar?
Viel zu oft wird eine Demokratie unter dem Gesichtspunkt regelmäßiger freier und geheimer Wahlen beurteilt. Doch Demokratie manifestiert sich nicht nur an der Wahlurne. Sie braucht einen Rahmen, der durch Gesetze, Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit errichtet wird. Dieser Rahmen hat eine philosophische Grundlage, die auf die Werte der Aufklärung zurückgeht. Ohne Aufklärung, die die Menschenrechte garantiert und die Meinungs- und Glaubensfreiheit sichert, gibt es keine Demokratie nach westlichem, und somit auch nicht nach türkischem Vorbild.
Denn die Muslime in der Türkei, die sich seit Ende der sechziger Jahre politisch organisierten, haben nach einer langen Suche nach einer islamisch-demokratischen Tradition diese zugunsten eines abendländisch geprägten Demokratiemodells aufgegeben. Das haben sie nicht getan, weil sie vom Glauben abgefallen sind oder eine islamische Gesellschaft nicht mehr anstreben wollten. Sie haben es getan, weil sie einen Denk- bzw. Erfahrungsprozess durchlaufen haben, in dem klar geworden ist, dass ohne eine säkulare Grundlage, das heißt eine Trennung von Glaubensangelegenheiten und den Angelegenheiten der Politik und des öffentlichen Lebens, keine demokratische Gesellschaft aufgebaut werden kann.
Das war eine bittere Pille. Denn an den Koran als Richtschnur im Leben glaubt jeder Muslim. Der Koran ist aber keine Richtschnur mehr, wenn in der Türkei Gesetze erlassen oder abgeschafft werden. Das klingt erst einmal wie ein Widerspruch. Doch was passiert, wenn Muslime sich in ihrem Tun und Handeln vom Koran anleiten lassen, diese persönliche Anleitung aber nicht öffentlich zur Sprache bringen, nicht in Politik umwandeln, sondern in einen Wertekanon, der ihre Politik bestimmt? Nichts anderes tun viele Politiker der AKP, allen voran ihr Vorsitzender und Ministerpräsident Recep Tayyip Erdoğan. Aber längst nicht alle Mitglieder der AKP lassen sich von koranischen Grundsätzen inspirieren. Denn diese Grundsätze, darauf hat sich die türkische Gesellschaft längst verständigt, haben nur dann eine Gültigkeit, wenn sie nicht gegen allgemeine Menschenrechte, gegen die Menschenwürde, gegen die Gleichheit von Mann und Frau, gegen Glaubensfreiheit, kurzum gegen jenen Wertekanon verstoßen, der als Frucht der Aufklärung den westlichen Demokratien in die Wiege gelegt worden ist.
Ideologiemüdigkeit
Dieser türkische Weg der Vermittlung zwischen den muslimischen Denk- und Glaubenstraditionen und den Werten einer säkularen Gesellschaft ist das Ergebnis eines seit über einem Jahrhundert andauernden Aufklärungsprozesses, der vor allem durch eine ideologisch-aufklärerische Bildungspolitik an die Bürger weitergegeben wurde und wird. Die Muslime der Türkei sind in ihrer überwiegenden Mehrheit säkularisierte Muslime, denen aber die kemalistische, von oben angeordnete Form des Staatslaizismus zu weit gegangen ist. Die Türkei ist ein ideologiemüdes Land. Deshalb gibt es auch keine Mehrheiten dafür, eine Ideologie wie den Laizismus durch eine andere, religiöse Ideologie zu ersetzen. Die Korrektur eines rigiden Laizismus, der jedes Zeichen von Religiosität aus dem öffentlichen Leben bannen möchte, zugunsten einer demokratischen auf individuellem Glauben aufgebauten Gesellschaft, in der es keine größeren Konflikte zwischen Koran und Staatsverfassung geben kann, weil die allgemeinen Prinzipien der Menschenrechte die verbindliche Klammer sind, entschärft den Kulturkampf zwischen Tradition und Moderne, zwischen der muslimischen Welt und dem Abendland.
Das ist der türkische Weg, der alles andere als unbeschwert war. Obwohl das Land seit sechzig Jahren formell ein Mehrparteiensystem besitzt und freie Wahlen abgehalten werden, war die Türkei bis vor wenigen Jahren nur eine Halbdemokratie. Dafür sorgte ein rigides Rechtssystem, das sich ideologisch dem Laizismus verschrieben hatte und die Position der Türkei als NATO-Außenposten sicherte. So entstand kein Rechtsstaat, sondern ein Rechtsbeugestaat, dem es vor allem darum ging, unliebsame Meinungen zu unterdrücken. Nicht der Islam hat dieses System weggefegt, sondern die Annäherung der Türkei an die Europäische Union, also an ein Rechtssystem, das heute alle demokratischen Gesellschaften eint. Es ist aber das Verdienst der Muslime in der Türkei, diesen Weg freigemacht zu haben. Diesen Weg, der nicht in das Goldene Zeitalter des Propheten führt, sondern in die Grundrechtecharta der Vereinten Nationen, in die allgemeine Erklärung der Menschenrechte, in die Salons der Aufklärung und in frei gewählte demokratische Parlamente.
Ohne Zweifel ist durch diese Erfolgsstory der Türkei auf die arabischen Regimes in der Nachbarschaft Druck aufgebaut worden. Hinzu kam auch eine fundamentale Kehrtwendung in der türkischen Außenpolitik, die nicht mehr nur nach Westen schaute. Korrupte Regimes, die nicht einmal den Lebensunterhalt ihrer Untertanen sichern können, sind nichts anderes als Sklavenhalter. Und kein Volk lässt sich auf Dauer versklaven.
Ägypten und die Türkei hatten vor einem halben Jahrhundert fast das gleiche Entwicklungsniveau. Auch das Pro-Kopf-Einkommen der Bevölkerung war fast identisch, ebenso die Einwohnerzahl. Der Vergleich heute fällt aber verheerend für Ägypten aus. Nach Zahlen des IWF betrug im Jahr 2010 das Pro-Kopf-Einkommen in der Türkei 9890 US-Dollar, in Ägypten dagegen 2771 US-Dollar. Welten liegen inzwischen zwischen den beiden Ländern, auf ähnlichem Niveau bewegt sich nur noch die Einwohnerzahl. Dabei ist die deutliche Differenz vor allem in den letzten zehn Jahren entstanden. Das kann in Ägypten nur Unmut verursachen und viele Fragen an die Obrigkeit aufwerfen. Doch reicht die Unzufriedenheit, die zur arabischen Rebellion geführt hat, aus, um einen philosophischen Diskurs in Gang zu setzen, der das Selbstverständnis der muslimischen Gesellschaften in ihren Wurzeln erschüttert? Kann der türkische Reformprozess einfach übernommen werden? Ist er überhaupt erwünscht? Welche Kräfte und Personen, die sich in den Demokratiebewegungen engagieren, beziehen sich auf die Türkei?
Zauberwort Good Governance
Als der türkische Ministerpräsident noch vor kurzem in Kairo die Trennung von Staat und Glauben, den Weg in die säkulare Gesellschaft, als Segen anpries, erntete er vor allem Verwunderung und Ablehnung. Es gibt Erdoğan aber nicht allein als mutigen Vorkämpfer für politische Gerechtigkeit, als Wortführer gegen die Politik Israels, als den Mann in der Nachbarschaft, der dem Westen die Stirn bietet. Den populären Politiker Erdoğan gibt es nur als Gesamtpaket. Das heißt Abschied von den Parolen des Islamismus, von einfachen Antworten wie: „Im Koran ist die Lösung aller Probleme.” Es bedeutet vielmehr Hinwendung in eine komplexe Welt, mit vielen Herausforderungen, die auf rationale und praktische Lösungen warten. Dies setzt voraus, dass der ideologische Mantel der Religion abgeworfen wird. Dabei reisen die türkischen Politiker nicht als Aufklärer durch die Welt. Ihnen geht es vor allem darum, neue Handelswege zu erschließen und Handelspartner zu gewinnen. Auch das ist ein Ergebnis der säkularen Demokratisierung einer Gesellschaft. Ein Politiker wird nicht daran gemessen, wie oft er betet, sondern daran, wie er wirtschaftet. Good governance („gute Regierungsführung”) ist das Zauberwort, das islamische Prinzipien, zum Beispiel gerechte und transparente Herrschaft, genauso gut in sich aufnimmt wie die Maximen einer freien, aber auch sozialen Marktwirtschaft.
Die Bürgergesellschaft muslimischer Prägung ist dabei um einiges konservativer als westliche Gesellschaften heute. So organisieren sich Familien in der Türkei nach wie vor anders als in den meisten europäischen Ländern. Fast 93 Prozent der Menschen leben in einem familiären Umfeld. In den meisten Fällen haben drei Generationen einen sehr engen Kontakt miteinander. Doch diese konservative Grundhaltung im Alltag ist lediglich ein Angebot an den Lebensstil des Einzelnen, keine Verordnung an die gesamte Gesellschaft und schon gar nicht durch Gesetzgebung und verbindliche Regeln zwangsverordnet. Die Tradition als freiwillige Übereinkunft kann sich als Versatzstück eines Puzzles in den modernen Alltag einbauen lassen. Die Tradition als sakrale, über den Alltag erhobene Erbschaft aber zerschellt meist an den Realitäten der modernen, globalisierten Welt. Sie hinterlässt gespaltene Persönlichkeiten, die sich in einen hoffnungslosen Kulturkampf stürzen.
Ohne eine intensive geistige Begleitung ist eine Liberalisierung und Demokratisierung in islamischen Ländern kaum in die Tat umzusetzen. Aus heutiger Sicht scheinen arabische Staaten, vielleicht mit Ausnahme Tunesiens, weit davon entfernt zu sein, den Weg der Vermittlung zu gehen, den die Türkei gegangen ist. In Tunesien hat sich die islamische Ennahda-Partei offen zum Weg der AKP in der Türkei bekannt. Bei den ersten freien Wahlen ging sie als Sieger hervor und suchte Verbündete im säkularen Lager. Anderswo aber geistert in viel zu vielen Köpfen noch die Scharia herum, verstanden als Umsetzung koranischer Rechtsprinzipien in die Welt von heute ohne Abstriche. Das ist eine seltsame Verbiegun der Geschichte, die kaum Erfolg haben dürfte. Denn schon im Osmanischen Reich des 16. Jahrhunderts wurden zahlreiche Reformen durchgeführt und weltliche Gesetze erlassen, weshalb Sultan Suleiman (1494–1566) nicht nur „der Prächtige”, sondern auch Kanuni, also „der Gesetzgeber”, genannt wurde. Auch Ägypten hat in seiner jüngsten Geschichte in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zahlreiche Reformerfahrungen gesammelt und auch bedeutende religiöse Reformer wie Muhammad Abduh (1849–1905) hervorgebracht. Schon damals ging es darum, die muslimischen Quellen neu zu erschließen und für die Gegenwart neu zu interpretieren. Es ging um die Überwindung der systematischen Nachahmung veralteter theologischer Positionen, die zu einer Erstarrung des Denkens in der islamischen Welt geführt hatten. Doch all diese bereits gemachten Erfahrungen liegen heute unter dem Schutt jahrelanger Despotie und korrupter Herrschaft, die keinerlei philosophische Anstrengungen unternommen hat, um die Welt neu zu erklären. Solche Anstrengungen wurden an der Wurzel erstickt. Despotien leben von geistiger Erstarrung.
Komplexe Herausforderungen
Ob die Türkei also heute ein Modell sein kann für den Aufbau arabischer Demokratien, hängt vor allem davon ab, wie die Gründe für den türkischen Erfolgsweg in ihrer Vielfalt und Komplexität verstanden werden. Der äußere Schein des türkischen Erfolges, der Wirtschaftserfolg, könnte blenden, wenn lediglich die muslimische Identität der Regierenden in der Türkei als Ursache dieses Erfolges angesehen wird. Doch die innere Einstellung nach dem Motto „wir sind doch alle Muslime und das eint uns” lenkt eher ab von der eigentlichen Herausforderung, wie die Gegenwart in einer globalisierten Welt für eine muslimische Gesellschaft mit einem demokratischen System zu bewältigen ist.
Dabei kommt der Jugend in den arabischen Ländern eine Schlüsselfunktion zu. Bei meinem Besuch in Ägypten im Jahre 2006 als Gast der Buchmesse in Kairo war bereits eine produktive Unruhe bei den jungen Menschen feststellbar. Bei den Veranstaltungen war der Hunger nach Debatten, aber auch der Wille zu einer Veränderung der politischen Zustände überall spürbar. Fragen auf Fragen türmten sich auf. Und schon damals richteten sie sich neugierig auf die Verhältnisse in der Türkei, vor allem auf die Veränderungen in so kurzer Zeit. Vielleicht kann der Reformwille dieser Jugend die altbackenen Rezepte wegfegen und den Weg frei machen für freie, offene Gesellschaften, in denen sich die Menschen besser ernähren, bilden und entwickeln können. Denn die Jugend ist in der Überzahl sowohl in den arabischen Ländern als auch in der Türkei. Und sie hat die Oberherrschaft über die modernen, nur schwer kontrollierbaren Kommunikationsmittel. Sie kann für eine Dynamik sorgen, die wir uns auf dem alten Kontinent Europa gar nicht mehr vorstellen können.
Zafer Senocak ist deutsch-türkischer Schriftsteller und lebt in Berlin. Zuletzt erschien von ihm das Buch Deutschsein. Eine Aufklärungsschrift (Edition Körber Stiftung).
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INDONESIEN ALS VORBILD MUSLIMISCHER DEMOKRATIE
Seit 1998 ist Indonesien ein demokratisches Land. Es hat sich durch eine stabile demokratische Regierung, zivile Freiheiten und ein enormes Wirtschaftswachstum ausgezeichnet.
Von Luthfi Assyaukanie
Wahlbüro während der indonesischen Parlamentswahlen 2004. Foto: Stefan Weidner © Goethe-Institut
Vor 1998 wurde die Türkei oft als Vorbild muslimischer Demokratie angesehen. Sie war nicht nur das einzige mehrheitlich muslimische Land, das säkulare Grundsätze streng anwandte, sie versuchte außerdem, eine demokratische Regierung aufrechtzuerhalten. Obwohl es gelegentlich Kritik an der militärischen Dominanz in der Politik der Türkei gab, sahen zu der Zeit noch viele Menschen die Türkei als einziges demokratisches muslimisches Land der Welt an. Da nirgends in der gesamten muslimischen Welt eine demokratische Regierung vorhanden war, war die Existenz der türkischen Demokratie, so geringfügig sie auch sein mochte, eine Erleichterung.
Diese Ansicht änderte sich, als Indonesien sich im Jahre 1998 in ein demokratisches Land wandelte, nachdem es zuvor von einem autoritären Regime regiert worden war. Acht Jahre danach wurde es von der US-amerikanischen Expertenkommission Freedom House als freies Land gekrönt – als einziges Land mit einer muslimischen Mehrheit, dem dieser Status zugesprochen wurde. Von den Ländern in Nordafrika und dem Nahen Osten wird nur Israel als freies Land angesehen.
Seitdem loben viele Regierende das Erwachen der Demokratie in Indonesien. US-Außenministerin Hillary Clinton nannte Indonesien ein Vorbild der Demokratie für die muslimische Welt. Sie glaubt, „die jüngste Geschichte Indonesiens liefert ein Beispiel dafür, wie ein Wandel hin zu einer zivilen Herrschaft vollführt wird und starke demokratische Institutionen erbaut werden”. Ebenso betonte Präsident Obama, dass die indonesische Demokratie ein Vorbild für Ägypten sein könne. Zudem hat er die indonesische Demokratie oft als vorbildliches Beispiel für den Rest der Welt gelobt. In Folge der Verbreitung der demokratischen Bewegungen in großen Teilen der arabischen Welt ist es notwendig, muslimische Demokratiemodelle zu untersuchen. Es gibt mindestens vier Gründe dafür, dass Indonesien ein gutes Modell ist.
Vier Gründe
Erstens ist Indonesien das bevölkerungsreichste muslimische Land der Welt, das einen politischen Wandel von einem autoritären hin zu einem demokratischen Regime erlebt hat.
Zweitens konnte es trotz der ethnischen Konflikte und religiösen Unruhen innerhalb der ersten Jahre des politischen Wandels eine politische Stabilität aufrechterhalten.
Drittens hat Indonesien sich als wirtschaftlich stabil erwiesen. Innerhalb der letzten sechs Jahre betrug das Wirtschaftswachstum des Landes etwa 6 Prozent. Während der globalen Finanzkrise im Jahre 2009 war Indonesien gemeinsam mit China und Indien das einzige Land, das ein Wirtschaftswachstum von über 4 Prozent aufrechterhalten konnte.
Viertens ist Indonesien das einzige Land mit muslimischer Mehrheit, in dem islamische Parteien bei den Parlamentswahlen gescheitert sind. In Nordafrika und im Nahen Osten sind es stets die islamischen Parteien, die bei demokratischen Wahlen als Sieger hervorgehen.
Indonesien ist ein interessanter Fall, wenn man die Wechselwirkung zwischen Islam und Demokratie betrachtet. In Folge der islamischen Renaissance und der wachsenden demokratischen Bewegungen in Nordafrika und im Nahen Osten erlangt die Frage danach, ob die muslimischen Länder zunehmend islamisiert oder säkularisiert werden, eine besondere Bedeutung.
Doch zuerst möchte ich nun den historischen Hintergrund der Entstehung der Demokratie in Indonesien erklären. Der gegenwärtige Demokratisierungsprozess in Indonesien begann im Jahre 1998, genau genommen am 21. Mai, als Präsident Soeharto seinen Rücktritt öffentlich bekanntgab, nachdem er das Land 32 Jahre lang regiert hatte. Diese Ankündigung war überraschend, da er gerade erst zum siebten Mal gewählt worden war und sich verpflichtet hatte, das Land weitere fünf Jahre zu regieren. Der Hauptgrund für Soehartos Rücktritt schien der öffentliche Druck zu sein, der von Studenten auf ihn ausgeübt worden war. Studentische Bewegungen hatten das Parlament drei Tage lang besetzt, nachdem eine Woche zuvor (vom 14. bis 15. Mai) Aufstände die Hauptstadt zum Stillstand gebracht hatten. Indonesien befand sich am Rande des finanziellen und politischen Zusammenbruchs. Soehartos Rücktritt war die richtige Antwort auf eine heikle Situation.
Der Kampf für die Demokratie
Es ist nie leicht, einen politischen Wandel zu vollziehen, besonders wenn das Land von einem autoritären Militärregime regiert worden ist. Soeharto übergab die Regierung an seinen Stellvertreter Burhanuddin Jusuf Habibie, aber dieser wurde als Angehöriger desselben Regimes wahrgenommen. Durch die Wirtschaftskrise verschlimmert, war die indonesische Politik innerhalb der ersten drei Jahre ihres Wandels von Spannungen, Konflikten und Demonstrationen geprägt.
Die Menschen fühlten sich frei, zu sagen, was sie dachten. Die Demokratie ermöglichte es, Organisationen zu gründen, aus denen heraus man Menschen rekrutieren und mobilisieren konnte. Hunderte von Organisationen und Parteien wurden gegründet. Gruppen verschiedenster ideologischer Überzeugungen drängten sich in die Öffentlichkeit und brachten ihre eigenen Paradoxien hervor. Die frühen Jahre der indonesischen Demokratie waren sehr chaotisch, und die Menschen begannen schon bald damit, über den Zerfall der Republik und über das Potenzial der Balkanisierung zu sprechen.
Das Volk war unzufrieden mit der neuen Regierung und es nahm sie als eine Fortsetzung der alten wahr. Die Zeit der Wirtschaftskrise war für das Land die schwierigste seit dreißig Jahren. Die Inflation erreichte 77 Prozent, die Zinssätze stiegen auf 68 Prozent, das Bruttoinlandsprodukt sank auf minus 13 Prozent und die Arbeitslosigkeit stieg auf 24 Prozent. Von Anfang an wurde Habibies Macht lediglich als Kurzzeitregierung angesehen.
Die Menschen wollten eine gerechte Wahl, in der sie ihre Regierenden wählen konnten. Für den politischen Übergang wurden verschiedene Gesetze entworfen und erlassen. Die Wahl wurde für Juni 1999 angesetzt. Sie war eine Parlamentswahl, in der die Wähler die Abgeordneten der Legislative wählten. Entsprechend der damaligen Verfassung, wurde der Präsident nicht direkt vom Volk, sondern von den Abgeordneten der Legislative gewählt.
In der Parlamentswahl von 1999 ging es nicht nur um die Wahl eines neuen Staatsoberhauptes und um die Hoffnung auf eine bessere wirtschaftliche Zukunft, auch die indonesische Demokratie und die Entwicklung des Landes stand auf dem Spiel. Kurz nachdem die Parlamentswahl angekündigt worden war, wurden Hunderte von Parteien gegründet, die sich selbst bei der allgemeinen Wahlkommission (Komisi Pemilihan Umum, KPU) registrierten. Unter ihnen befanden sich auch islamische Parteien. Von 160 Parteien, die sich bei der KPU anmeldeten, erfüllten nur 48 die Grundbedingungen und waren berechtigt, an der Wahl teilzunehmen. Unter diesen Parteien waren elf islamische Parteien, die es als ihre Mission ansahen, die Scharia, das islamische Gesetz, im Land einzuführen. Alle Parteien waren dermaßen optimistisch, dass ihre jeweiligen Vorsitzenden zuversichtlich den Gewinn ihrer eigenen Partei bei der Wahl vorhersagten.
Bevor das Ergebnis der Wahl bekannt gegeben wurde, wusste niemand, was mit der indonesischen Demokratie passieren würde. Manche Menschen befürchteten den Aufschwung des politischen Islam und den möglichen Wahlsieg der Islamisten. Die Absichten der islamischen Parteien waren sehr deutlich: Sie wollten der Verfassung die „sieben Wörter” zurückgeben. Damit ist die Formulierung der Einführung der Scharia für alle Muslime in Indonesien gemeint.
Ursprünglich befanden sich diese sieben Wörter in der Verfassung, aber nach den Protesten einer christlichen Delegation wurden sie durch die Kommission zur Vorbereitung der Unabhängigkeit am 18. August 1945 entfernt. Im Laufe der jüngsten indonesischen Geschichte haben Muslime dafür gekämpft, diese Wörter wieder in die Verfassung aufzunehmen. Sie versuchten es während der Regierungszeit von Soekarno, dem ersten Präsidenten der Republik, aber sie scheiterten. Ebenso versuchten sie es zu Zeiten Soehartos, aber damals war dies einfach unmöglich, da das Regime Gespräche über den politischen Islam nicht duldete. Erst als Indonesien zu einem demokratischen Land wurde, bot sich die Gelegenheit. Sie setzten all ihre Hoffnungen auf die Parlamentswahlen von 1999.
Schließlich übertraf das Ergebnis der Parlamentswahl alle Erwartungen. Als Gewinner ging die Indonesian Democratic Party for Struggle (PDIP) daraus hervor, eine säkulare Partei, die von der Tochter Soekarnos geleitet wird. Den zweiten Platz errang Golkar, eine weitere säkulare Partei, die während der Soeharto-Ära regiert hatte. Unter elf islamischen Parteien errang nur eine Partei eine bedeutende Stimmenanzahl, nämlich die Development and Unity Party (PPP), die 10,7 Prozent erreichte. Der Rest erzielte weniger als drei Prozent. Die Stimmen für alle islamischen Parteien zusammengenommen, ergaben nicht mehr als 20 Prozent – also nicht genug, um im Parlament die Mehrheit zu stellen. Dieses Ergebnis enttäuschte viele muslimische Führer, die sich den Sieg gewünscht hatten. Das, was kürzlich im Nahen Osten geschehen ist, hat sich in Indonesien nicht ereignet: Die Demokratie hat sich nicht auf die Seite der islamischen Parteien gestellt, um das Rennen um die politische Macht zu gewinnen.
Die Frage, der wir uns hier widmen sollten, ist, warum die Mehrheit der indonesischen Muslime nicht die islamischen Parteien gewählt hat, sondern ihre Stimme stattdessen den säkularen (oder nicht-religiösen) Parteien gegeben hat. Hat es keinen Islamisierungsprozess im Land gegeben? Warum zieht die Renaissance des Islam in Indonesien nicht den Machtgewinn des Islam nach sich?
Es gibt viele Antworten auf diese Fragen. Die erstaunlichste dieser Antworten ist, dass es eine radikale Veränderung in der politischen Denkweise der indonesischen Muslime gegeben hat. Einerseits aufgrund äußerlicher Faktoren, die von dem säkularen Militärregime Soehartos verstärkt wurden, andererseits aufgrund innerer Faktoren, die von liberalen Muslimen gefördert wurden. Diese zwei Faktoren spielten eine wesentliche Rolle in der Veränderung der politischen Denkweise der Muslime und in ihrer Wahrnehmung der Demokratie. Im Folgenden gehe ich näher auf diesen Aspekt ein.
Islam und Demokratie
Neben dem Nationalismus und dem Kommunismus ist die Demokratie das am häufigsten erörterte Konzept unter indonesischen Muslimen. In den dreißiger Jahren fand zwischen zwei jungen Intellektuellen, die später wichtige Führer des Landes wurden, eine Debatte über den Nationalismus statt: Es waren Soekarno (1901–1970) und Muhammad Natsir (1908–1993). Als Stellvertreter der säkularen Gruppierung glaubte Soekarno, dass der Nationalismus das Heilmittel für die indonesische Einheit sei. Währenddessen sah Natsir, der im Namen der islamischen Gruppierung sprach, den Nationalismus als eine Ideologie an, die die Glaubensüberzeugungen der Muslime schwächen könnte. Diese Debatte zwischen Soekarno und Natsir war ein klassisches Beispiel für die Meinungsverschiedenheit zwischen Säkularisten und Islamisten über verschiedene Themen aus den Bereichen der Politik und Religion.
Die Islamisten waren modernen Konzepten gegenüber, wie Nationalismus, Sozialismus und Demokratie, generell abgeneigt. Während ihre Gegenspieler, die Säkularisten, ohne zu zögern diese modernen Ideen unterstützten, kritisierten und verurteilten die Islamisten sie unter Zuhilfenahme islamischer Argumente. Ihre Ablehnung diesen Konzepten gegenüber fundierte hauptsächlich auf ihrem speziellen Verständnis islamischer Lehren, die sie als höherwertig als die säkularen Ideen betrachteten. Natsir bevorzugte eine islamische Version der Demokratie: Eine Kombination aus der westlichen Form der Demokratie und dem islamischen Modell, bekannt unter dem Begriff Shura. Natsirs Abneigung gegen die Demokratie basierte auf seiner Auffassung, die Demokratie könne die islamischen Grundsätze verletzen. Er glaubte an die Existenz gewisser Dinge im Islam, die als endgültig (qat’i) angesehen werden, und die daher keine Möglichkeit bieten, sie in Frage zu stellen. Er nannte Glücksspiele und Pornografie als Beispiele für Themenbereiche, die indiskutabel seien. Das Parlament habe kein Recht, solche Dinge zu debattieren.
Während der frühen Zeit der Unabhängigkeit (in der Mitte der Vierziger Jahre), tendierten die muslimischen Führer dazu, sich dem Konzept der „islamischen Demokratie”, und nicht nur der einfachen „Demokratie” gegenüber zu öffnen. Dieses Konzept wurde von muslimischen Intellektuellen und Wissenschaftlern stark gefördert. Zainal Abidin Ahmad (1911–1983), ein weiterer Anhänger des Konzeptes der islamischen Demokratie, behauptete, das islamische politische System sei keine Theokratie – wie viele Leute behaupten – sondern vielmehr eine Demokratie. Laut Ahmad sind die Wurzeln der islamischen Demokratie der Koran und das politische Leben in der frühen Generation des Islam unter den „rechtgeleiteten Kalifen” (al-khulafa al-rashidun). In den Versen 159 der Sure Ali Imran und 59 der Sure al-Nisa empfiehlt der Koran den Muslimen, bei Entscheidungsprozessen die bewährte „beratende Methode” anzuwenden. Für Ahmad ist dies ein starkes Argument dafür, dass Muslime die Demokratie annehmen sollten. Ebenfalls glaubte er, „das frühe Kalifen-System war demokratisch, da es hinreichende demokratische Grundsätze unterhalten hat. Zu jener Zeit haben demokratische Instrumente, wie z. B. Volksversammlungen, Beratungen und soziale Institutionen, existiert.”
Muslimische Führer wie Natsir und Ahmad glaubten nicht nur an die Demokratie, weil sie theologisch zu rechtfertigen war, sondern auch, weil sie glaubten, dass sie mit der Demokratie das Rennen um die politische Macht gewinnen konnten. Aus diesem Grund gründeten sie eine islamische Partei und nahmen dann an der Parlamentswahl von 1955 teil.
Die frühe Generation indonesischer Muslime verstand Demokratie im Allgemeinen als eine Herrschaft der Mehrheit und ignorierte den wesentlichen Kern der Demokratie weitgehend. Sie glaubten, da die Muslime die Mehrheit stellten, dass sie das Land ganz ihrem Geschmack nach regieren und die Rechte von Minderheiten ignorieren konnten. Sie nahmen die Demokratie begeistert an, da sie ihnen helfen konnte, bei den Parlamentswahlen die politische Macht zu erobern. Wenn sie die Wahl gewännen, würden sie das Parlament dominieren und die Verfassung ändern können. Dies war der Hauptgrund, warum die islamischen Parteien so versessen darauf waren, an der Wahl teilzunehmen.
Die indonesische Geschichte sähe anders aus, wenn die islamischen Parteien die Parlamentswahl von 1955 gewonnen hätten. In dieser Wahl erreichten alle islamischen Parteien 43 Prozent – genügend Stimmen, um die Regierung zu übernehmen, aber nicht genügend, um das Parlament zu lenken. Das Gesetz macht eine Zweidrittelmehrheit der Parlamentsmitglieder erforderlich, um die Verfassung zu ändern. Natürlich waren die muslimischen Führer enttäuscht von diesem Ergebnis, aber sie realisierten nun voll und ganz die Tragweite der Demokratie. Mit dieser Niederlage akzeptierten sie aber gleichzeitig die Spielregeln: Sie gefielen sich in ihrer Position, die sie in der Wahl errungen hatten. Muslimische Repräsentanten waren nun im Parlament vertreten und einige ihrer Führer waren in der Regierung aktiv. Burhanuddin Harahap (1917–1987), ein Führer der Masyumi-Partei, hatte von August 1955 bis März 1956 das Amt des Premierministers inne. Als Vorsitzender hatte er viel mit anderen Menschen zu tun und musste dem Gesetz entsprechend handeln. Er musste realisieren, dass er die Vision seiner Partei von einer islamischen Demokratie nicht würde durchsetzen können.
Die Rolle liberaler Muslime
Eine der positiven Seiten der Demokratie ist, dass sie die Menschen Geduld und Toleranz lehrt. Wenn man eine Wahl verliert, muss man anschließend vier oder fünf Jahre warten, bis man es erneut versuchen kann. Und wenn man eine Wahl nur knapp gewonnen hat, dann muss man sich auch mit den anderen Gewinnern auseinandersetzen. Man muss den „Wahl-Kuchen” mit anderen teilen, um eine Regierung zu bilden – das haben die indonesischen Politiker gelernt.
Im Laufe der Regierung Soehartos hat sich vieles ereignet. Muslimen wurde es verwehrt, islamische Parteien zu gründen. Sie wurden dazu gezwungen, einer der drei Parteien beizutreten, die das Regime unterstützte, nämlich entweder Golkar, der Indonesian Democratic Party (PDI) oder der Development and Unity Party (PPP). Einige Wissenschaftler sind der Meinung, dass die Veränderung in der politischen Denkweise der Muslime zu einem großen Teil auf die Art und Weise zurückzuführen sei, wie sie von Soeharto behandelt wurden. Indonesische Muslime sind so lange politisch säkularisiert worden, dass ihre Einstellung der Politik gegenüber nicht länger dieselbe ist.
Es entspricht den Tatsachen, dass Soehartos Regierung eine entscheidende Rolle in der Veränderung der politischen Einstellung der Muslime spielte. Die Veränderung ist aber nicht nur auf die repressive Regierung des Landes durch Soeharto zurückzuführen, sondern auch auf die lang währende und leidenschaftliche Rolle, die die muslimischen Intellektuellen spielten. Was in Indonesien passiert, geschieht weder in Ägypten noch in anderen Ländern des Nahen Ostens. Die Intellektuellen Indonesiens spielten bei der Veränderung der politischen Denkweise der Muslime eine wichtige Rolle. In Vorlesungen, veröffentlichten Schriften und vielfältigen Aktionen setzten sie sich für die Demokratie ein und delegitimierten die islamischen Parteien. Anders als in Ägypten und anderen Ländern des Nahen Ostens, fand die indonesische Reformbewegung stets innerhalb von Organisationen statt. Intellektuelle wie Abdurrahman Wahid (1940–2009), Ahmad Syafii Maarif (1935 geboren) und Nurcholish Madjid (1939–2005) sind bzw. waren muslimische Führer und Vorsitzende großer Organisationen. Durch diese Organisationen teilten sie der muslimischen Gesellschaft ihre liberalen Ideen mit. Wahid tat dies mithilfe von Nahdlatul Ulama (40 Millionen Mitglieder), Maarif mithilfe von Muhammadiyah (30 Millionen Mitglieder) und Madjid im Rahmen der Islamic Student Association und ihrer Absolventen (über 10 Millionen Mitglieder).
In Ägypten hat sich die islamische Reformbewegung auf eine andere Art und Weise entwickelt. Großartige Intellektuelle wie Jamaluddin al-Afghani (1837–1897) und Muhammad Abduh (1849–1905) verfügten über keine Organisationen, innerhalb derer sie ihre Ideen verbreiten konnten. Diese Entwicklung zieht sich fort bis hin zu der heutigen Generation der Reformierer. Intellektuelle wie Hassan Hanafi (1935 geboren) und Nasr Hamed Abu Zayd (1943–2010) sind einzelne Denker ohne eine große Gruppe von Anhängern. Sie verbreiteten ihre Ideen in universitären Veranstaltungen und Wissenschaftsmagazinen. Ihre Ideen können noch so anspruchsvoll sein – sie bleiben begrenzt und dringen niemals tief in die gesellschaftliche Struktur ein.
Muslimische Intellektuelle in Indonesien haben sich sehr stark dafür eingesetzt, der muslimischen Gesellschaft Demokratie und Pluralismus nahezubringen. Einer der einflussreichsten Führer der Mitglieder von Nahdlatul Ulama war Abdurrahman Wahid. Als Kind aus guten Familienverhältnissen, absolvierte er seine Schulbildung in Bagdad und Kairo. Er war sowohl bei Muslimen als auch bei Nicht-Muslimen des Landes hoch angesehen. Er war vertraut mit der westlichen Literatur und versuchte, sie mit der islamischen intellektuellen Tradition zu verknüpfen. Einer seiner bedeutendsten Beiträge für Indonesien war seine unermüdliche Kampagne für die Demokratie und Pancasila (die fünf Grundsätze) als einzige Grundlage des Staates. Seit der Unabhängigkeit bis hinein in die achtziger Jahre glaubten viele Muslime, die Annahme der Pancasila könne ihre islamische Überzeugung schwächen. Doch Wahid behauptete, Pancasila sei kein Gegensatz zum Islam. Während seiner Karriere als Intellektueller kritisierte und delegitimisierte Wahid öffentlich die islamischen Parteien. Er verurteilte die Idee eines islamischen Staates und lehnte die formelle Einführung der Scharia ab.
Ein weiterer Intellektueller, an den man sich aufgrund seiner mutigen und das muslimische Denken herausfordernden Ideen erinnert, ist Nurcholish Madjid. Seit Anfang der siebziger Jahre setzte er sich regelmäßig für die Säkularisierung ein und appellierte an die Muslime, ihre religiösen Interessen von der Politik zu trennen. Wie Wahid richtete auch er sich gegen die Idee eines islamischen Staates und islamischer Parteien. Seiner Meinung nach sollten Muslime ihren politischen Zielen im Rahmen nichtreligiöser (säkularer) Parteien nachgehen. Er glaubte, dass es viel wichtiger für Muslime sei, nicht für eine formalistische Agenda des Islam – wie die Einführung der Scharia – zu kämpfen, sondern vielmehr für die wesentlichen Dinge wie Gesundheitsversorgung, Sicherheit und Bildung.
In den achtziger Jahren gab es einige muslimische Intellektuelle mit religiösem Hintergrund, die sich für einen liberalen Islam einsetzten – damit ist der Islam gemeint, der liberale Werte wie Freiheit, Demokratie, Pluralismus und Toleranz unterstützt. Die meisten von ihnen schlossen sich großen islamischen Organisationen wie NU und Muhammadiyah an. Sie spielten eine entscheidende Rolle in der Aufklärung indonesischer Muslime. Sie verbreiteten ihre flexiblen Interpretationen des Islam durch Massenmedien, Diskussionsforen, öffentliche Veranstaltungen und gemeinnützige Tätigkeiten, und appellierten an die Muslime, sich den modernen Herausforderungen zu stellen.
Schlussfolgerung
Die indonesische Demokratie ist zwar noch jung, aber sie wächst dynamisch an. Trotz der vielen Probleme, mit denen die indonesische Regierung konfrontiert wird, erhält das Land erfolgreich sein Wirtschaftswachstum aufrecht, kann einen Rückgang der Arbeitslosenquote, die Reformierung des Justizsystems und den Aufbau einer Infrastruktur verzeichnen. Seit 1998 fanden in Indonesien drei Parlamentswahlen statt, die allesamt von säkularen (nicht-religiösen) Parteien gewonnen wurden, nämlich von der Indonesian Democratic Party (1999), Golkar (2004) und der Democratic Party (2009). Diese drei Parteien zeichnen sich durch eine große Hingabe für die Demokratie und den indonesischen Pluralismus aus. Die Zahl islamischer Parteien ist im Gegensatz dazu rückläufig. Gemäß einer kürzlich erfolgten Umfrage, die vom Indonesian Survey Institute (LSI) veröffentlicht wurde, geben die indonesischen Muslime auch in der nächsten Parlamentswahl im Jahre 2014 wieder den säkularen Parteien den Vorrang.
Trotz dieser optimistischen Sichtweise steht die indonesische Demokratie vor zwei großen Herausforderungen: Korruption und Intoleranz. In den vergangenen zehn Jahren hat die indonesische Regierung gegen die Korruption gekämpft. Es wurde ein unabhängiges Institut gegründet, die Komission für die Beseitigung der Korruption (Komisi Pemberantasan Korupsi, KPK), die dafür kämpft, korrupte Politiker und Beamte vor Gericht zu bringen. Hunderte wurden bereits inhaftiert und Hunderte weitere warten auf ihre Inhaftierung.
In der Zwischenzeit haben verschiedene Taten der Intoleranz die Einheit des Landes auf die Probe gestellt. Radikale islamische Gruppierungen sind die größte Gefahr für den Pluralismus und für die Harmonie im Land. Die indonesische Regierung hat hart daran gearbeitet, diese terroristischen Gruppierungen einzudämmen, und sie hat die moderaten Muslime dazu aufgefordert, gegen den islamischen Radikalismus zu kämpfen. Wenn das indonesische Volk und seine Regierung es schafft, diese Herausforderungen zu meistern, dann besteht eine sehr große Chance, dass das Land ein Vorbild für muslimische Demokratie wird.
Luthfi Assyaukanie ist Dozent der Politischen Philosophie an der Paramadina Universität und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Freedom Institute in Jakarta. Er promovierte an der Universität von Melbourne, Australien. Er engagiert sich in der Bürgerrechtsbewegung und setzt sich für die Menschenrechte ein. Sein jüngstes Buch Islam and the Secular State in Indonesia erschien 2009 auf Englisch.
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EIN EXIL, DAS BEREICHERT
DIE KULTURELLEN ERRUNGENSCHAFTEN DER IRANISCHEN UND ARABISCHEN AUTOREN IN DEUTSCHLAND
Seit den siebziger Jahren ist Deutschland verstärkt Ziel von Auswanderern aus der arabischen Welt und Iran geworden. Viele von ihnen sind in Deutschland geblieben und haben zwischen der deutschen und ihrer Heimatkultur vermittelt.
Von Stefan Weidner
Der ägyptisch-österreichische Autor Tarek Eltayeb und der omanische Dichter Saif Ar-Rahbi während der Konferenz über arabische Exilliteratur in Kuwait. Foto: Stefan Weidner © Goethe-Institut
Seit den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts ist Deutschland verstärkt Ziel von Auswanderern aus der arabischen Welt und Iran geworden. Diese Menschen kamen nach Deutschland zum Studium oder aus politischen Gründen, oft auf der Flucht vor Kriegen und politischer Verfolgung. Viele von ihnen sind in Deutschland geblieben und haben am Kulturleben in Deutschland und in ihrer Heimat gleichermaßen teilgenommen und oft zwischen beiden Kulturen vermittelt. Viele von ihnen schreiben in beiden Sprachen; andere haben sich für die deutsche Sprache entschieden, wieder andere schreiben weiterhin in ihrer Muttersprache.
Um die kulturellen Errungenschaften der iranischen und arabischen Einwanderer in Deutschland angemessen würdigen zu können, müssen wir kurz auf den historischen und sozialen Kontext eingehen, in dem die Einwanderung nach Deutschland zu sehen ist. Deutschland war, wie Sie wissen, keine bedeutende Kolonialmacht. Anders als in Frankreich und in Großbritannien gibt es daher in Deutschland keine Einwanderung aus ehemaligen Kolonien, und die deutsche Sprache ist auf die deutschsprachigen Länder in Mitteleuropa beschränkt: Deutschland, Österreich, Schweiz. Dagegen haben die meisten Araber in Frankreich Französisch in ihrer (nordafrikanischen) Heimat von klein auf in der Schule gelernt und beherrschen die Sprache perfekt. Die Iraner und Araber, die nach Deutschland kommen, müssen die Sprache dagegen im fortgeschrittenen Alter lernen, also mit größeren Schwierigkeiten. Außerdem ist das Deutsche sicher eine Sprache, die schwieriger zu erlernen ist als Französisch oder Englisch. Erschwerend kommt hinzu, dass die deutschsprachigen Länder keine klassischen Einwandererländer wie die USA, Kanada oder Australien sind. Dennoch gibt es seit den sechziger Jahren einen stetigen Zuwachs von arabischen und iranischen Einwanderern in Deutschland.
Beginnen wir mit einer Ausnahme: Es handelt sich um Cyrus Atabay, der als Sohn eines iranischen Arztes und einer Tochter Reza Schah Pahlavis 1929 in Berlin geboren wurde. Nach dem Zweiten Weltkrieg ging er zurück nach Iran. Da er die Sprache jedoch nicht richtig konnte, kehrte er zurück und studierte in Deutschland. Später lebte er unter anderem in London. Seine Gedichte schrieb er auf Deutsch, er war mit vielen deutschen Schriftstellern, u. a. mit Gottfried Benn und Elias Canetti, gut bekannt. Außerdem hat er Gedichte von Hafis, Rumi und Omar Khayyam in moderne deutsche Prosa übersetzt. Er starb 1996 in München.
Studium in Deutschland
Woher kommen diese Menschen und warum kommen sie nach Deutschland?
Nach dem Zweiten Weltkrieg kamen die Menschen vor allem zum Studium nach Deutschland. Bis heute ist Deutschland als Studienort sehr beliebt, nicht zuletzt deshalb, weil das Studium in Deutschland kostenlos ist. In diesem Zusammenhang ist die deutsche Teilung nach dem Zweiten Weltkrieg erwähnenswert, denn viele studierten nicht in Westdeutschland, sondern im kommunistischen Ostteil (DDR). Das betraf vor allem diejenigen Studenten, die aus denjenigen Ländern kamen, die sich selbst zum Sozialismus bekannten (meist in der Form des Baathismus oder Nasserismus), also vor allem aus Syrien und dem Irak.
Andere Intellektuelle derselben Generation (und die meisten Iraner) gingen zum Studium nach Westdeutschland. Aus Ägypten kam Nagi Naguib (1931–1987), der als einer der Ersten moderne arabische Literatur übersetzte und dafür in Berlin den bis heute existierenden Verlag Edition Orient gründete, ein Verlag, in dem auch persische Literatur erscheint. Aus dem Libanon kam der Dichter Fuad Rifka (1930–2011), der in Heidelberg studierte und eine Doktorarbeit über die Philosophie von Martin Heidegger schrieb. Später ist er wieder in den Libanon zurückgekehrt. Das trifft übrigens auf viele Araber dieser Generation zu, die damals zum Studium nach Deutschland gingen. Sofern es die politischen Verhältnisse in ihrer Heimat erlaubten, sind sie wieder zurückgekehrt.
Bereits in dieser Generation erkennen wir drei typische Lebensläufe:
1. Diejenigen, die nach einer Zeit, meistens nach dem Studium, wieder zurückkehren und in ihrer Heimat die deutsche Kultur vermitteln oder unter dem Einfluss der deutschen Kultur ihr eigenes Werk schreiben. Dabei handelt es sich meistens um Araber, während viele Iraner aus politischen Gründen, zum Beispiel aus Opposition gegen den Schah, in Deutschland blieben.
2. Diejenigen, die in Deutschland bleiben und
a) hauptsächlich auf Deutsch schreiben und arabische Literatur ins Deutsche übersetzen
b) hauptsächlich auf Arabisch schreiben und deutsche Literatur ins Arabische übersetzen.
Dieselben Merkmale finden wir bei den folgenden Generationen, wobei jedoch auffällt, dass die Zahl derjenigen wächst, die sich dafür entscheiden, in Deutschland zu bleiben und auf Deutsch zu schreiben. Außerdem nimmt die Zahl derjenigen zu, die nicht freiwillig kommen, sondern aufgrund von politischer Verfolgung oder (Bürger-) Krieg.
Die Generation derjenigen, die in den vierziger und fünfziger Jahren geboren wurden, war von den politischen Krisen in der arabischen Welt der siebziger Jahre besonders betroffen: dem libanesischen Bürgerkrieg, der Machtergreifung von Hafis al-Assad und Saddam Hussain und dem iranisch-irakischen Krieg. Aus Syrien sei hier stellvertretend Rafik Schami genannt. Rafik Schami (ein Pseudonym – sein eigentlicher Name ist Suhail Fadhel) wurde 1946 geboren und ging 1971 zum Studium der Chemie nach Deutschland, begann aber bald auf Deutsch zu schreiben. Mittlerweile zählt er zu den erfolgreichsten und bekanntesten Autoren deutscher Sprache. Er verkauft mehr Bücher als die meisten deutschen Schriftsteller. Ich gehe am Ende meines Vortrags noch einmal näher auf seine Literatur ein.
Aus Iran kam der 1947 geborene SAID zum Studium nach Deutschland und war in der Opposition gegen den Shah aktiv. Seit den siebziger Jahren schreibt er seine Gedichte auf Deutsch. Später hat er auch zahlreiche Essays und Erzählungen vorgelegt. Von 2000 bis 2002 war er Präsident des deutschen PEN-Clubs und hat sich für viele verfolgte iranische Autoren eingesetzt.
Eine besonders große Rolle in Deutschland spielte und spielt Bahman Nirumand (geboren 1936 in Teheran). Sein Schah-kritisches Buch Persien. Modell eines Entwicklungslandes war wichtig für die deutsche 68er-Bewegung. Man darf die Behauptung wagen, dass er der bis heute einflussreichste iranische Autor in Deutschland ist. Nach wie vor engagiert er sich politisch und hat zahlreiche Bücher über den Iran publiziert. Er ist aber auch literarisch tätig, vor allem als Übersetzer. Er hat u. a. Werke von Sadegh Hedayat und von Mahmoud Doulatabadi übersetzt.
Aus dem Irak kamen vor allem in den späten siebziger Jahren einige spätere Schriftsteller. Sie flohen vor dem Regime von Saddam Hussain und vor dem Iran-Irak-Krieg, wie zum Beispiel der 1954 geborene Hussain al-Mozany. Er schrieb zunächst auf Arabisch (u. a. über seine Fluchterfahrung in dem Buch Der Marschländer), heute schreibt er auf Arabisch und auf Deutsch und veröffentlicht seine Bücher auch in beiden Sprachen. Außerdem hat er deutsche Literatur ins Arabische übersetzt, unter anderem Die Blechtrommel von Nobelpreisträger Günter Grass (unter dem Titel Tabal as-Safih). Ebenfalls aus Irak kam Khalid al-Maaly. Al-Maaly (geboren 1956) kam 1979 als politischer Flüchtling nach Deutschland. Hier gründete er den Verlag Manschurat al-Djamal. Er schrieb Gedichte auf Arabisch, übersetzte aber zusammen mit deutschen Freunden, unter anderem mit mir, auch arabische Gedichte ins Deutsche. Dieser Verlag hat gegenwärtig die meiste deutsche Literatur auf Arabisch im Programm, unter anderem Werke von Navid Kermani.
An dieser Stelle verdient auch Shahram Rahimian genannt zu werden. Er wurde 1959 geboren, kam 1976 zum Studium nach Deutschland und lebt heute in Hamburg, aber schreibt nach wie vor auf Persisch. Zu den bekanntesten iranischen Autoren in Deutschland, die auf Persisch schreiben, zählt auch Abbas Maroufi, der seit Mitte der neunziger Jahre in Berlin lebt, wo er eine persische Buchhandlung betreibt. Viele seiner Bücher sind auf Deutsch übersetzt und von der Kritik mit Begeisterung aufgenommen worden, vor allem sein Roman Symphonie der Toten.
Die jüngere Generation
Schließlich möchte ich noch auf die jüngere Generation eingehen. Von ihnen schreiben fast alle auf Deutsch, wie etwa der 1961 geborene deutsch-persische Dichter Farhad Showghi, der heute in Hamburg lebt. Er schreibt nicht nur seine eigenen Gedichte auf Deutsch, er übersetzt auch persische Gedichte ins Deutsche, unter anderem einen Lyrikband von Ahmad Shamlu (Verlag Urs Engeler, Basel 2002).
Ebenfalls auf Deutsch schreibt der 1967 in Siegen von iranischen Eltern geborene Navid Kermani. Er ist promovierter Islamwissenschaftler, versteht sich aber vor allem als deutscher Schriftsteller. In seinem jüngsten Buch, dem 1200 Seiten umfassenden Roman Dein Name behandelt er sowohl iranische Themen, etwa die Geschichte seines Großvaters in Iran oder die seiner nach Deutschland ausgewanderten Eltern, er schreibt darin aber auch sehr viel über das Leben in Deutschland. Kermani ist auch für seine Reportagen und Essays bekannt und zählt heute zu den prominentesten Autoren mit iranischem Hintergrund in Deutschland.
Unter den arabischen Autoren ragen gegenwärtig in Deutschland besonders drei heraus. Zum einen der 1972 in Ägypten geborene Hamid Abd al-Samad. Er kam 1995 nach Deutschland und kann auf eine akademische Laufbahn zurückblicken. Bekannt wurde er durch ein selbstkritisches (und islamkritisches) autobiografisches Buch, das er auf Deutsch und Arabisch geschrieben hatte (die arabische Ausgabe erschien bei Dar Merit. Auf Deutsch heißt das Buch: Mein Abschied vom Himmel). Außerdem hat er zwei politische Sachbücher zum Islam und zur arabischen Revolution vorgelegt. Er ist sehr bekannt durch zahlreiche Auftritte in Talkshows. Ferner sei als Beispiel für die jüngere Generation der Iraker Abbas Khidr genannt. Er wurde 1973 in Bagdad geboren und kam im Jahr 2000 als politischer Flüchtling nach Deutschland. Er schreibt seine Gedichte auf Arabisch, seine Romane jedoch seit 2008 auf Deutsch. Sie sind vor allem bei der deutschen Literaturkritik ein großer Erfolg gewesen. Schließlich dürfen wir Sherko Fatah nicht vergessen, einen kurdisch-irakischen Autor, der Deutsch wie seine Muttersprache spricht und schreibt und dessen Bücher ebenfalls von den Kritikern sehr gelobt werden. Er wurde 1964 in Ostberlin geboren, zählt also zur sogenannten Generation von Einwanderern.
Was schreiben die genannten Autoren, wie wirkt sich das Exil auf ihr Schreiben aus und inwiefern bereichern sie die deutsche oder iranische Literatur?
Zunächst fällt auf, dass die meisten arabischen Schriftsteller in ihren Werken nicht Deutschland, sondern überwiegend die arabische Welt und ihre Probleme bzw. die Erfahrungen in ihrer Heimat thematisieren. Fast könnte man sagen, dass diese Schriftsteller, thematisch betrachtet, nicht in Deutschland angekommen sind. Allerdings gibt es natürlich Ausnahmen, und besonders von den iranischen Schriftstellern in Deutschland können wir sagen, dass sie in Deutschland mittlerweile beheimatet sind und oft mehr über Deutschland als über Iran schreiben, wie etwa Navid Kermani, aber wie auch schon Cyrus Atabay und SAID, der viel über die Gefühle eines Exilanten geschrieben hat.
Manche arabische Autoren, besonders diejenigen, die auf Deutsch schreiben, thematisieren auch die Flucht selbst oder die Schwierigkeiten, in Deutschland anzukommen oder mit den Deutschen zurechtzukommen (oft humorvoll, etwa bei Rafik Schami, oder grotesk, etwa bei Hussain al-Mozany). Dass die meisten arabischen Autoren auch in Deutschland und wenn sie auf Deutsch schreiben, thematisch ihrer Herkunft verhaftet bleiben, ist meines Erachtens jedoch nicht als Nachteil oder Mangel zu begreifen. Für die deutschen Leser hat dies nämlich den Vorteil und großen Reiz, fremde Welten, fremde Geschichten und Lebensläufe kennen zu lernen. Selbst wenn darin manchmal eine stellenweise triviale Exotik mitschwingt, lernen die Leser dadurch jedoch immer auch eine authentische arabische Stimme kennen. So kommt es, dass die arabischen Schriftsteller in Deutschland oft zu aktuellen politischen Themen gefragt werden. Dank ihnen hat die arabische Welt in Deutschland eine Stimme (obwohl natürlich klargestellt werden muss, dass die arabischen Autoren in Deutschland nicht repräsentativ für die Araber oder die arabischen Schriftsteller insgesamt sprechen und auch nicht sprechen wollen).
Interessant ist für unsere Zwecke die sprachliche und stilistische Untersuchung der Werke iranischer und arabischer Schriftsteller in Deutschland. Hier müssen wir jedoch unterscheiden: In welcher Sprache schreibt der Schriftsteller und von welchem Publikum wird er gelesen? Die meisten Araber, die auf Deutsch schreiben, beherrschen das Deutsche zwar sehr gut, aber selten perfekt, das heißt in der Regel nicht so gut wie ein gebildeter deutscher Muttersprachler. Dies ist jedoch selten ein Nachteil, da es in den Verlagen immer jemanden gibt, der die Sprache korrigiert, und da die Autoren normalerweise eine einfache und damit sehr zugängliche, leicht lesbare Sprache schreiben. Dies führt dazu, dass ihre Bücher einer breiten Leserschicht offen stehen, nicht nur gebildeten Lesern und Intellektuellen (den ebenfalls sprachlich einfachen Büchern von Alaa al-Aswani vergleichbar).
Auffälligerweise trifft dies für die iranischstämmigen Autoren in Deutschland nicht zu. Sie beherrschen das Deutsche in der Regel so gut wie ihre Muttersprache, sei es, weil sie bereits in Deutschland geboren worden sind oder weil sie sehr jung zum Studium nach Deutschland kamen. Dafür ist ihre Literatur oft nicht so populär. Während etwa Rafik Schami auch für einfache Leute gut lesbar ist, richtet sich die Literatur von Navid Kermani eher an gebildete Leser.
Der „Scheherazade-Effekt”
Dieses sprachliche Charakteristikum fällt natürlich bei den arabischen und iranischen Autoren weg, deren Bücher erst ins Deutsche übersetzt werden müssen (bei den Iranern etwa Abbas Maroufi oder Shahram Rahimian). Dennoch sind auch diese Bücher in Deutschland oft sehr erfolgreich, und zwar aus einem anderen Grund (den sie mit den auf Deutsch geschriebenen arabischen Büchern teilen): Viele orientalische Autoren schreiben mit einer großen Freude am Erzählen, am Fabulieren, an ausschweifenden Geschichten. Man könnte dies, obwohl es wie ein Klischee klingt, als den „Scheherazade-Effekt“ beschreiben. (Ich will nicht behaupten, dass es einen solchen Effekt, eine solche besondere arabische Lust am Erzählen wirklich gibt – ich kann aber feststellen, dass die deutschen Leser und Kritiker dies so empfinden). So wird zum Beispiel Rafik Schami, der anders als Najm Wali auf Deutsch schreibt, von seinen Lesern auch deshalb so geliebt, weil sein Stil sehr nah am mündlichen Erzählen ist. Zuweilen fühlt man sich sogar an einen Kaffeehaus-Erzähler erinnert. Dieser Charakterzug bei Schami wird besonders in seinen Lesungen vor Publikum deutlich: Rafik Schami liest dabei nicht aus seinen Büchern vor wie andere Autoren, sondern er steht vor dem Publikum und erzählt die Geschichten mündlich nach. Man könnte sagen, dass Schami fast ein Performance-Künstler ist. Dies ist etwas völlig Neues für die deutschen Leser und in der deutschen Literatur.
Durch die hier genannten Charakterzüge hebt sich die arabische Literatur (anders als die iranische, die in der Regel näher an der Deutschen ist) positiv von der deutschen Literatur ab, welche häufig in einem sehr zurückhaltenden, intellektuellen und wenig erzählfreudigen Stil geschrieben ist. Die Deutschen profitieren also nicht nur thematisch, sondern auch stilistisch und hinsichtlich der Erzählweise von orientalischen Autoren, die in Deutschland leben.
Nun drängt sich die umgekehrte Frage auf: Wie profitiert die iranische oder arabische Literatur von den in Deutschland lebenden Autoren, wie wirken ihre Erfahrungen in Deutschland in die Heimat zurück? Da viele von ihnen, wie gesagt, thematisch noch nicht in Deutschland angekommen sind, fällt im Fall der arabischen Literatur der thematische Aspekt weg. Wie man in Deutschland oder mit den Deutschen lebt, erfahren die arabischen Leser von diesen Autoren nicht (von wenigen Ausnahmen abgesehen). Die iranischen Leser, sofern sie die Bücher der iranischen Schriftsteller in Deutschland auf Persisch lesen können, erfahren hingegen durchaus sehr viel über das Leben in Deutschland, vor allem von den auf Deutsch geschriebenen Büchern. Diejenigen, die nach wie vor auf Persisch schreiben, bleiben dagegen oft ihrer Heimat verhaftet.
Wenn es aber stimmt, was die deutschen Kritiker schreiben, nämlich dass die orientalischen Autoren sich vor allem dadurch auszeichnen, „typisch“ orientalisch zu schreiben, das heißt mit orientalischer Fabulierfreude und Lust am Erzählen, dann dürften die orientalischen Leser auch nur wenige stilistische Besonderheiten oder neue, sozusagen „deutsche“ Einflüsse bei diesen Werken wahrnehmen. Ob dies so ist, weiß ich nicht. Literaturwissenschaftliche Studien darüber fehlen leider. Wir müssen die iranischen oder arabischen Leser selbst fragen.
Der Einfluss der arabischen und iranischen Autoren in Deutschland auf ihre Heimat liegt, so vermute ich, auf anderen Gebieten als der erzählenden Literatur. Er liegt, vor allem bei den Arabern, erstens in der Übersetzungstätigkeit dieser Autoren. Er liegt bei den arabischen Autoren zweitens auf dem Gebiet der Lyrik. Wir merken dies wiederum an Fuad Rifka und Khalid al-Maaly. Alle diese Autoren zeichnen sich durch eine Lyrik aus, die im Vergleich zur sonstigen arabischen Lyrik ihrer Generation auf die traditionellen rhetorischen Mittel verzichtet. Sie schreiben eine Lyrik, die einfach ist, klar und kurz. Es ist die Schule von Goethe, Hölderlin, Benn, Rilke, Brecht, Celan. Man kann hier von einer echten Verschmelzung arabischer und deutscher Dichtung reden.
Schließlich glaube ich, dass der deutsche Einfluss vor allem philosophischer und politischer Natur ist, und das gilt vor allem auch für die iranischen Autoren in Deutschland, die oft politisch aktiv sind. Diesen Einfluss der politischen und philosophischen Kultur in Deutschland auf die hier lebenden arabischen Intellektuellen merken wir zum Beispiel daran, dass die meisten iranischen und arabischen Autoren in Deutschland sehr kritisch über Religion und Tradition in ihrer Heimat denken; dass sie das Gedankengut der Philosophie der Aufklärung (Kant, Hegel, Nietzsche) und der politischen Freiheiten, die wir gegenwärtig in Deutschland genießen, intensiv rezipieren. Und dass sie diese Philosophie in ihre politischen Essays, Aufsätze und öffentlichen Stellungnahmen einfließen lassen. Damit wirken diese Autoren auch wieder in ihre Heimat zurück.
Wir sehen: Der Kulturaustausch zwischen Deutschland und der islamischen Welt, vor allem Iran und den arabischen Ländern, ist so intensiv wie nie in der Geschichte. Dass dies so ist, verdanken wir weniger der deutschen Initiative als den Aktivitäten der arabischen und iranischen Kulturschaffenden Und wenn wir diesen Höhenflug des kulturellen Austauschs richtig verstehen wollen, müssen wir ihn differenziert sehen: Zum einen aus den unterschiedlichen Perspektiven der deutschen und iranischen oder arabischen Leser. Zum anderen im größeren philosophischen und politischen Zusammenhang. Nur wenn wir dies tun, begreifen wir, wie fruchtbar dieser Austausch in Wahrheit ist.
Der Artikel beruht auf einem Vortrag Stefan Weidners auf der Konferenz der Literaturzeitschrift Al-Arabi im März 2012 in Kuwait über die Exilliteratur.
Stefan Weidner ist Chefredakteur von Fikrun wa Fann.
Copyright: Goethe-Institut e. V., Fikrun wa Fann, Juni 2012
SEISMOGRAPHEN DER REVOLUTION
DIE ARABISCHEN LITERATURTAGE IN FRANKFURT
Unter dem Motto „Aufbruch in die Freiheit” fanden im Januar dieses Jahres in Frankfurt die arabischen Literaturtage statt. Bedeutende arabische Autoren trafen sich mit ihren deutschen Kollegen und diskutierten die Entwicklungen.
Von Kersten Knipp
Hartmut Fähndrich, Maha Hassan, Kersten Knipp, Alawiyya Sobh und Boualem Sansal auf den arabischen Literaturtagen in Frankfurt. Foto: Markus Kirchgessner © Goethe-Institut
Menschen dicht an dicht, in langen Schlangen vor dem Ticketschalter, in dicken Trauben um die Bücherstände, dazu ein beachtliches Medienaufgebot und über allem ein sanfter Hauch von Weltgeist: Noch vor anderthalb Jahren, als der Geist des Aufstands noch nicht durch den Nahen Osten wirbelte, hätte man durchaus daran zweifeln können, ob all die arabischen Dichter, Schriftsteller und Musiker zwei Tage lang in ausverkauftem Haus hätten auftreten können. Doch litprom – Gesellschaft zur Förderung der Literatur aus Afrika, Asien und Lateinamerika, die das Festival ausrichtete, wusste aus eigener langjähriger Erfahrung nur zu gut, dass arabische Literatur allein nur begrenzt massentauglich ist. Um Besucher in Scharen zu locken, muss schon etwas hinzukommen. Zum Beispiel eine Revolution. Fast über Nacht verwandelte sie hierzulande weitgehend unbekannte und im eigenen Land manchmal verfolgte Autoren zu umworbenen Figuren auf dem deutschen Literaturmarkt.
Diese Chance ergriff litprom und bot den geladenen Autoren eine Bühne, die diese ihrerseits nutzten – wenngleich auch weniger für literarische als politische Anliegen. Boualem Sansal etwa, der im letzten Herbst den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels erhielt, erläuterte die feinen Unterschiede zwischen Demokratie und Scheindemokratie. Sein eigenes Land, Algerien, habe den Ruf, in Sachen Meinungsfreiheit vorbildlich zu sein: Die Zahl der Zeitungen und Zeitschriften sei enorm, ebenso die der Fernseh- und Radiosender. Das Problem sei nur: Hinter den meisten dieser Medien stecke auf die ein oder andere Weise der Staat. Er biete den Bürgern ein solch geballtes Medienangebot, dass diese schon bald erschöpft davon abgelassen hätten: Die Texte würden gedruckt, aber kaum jemand lese sie. So nütze die mediale Vielfalt vor allem der Regierung. Sie nutze sie, um sich nach innen wie außen zu legitimieren. Denn warum eine Regierung abwählen, die doch die Meinungsfreiheit achtet – und zwar umso mehr, fügte er augenzwinkernd hinzu, je weniger diese Freiheit sich in politische Forderungen umsetze.
Von einem Text hingegen, der sehr wohl gelesen wird, berichtete Magdy El-Shafee. Der Ägypter veröffentlichte im Jahr 2008 mit Metro nämlich die erste ägyptische Graphic-Novel – und damit ein Genre, das den Zensoren erhebliches Kopfzerbrechen bereitete. Denn diese, erzählte er, interessierten sich eigentlich nicht für Literatur – Literatur erreiche nämlich immer nur wenige Leser und sei schlicht zu bedeutungslos gewesen, um verboten zu werden. Metro hingegen, eine Geschichte über einen jungen Mann, der mit den Nutznießern des damaligen Mubarak-Regimes einige durchaus deprimierende Erfahrungen macht, fand sehr viele Leser – und unterlief so die Logik der Zensoren. Denn einerseits handelte es sich bei Metro zweifelsfrei um ein Buch, ja offenbar sogar um Literatur – andererseits aber enthielt dieses Buch Bilder, und zwar beunruhigend viele. Um was für ein Genre also handelte es sich? Die Zensoren ersparten sich literaturtheoretische Überlegungen und ließen das Werk umgehend verbieten. Erst jetzt, vier Jahre später, darf es auf eine offiziell abgesegnete Neuauflage hoffen.
Dass auch herkömmliche Literatur Ärger mit der Staatsmacht bekommen kann, erläuterte Rosa Yassin Hassan. Die syrische Autorin, wegen ihrer Schriften mit einem mehrjährigen Reiseverbot belegt, hatte erst einen Tag vor ihrer Ankunft die Erlaubnis erhalten, ihr Land zu verlassen. Umso bewundernswerter der Mut, mit dem sie sich zur Lage in ihrem Land äußerte. Etliche Tausend seien gestorben, die Syrer lebten in Angst, berichtete sie, viele seien auf der Flucht vor der Staatsmacht abgetaucht. Angesichts einer solchen Situation, erklärte sie, falle es ihr schwer, über Literatur zu reden.
Maha Hassan, Autorin mit kurdischen Wurzeln, die aus Paris angereist war, hatte Syrien bereits vor acht Jahren verlassen, ebenfalls aus Furcht vor dem Regime. Sie flüchtete nicht nur aus Angst um Leib und Leben. Sie, die damals bereits ihre ersten Romane veröffentlicht hatte, sorgte sich auch um ihre intellektuelle Unabhängigkeit. „Ich schrieb über drei Tabuthemen”, erklärte sie. „Politik, Sex und Religion.” Das brachte umgehend die Zensur auf den Plan. Ihre Bücher wurden verboten, sie galten als „moralisch verurteilenswert”.
„Kulturelle Korruption”
Die Zensur kann allerdings viel mehr, als nur das ein oder andere Buch zu verurteilen. Sie wirkt bedrohlich, weil sie allgegenwärtig ist, jederzeit zuschlagen, einen Autor und sein Werk mit Bannsprüchen belegen kann. Zudem: Was bedeutet es, wenn in Syrien überall Plakate des Präsidenten hängen, er von zahllosen Schildern, Plakaten, Bannern auf die Syrer herabblickt, wenn offenbar der ganze Staat auf ihn zugeschnitten ist? Es bedeutet, dass Autoren sich vorsehen, dass sie sich von vornherein überlegen, was sie schreiben und was besser nicht. Kleinere und größere Zugeständnisse, Vorsichtsmaßnahmen, aber auch deren Gegenteil: eine heimliche Gefallsucht, das Arrangement mit der Macht – für Maha Hassan sind solche Verhaltensweisen Ausdruck einer „kulturellen Korruption”, der sich kein Schriftsteller entziehen kann.
Doch der Druck, durch den sich die Bürger ihren eigenen Alltag reglementieren ließen, ergänzte die libanesische Autorin Alawiyya Sobh, geht auch von der Gesellschaft selber aus, von den Traditionen und Gewohnheiten. In ihrem Land zeige sich dies vor allem anhand zweier Phänomene: dem Verhältnis der Religionen und dem der Geschlechter. Der Libanon sei ein konfessionell strukturierter Staat. Das aber sei äußerst gefährlich, denn eine solche Ordnung verleite die Bürger, ihr gesamtes politisches Weltbild auf eine konfessionelle Grundlage zu stellen. Dadurch begäben sie sich in gefährliche Nähe zum Rassismus – einem kulturellen Rassismus, der sich von dem biologisch begründeten in seiner Destruktivität nicht grundlegend unterscheide. Auch die stillschweigend anerkannte Hierarchie zwischen den Geschlechtern trage nicht zur Entwicklung einer freien Gesellschaft bei. Hierarchisches Denken sei sehr schwer zu überwinden, denn ihm hingen nicht nur offen konservative, sondern auch nicht wenige vermeintliche moderne, vermeintliche fortschrittliche Menschen an – und zwar keineswegs nur Männer, sondern durchaus auch Frauen. Überhaupt dominierten Frauen die Veranstaltung. Aus Ägypten war Mansura Izzeddin angereist, aus Tunesien Sihem Benseddrine.
Bemerkenswert an dem Treffen in Frankfurt war schließlich, dass auch zahlreiche deutsche Autoren eingeladen waren, mit den Arabern mitzudiskutieren, unter anderen Thomas Lehr und Michael Kleeberg, in deren Werk die arabische Welt eine wichtige Rolle spielt.
Kersten Knipp ist Journalist und Literaturkritiker und lebt in Köln.
Copyright: Goethe-Institut e. V., Fikrun wa Fann, Juni 2012
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